


Kolumne

Ein Veranstalter ärgert sich, weil
eine Rezensentin den kulturellen
Wert von Militärmusik generell
in Frage stellt, statt die Musik ei-
nes Bundeswehr-Korps im Detail
zu würdigen. Auch aus den Re-
daktionen kommt immer öfter
die Forderung nach „mehr Objek-
tivität“ in der Berichterstattung. 

Doch unter Objektivität wird
nicht nur schlichtes journalisti-
sches Handwerk, „Check und Ge-
gencheck“, verstanden, sondern
mitunter zudem, ob alle maßgebli-
chen Institutionen, die über Geld,
Rechtsabteilungen oder Machtpo-
tential verfügen, gleichermaßen zu
Wort kommen. Allerdings vor al-
lem im positiven Sinn. Der Name
einer Sicherheitsfirma, die skanda-
löse Arbeitsbedingungen vertraglich
fest schreibt, wird hingegen in aller
Fürsorge anonymisiert. Kein neues
Phänomen: In ihrem Buch „Trans-
formation der Demokratie“ bekla-
gen der kürzlich verstorbene Johan-
nes Agnoli und Peter Brückner, dass
„die Spielregeln der Demokratie auf
die Wirtschaft keine Anwendung“
fänden. Das war in den 70er Jahren.
Diese Spielregeln haben sich bis
heute nicht geändert. 

Im Gegenteil, obgleich Chefre-
dakteure auf Medienkongressen
stets behaupten, man sei durch die
Wirtschaftskrise besonders sensibi-
lisiert, sich durch Anzeigen nicht
korrumpieren zu lassen, verschärft
sich diese Scheinobjektivität merk-
lich. Wie kommt ein solches Klima
zustande? Wieso wird anstelle des
engagierten sozialen Berichts über
Minderheiten, jetzt häufig jene zeit-
geistige Meinungsvielfalt als jour-
nalistische Kür betrachtet? Agnoli
und Brückner verweisen auf die
Psychologie verinnerlichter Unter-
werfungsrituale. Diese seien dadurch
geprägt, „dass der einzelne in der
Totalität seiner Lebenszusammen-
hänge den ökonomischen Mächten
und Interessen pflichtig“ werde.
Agnoli und Brückner spielen damit
auf die im Kapitalismus unvermeid-
liche Eingliederung des Individu-
ums in die Arbeitswelt an, einzig
um persönliche Würde zu erhalten.
Davon sind auch Journalisten nicht
ausgenommen. 

Positive Exempel wie das der
„Aachener Zeitung“ werden seltener:
Trotz diverser Einschüchterungs-

versuche und Blöffs seitens des Un-
ternehmens – „Ihre Mitarbeiterin
hat den Prozess vorzeitig verlassen,
danach gab es erst die entscheiden-
de Wendung“ – berichtete man
schonungslos und wahrheitsgetreu
über den im Bahn-Korruptionspro-
zess verurteilten und in der Region
ansässigen Stolberger Unternehmer
Ewald Schmitz. Ein Beispiel journa-
listischer Courage. 

Geht es hingegen um eine gesell-
schaftliche Gruppierung, die weder
über eine Lobby verfügt, noch über
Mittel, sich zu wehren, sind Journa-
listen manchmal wenig zimperlich.
Dies stellt sich so dar: Unter dem
Titel „Abschiebung: Kurse für mehr
Menschlichkeit“ äußert sich eine
Journalistin in einer Frankfurter Ta-
geszeitung: Aus dem Erstickungs-
tod des Sudanesen Aarmir Ageeb
und des Nigerianers Kola Bankole,
die beide durch Gewaltanwendung

bei der Abschiebung zu Tode ka-
men, habe „man gelernt“. Was man
gelernt hat? „Die Atemwege der Ab-
zuschiebenden dürfen nicht mehr
beeinträchtigt werden und es dür-
fen keine Verletzungen entstehen“.
Als sei dies beispielhaft für beson-
dere Humanität. Zitiert ist Klaus
Ludwig vom Bundesgrenzschutz.
Unreflektiert übernimmt die Jour-
nalistin weiterhin die Anschauung
der Veranstalter über Schulungen
der „Begleit-Beamten“: „Soziale Kom-
petenz ist bei der Schulung ebenso

ein Thema wie die Bewältigung von
Konfliktsituationen“. Einige Sätze
später heißt es dann: „Einfache kör-
perliche Gewalt“ wie das Anlegen
von Fesseln und Handschellen sei
aber erlaubt. Hier dokumentiert sich
die Sprache unmenschlicher Büro-
kratie, die sich ermächtigt, über das
Leben und die körperliche Unver-
sehrtheit anderer Menschen zu be-
stimmen. Es wird an den Rand ge-
drängt. Ob Fesseln und Handschel-
len neuerlich unter sozialer Kompe-
tenz verstanden werden? 

Blätter aller Couleur enthalten
entsprechende Berichterstattung.
So zitiert eine andere Zeitung unter
dem Titel „Entlastung: Minus bei
Asylverfahren“ den Frankfurter Prä-
sidenten des Verwaltungsgerichts,
Reiner Stahl, der den „kontinuierli-
chen Rückgang von Asylverfahren“
als „erfreulich“, beurteilt. Der Jour-
nalist schildert die Hoffnung Stahls,
dass „bis spätestens Ende 2003
auch alle sogenannten Altfälle ab-
gebaut sein werden“. Weiter heißt
es: „Selbst umfangreiche und damit
bearbeitungsintensive Verfahren
könnten jetzt zügig angegangen
werden“. Was geht bloß in den
Köpfen dieser Journalisten vor
sich? Sie versetzen sich in die Rolle
der Machthabenden, schildern de-
ren Freuden und Hoffnungen, als
seien es die eigenen. Welchen
Schrecken diese Berichterstattung
indes bei betroffenen Migranten
auslösen mag, wurde offenbar
nicht bedacht: Denn „das Abbauen
sogenannter Altfälle“ heißt im Klar-
text: Jetzt beginnt die Verfolgungs-
jagd auf Menschen, die bereits län-
ger hier leben.

Agnoli und Brückner dazu:
Wahrscheinlich werde „eines Tages
das Maß an geduldeter Desintegra-
tion ein Indiz für die Humanität
und Freiheitlichkeit der Gesell-
schaft sein“. Ist ein Ausbrechen aus
dem Herdenjournalismus über-
haupt möglich? Die Autoren warn-
ten: „Die Identifizierung des Bür-
gers mit den Interessen der Herr-
schaft“ beruhe auf „reflexartigem
Unterwerfungsverhalten“. Das be-
inhalte: „Ich-Schwäche, Projektion“,
sowie den „Zwang, unschuldige
Dritte für verleugnete oder ver-
drängte Triebwünsche zu bestrafen,
neurotische Bewunderung der Macht
ohne jede kritische Prüfung der
Realität“. ■
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Mehr Objektivität
Die Transformation der Demokratie in der Presse

Von Gitta Düperthal

Gitta Düperthal, freie Journalistin
aus Frankfurt am Main
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Outsourcing, Betriebsänderungen, Schließungen ganzer 
Abteilungen – schon seit Jahren beweisen Verlage hohe Kre-
ativität in der Zerstückelung ihrer Häuser. Zunehmend sind
auch Redaktionen betroffen – und zunehmend wehren sich
Belegschaften, wie jüngst beim Mittelrhein-Verlag in Koblenz.
ver.di greift das Thema auf und lädt Betriebsratsmitglieder 
aus Verlagen ein zu einem Seminar über

„Outsourcing, Teilbetriebsschließungen, 
Betriebsübergang und -änderung“

vom 23. bis 25. Juli 2003 im Aparthotel an der Spree
Weißkopfstr. 16 / 17 in 12459 Berlin

Themen: 
1. Warum wird ausgegliedert und fremdvergeben?

• Neustrukturierung von Verlagen
• betriebswirtschaftliche Hintergründe

2. Betriebsübergang gemäß § 613a BGB
• Anforderungen an Inhaberwechsel
• Rechtsfolgen für Arbeitsverhältnisse
• Betriebsvereinbarungen und Tarifverträge

3. Gemeinschaftsbetrieb mehrerer Unternehmen
• Rechtliche Anforderungen, aktuelle Rechtsprechung
• Rechtsfolgen für Arbeitnehmer
• Rechtsfolgen für betriebliche Interessenvertretung

4. Spaltung des Betriebes als Betriebsänderung
• Informations- und Beratungsrechte des Betriebsrats
• Betriebsvereinbarung / Sozialplan

5. Optionen für tarifliche Regelungen
• Erhalt / Sicherung der Tarifbindung
• Tarifvertrag zu Strukturen der Interessenvertretung
• Tarifvertrag zum Schutz vor Folgen der Ausgliederung 

Referenten:
Christian Stupka, Berater für Betriebsräte München
Martin Dieckmann, Fachgruppenleiter Verlage und Agentu-
ren, ver.di Bundesverwaltung
Inez Kühn, Bereichsleiterin Medien, ver.di Bundesverwaltung

Anmeldung an: ver.di Bildung und Beratung, Büro Berlin
Köthener Str. 44, 10963 Berlin, Fax: 030 / 263 99 89 – 25
Ansprechpartner: Katja Weber
Tel: 030 / 263 99 89 –16, E-Mail: weber@bb.verdi-bub.de
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Briefe an M

Zu wenig  
seriöse Berichte 

„Charta zur Sicherung 
von Qualität im Jounalismus“ 
in «M» 5 / 2003

Ich erlaube mir einen Kurzkom-
mentar (zur Qualitätscharta red.);
denn wenn ich das lese, was die dju
„verabschiedet“ hat, zerreisst es
mich!! Wenn ich die Massenblätter
seit dem Irak-Krieg nur alleine nach
den „nicht vorhandenen“ bzw. ge-
türkten Informationen verfolge, 
diverse jounalistische „Meisterleis-
tungen“ in privaten und auch öf-
fentlichen Rundfunk-Kanälen dazu
nehme, bleibt mir als Leser + Me-
dien-Konsument, nur eine Feststel-
lung: was da geschrieben wurde +
wird, ist von der Wirklichkeit längst
mehrfach überholt !
Weder gibt es inzwischen morali-
sche noch Wahrheitshemmschwel-
len (das berühmte Fragezeichen
hinter der Schlagzeile!) der überwie-
genden Mehrzahl von „Märchen“-
Erzählern. … Die Zahl der seriös 
berichtenden Jounalisten ist inzwi-
schen so klein geworden, dass es
mich erschreckt! 

Alfred Klinnert, 
per E-Mail

Aufbruchstimmung 
statt „Jammern“ 

„Von der Ich AG zur Wir AG“ 
in «M» 6 / 2003

Die Versammlung jammert über die
Misere der Selbstständigen, bittet
Bsirske um Hilfe – und der ver.di-
Vorsitzende verspricht, sich einzu-
setzen. So könnte man den „M“-
Bericht über die erste Bundes-
Selbstständigenkonferenz zusam-
men fassen.
Dabei hat sich die Autorin wohl
mehr von ihrer eigenen Stim-
mungslage als Betroffene leiten 
lassen als von dem Verlauf der Kon-
ferenz. Sonst hätte sie, statt über
viele Zeilen die Angestelltenkritik
Tucholskys zu zitieren, die Vorha-
ben und Beschlüsse der Konferenz-
teilnehmer erwähnt, die selbstbe-
wusst über das in ver.di immer 
gerne wiederholte „Arme-Schweine-
Image“ der Freien hinaus gehen.
Für mich hat auf der Konferenz die
Aufbruchstimmung das Jammern
weit überwogen – der ernste Wille
der Beteiligten, mit konkreter Ar-
beit die sozialen, wirtschaftlichen
und Bildungs-Belange der Selbst-
ständigen anzugehen. Und dies mit
oder ohne die Versprechen des Vor-

sitzenden bei seinem erfreulichen
Auftritt in Dortmund. Eine große
spontane Arbeitsgruppe beschäf-
tigte sich mit dem Thema, warum
das Selbstständigen-Dasein Spaß
macht.
Falsch ist der Satz des Artikels, man
sei sich vor allem über eins einig ge-
wesen, dass man sich nicht als Un-
ternehmer verstehe. Hier beißt sich
der Artikel ins Ringelschwänzchen.
Denn wer bei seiner freiberuflichen
Tätigkeit nicht unternehmerisch
denkt, wird ohne festen Arbeitsplatz
wirklich zum „armen Schwein“.
Das lernt einE jedeR Selbststän-
digeR beim ersten Einführungs-
seminar in der ver.di-Bildungsstätte.
Weshalb wir trotzdem nicht zu den
Arbeitgeberverbänden abwandern.
Resultat der Tagung ist zur besseren
Vernetzung unter anderem eine 
Arbeits-Mailingliste der aktiven
Selbstständigen in ver.di. Wer bei
„as-verdi“ mitarbeiten will, schreibe
eine Mail an veronika.mirschel@
verdi.de 

Ulli Schauen, per E-Mail

Besser eine Wir coop

„Von der Ich AG zur Wir AG“ 
in «M» 6 / 2003

Der Beitrag über die Bundeskonfe-
renz der Freien trägt im Ansatz ja
schon die richtige Überschrift, aber
ohne Aber kein Leserbrief: Eine Wir
coop, die würde es bringen, und ge-
nau das haben einige Leute aus
Hamburg und Berlin getan, sie ha-
ben eine Mediengenossenschaft für
Freie gegründet. 
Die meisten sind erwerbslos und
mit einem Unwort wie Ich AG woll-
te keine/r in die Freiberuflichkeit
starten. Trotzdem: Finanzielle Risi-
ken müssen solidarisch abgesichert
werden, gemeinsames Handeln
macht es möglich, Synergien (oder
altmodisch: Arbeitsteilung) zu nut-
zen. Eine kann Projektmanagement
eben besser als Fotografieren, der
andere kann besser Deutsch als
HTML. 
Die Formen, wie den Freien gedient
werden kann, müssen wir uns beim
praktsichen Arbeiten schaffen. Un-
ser Ziel ist es nicht, andere Freie
durch höhere Effizienz zu verdrän-
gen, sondern uns durch Koop neue
Märkte zu erschaffen. Wie das funk-
tionieren kann, wollen wir in Zu-
kunft an Beispielen zeigen. Wer
sich informieren mag, kann die Ge-
nossenschaft unter http://www.
mediendenkfabrik.de erreichen. 

Christian Sternberg, per E-Mail
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Wir freuen uns über
Briefe. Vor allem über
kurze. Wir wollen
möglichst viele zu
möglichst vielen 
Themen. 
Deswegen müssen wir
manchmal Leserbriefe 
kürzen. Wir bitten um
Verständnis.

Anschrift der Redaktion:
Bundesvorstand
ver.di
Redaktion M
Menschen – Machen
– Medien
Potsdamer Platz 10
Haus 4
10785 Berlin

E-Mail: 
Karin.Wenk@verdi.de
Fax: 030 / 69 56 36 76

Ein trauernder Junge am Grab seines Vaters, der bei einem Erdbeben im Juni 2002 im Iran ums Leben
kam: Das Bild vermittelt dem Betrachter eindringlich Hilflosigkeit, Schmerz, greifbares Elend. Die von einer
internationalen Jury aus 53.597 eingesandten Bildern ausgewählte Schwarz-Weiß-Fotografie des in 
Los Angeles lebenden armenischen Fotografen Eric Grigorian ist das World Press Photo des Jahres 2002.
Ebenfalls ausgezeichnet wurde die Fotoserie „Megacities of Asia“ von Peter Bialobrzeski, aus der Bilder in
der GEO-Reportage „Die Turbo-Cities“ publiziert wurden (1. Platz in der Kategorie „The Arts – Stories“
und einziger deutscher Preisträger).

World-Press-Photo des Jahres 2002
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Aktuell

Am Anfang steht die Frage, muss
das denn alles so sein? Aber es
gibt so manchen Tag, an dem ein
solcher Gedanke inmitten ange-
strengter Arbeit auftaucht. Für
einen Redakteur oder eine Re-
dakteurin einer Tageszeitung ist
dieser Punkt häufig dann er-
reicht, wenn das Zustandekom-
men des eigenen Artikels oder
der zu redigierenden Beiträge
hart an der Grenze der Verant-
wortbarkeit vorbeischrammt, ein-
fach weil keine Zeit bleibt, zum
Beispiel für eine gründliche Re-
cherche. 

In einer solchen Situation drängt
es nach Freiraum – um den eigenen
Ansprüchen, aber auch denen von
Zeitungslesern gerecht zu werden.
Aber gerade dieser Freiraum ist in
Redaktionen mitunter kaum noch
vorhanden, wird zunehmend be-
schnitten. Von Seiten der Verlags-
leitungen wurden in den letzten
beiden Jahren überwiegend wirt-
schaftliche Gründe genannt, die es
nun mal notwendig machten, die
Arbeitsbedingungen der Redakteu-
rinnen und Redakteure zu verschär-
fen. Dies gipfelte zum Ende des
letzten Jahres darin, dass der Man-
teltarifvertrag für Redakteurinnen
und Redakteure an Tageszeitungen
von Seiten des Verbandes der 
Zeitungsverleger (BDZV) gekündigt
wurde. Es gäbe Änderungsbedarf,
so die Verlegervertreter. Aber sollen
wir uns jetzt an einem Katalog von
Unternehmerwünschen abarbeiten,
der letztlich beträchtliche Eingriffe
in das Jahreseinkommen, die Ein-
führung einer 6-Tage-Woche und
ähnliches mehr vorsehen wird. Gibt
die Entwicklung der Medien in den
letzten Jahren nicht vielmehr An-
lass einen kritischen Blick auf die
eigene Arbeit zu werfen und dann
zu bestimmen, was für ein Ände-
rungsbedarf aus Sicht der Schrei-
benden besteht. Die Deutsche Jour-
nalistinnen und Journalisten-Uni-
on (dju) in ver.di möchte dazu Ge-
legenheit geben.

Im Sommer wird die dju eine
Umfrage unter Kolleginnen und
Kollegen in den Zeitungsredaktio-
nen starten. Dabei geht es um Ar-
beitsbedingungen, Arbeitszeit und
deren Auswirkungen auf die Qua-
lität der journalistischen Arbeit. Die

Antworten und Einschätzungen wer-
den mit wissenschaftlicher Unter-
stützung ausgewertet, die Ergebnis-
se veröffentlicht. Sie ermöglichen
einen Blick auf die aktuelle Situati-
on des Zeitungsjournalismus. Span-
nend wird sein, ob das berufliche
Selbstverständnis und die Ansprü-
che an die eigene Arbeit immer
noch als erfüllbar erscheinen. Oder,
ob der dafür nötige Freiraum nicht
schon zu rar geworden ist. Fraglich
ist ebenso, ob der Tageszeitungs-
journalismus seiner Bedeutung in-
nerhalb einer demokratischen Ge-
sellschaft noch ausreichend gerecht
wird.

Mit den Resultaten dieser Um-
frage erhofft sich die dju die Einlei-
tung eines Diskussionsprozesses.
Nicht nur zu Fragen des Berufes,
sondern auch zu den Bedingungen,
unter denen journalistische Qua-
lität gefördert werden kann. Also
neben den täglichen Arbeitsbedin-
gungen zu den Gebieten Qualifizie-
rung, Flexibilisierung von Arbeits-
zeiten oder Redaktionsstatuten.
Teilweise werden daraus direkt For-
derungen an einen verbesserten
Manteltarifvertrag abzuleiten sein.
Diese wird die dju in den Verhand-
lungen mit den Verlegern zum
gekündigten Manteltarifvertrag na-
türlich aufgreifen. Auch die ausste-
hende Tarifregelung zur Beschäfti-
gungssicherung in Redaktionen gilt
es, einzufordern. Im weiteren Ver-
lauf der Verhandlungen wird die
dju damit deutlich machen, dass
der Manteltarifvertrag kein Selbst-
bedienungsladen für Verleger sein

wird. Er stellt vielmehr die Basis ei-
nes Berufes dar, der täglich im Licht
einer kritischen Öffentlichkeit steht.

Am Ende kann also nicht ste-
hen, dass Verlegern Einsparungen
ermöglicht werden, die mit Sicher-
heit negative Auswirkungen auf
den Wert der Zeitungen haben wür-
den. Sondern der neu abgeschlosse-
ne Manteltarifvertrag soll für alle
eine Perspektive zeigen, wie Quali-
tät und Kompetenz im Redaktions-
alltag frei entfaltet werden können.

Matthias von Fintel ■
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Kein Selbstbedienungs-
laden für Verleger
dju startet Debatte um Freiräume und Ansprüche im Journalismus unter dem
Motto: „Qualität – Kompetenz – Perspektiven“ 

Die Bundesregierung hat dem Entwurf der Novelle
zum Filmförderungsgesetz im Mai zugestimmt. Ziel
des Gesetzes ist es, die Rahmenbedingungen für 
Kinofilmproduktionen und die Absatzförderung für
deutsche Filme weiter zu verbessern. Im Mittelpunkt
des Entwurfs stehen Staatsministerin Christina Weiss
zufolge Verbesserungen des Fördersystems, vor allem
der Ausbau der automatischen Referenzfilm- und
absatzförderung. 
„Als verbesserte Version, aber noch nicht der Weis-
heit letzten Schluss“, beurteilte Heinrich Bleicher-Na-
gelsmann, Bereichsleiter Kunst und Kultur bei ver.di,
in einer ersten Stellungnahme die Novelle. Erfreulich
sei, dass einige wichtige Vorschläge aus dem zeitlich

zu kurz befristeten Konsultationsprozess Eingang in
den Entwurf gefunden hätten. Es komme jedoch jetzt 
darauf an, in einem offenen Anhörungsverfahren die
noch strittigen Punkte zu klären, „die den Film als
Kulturgut stärken“, so der ver.di-Filmexperte. 
Besonders problematisch sei, dass die Verpflichtung
der Rundfunkanstalten, einen höheren finanziellen
Beitrag und nicht nur Sachleistungen zur Filmförde-
rung zu leisten, nicht im Gesetz fixiert sein sollen.

wen ■

Die ver.di-Stellungnahme zum Gesetzentwurf ist zu
finden auf der Homepage des Fachbereichs Medien,
Kunst und Industrie unter:
www.verdi.de/0x0ac80f2b_0x000058ee

Novelle zum Filmfördergesetz auf den Weg gebracht

Keine Zeit für Recher-
che – steigender Druck
auf Journalisten 
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Die Rezession in der Medien-
branche hält an. Die Medienkon-
zerne versuchen, die Folgen der
Krise und ihre eigenen Manage-
mentfehler auf die Beschäftigten
abzuwälzen. Schon 10.000 Jour-
nalisten sind ohne Arbeit. 
Zugleich wittern die Konzerne
die Chance, sich lästiger Gegner
zu entledigen, die bestehende
gesetzliche Medienregulierung
aufzuweichen. Die öffentlich-
rechtlichen Anstalten sollen ge-
schwächt, die Pressefusionskon-
trolle abgeschafft werden. Zeit
für die Beschäftigten und die
Mediengewerkschaft, eine me-
dienpolitische Gegenoffensive
zu starten. 

„Premiere“-Chef Georg Kofler fuhr
mal wieder schweres Geschütz auf:
Von „bedrohlicher Wettbewerbs-
verzerrung“ war da die Rede, gar
von der „Luxusausstattung“ des 
öffentlich-rechtlichen Fernsehens,
mit der der TV-Markt „aus der Ba-
lance gebracht“ werde. Auslöser
seiner Klage waren – richtig geraten
– die jüngst bekannt gewordenen
Wünsche von ARD und ZDF in 
Sachen Gebührenerhöhung. Die

öffentlich-rechtlichen Anstalten
haben demnach bei den Ländern
und deren zuständiger KEF-Kom-
mission eine Erhöhung der Rund-
funkgebühren von derzeit 16,15
Euro auf etwa 18 Euro pro Monat
ab 2005 beantragt. Wie zu erwarten,
war die öffentlich erzeugte Empö-
rung über diesen Schritt groß. Ein
Plus von mehr als zehn Prozent!
Und das in Zeiten knapper Kassen,
in der dem Bürger alle möglichen
Sparzwänge auferlegt würden. Gar
nicht zu reden von der Ebbe in
den Budgets der Privatsender, die
unter der Last der Medienrezession
ächzen. Schon argwöhnt Kofler,
ARD und ZDF planten eine „syste-
matische Schwächung des Privat-
fernsehens“. Dass die angestrebte
Gebührenerhöhung sich auf die
gesamte Periode 2005– 2008 be-
zieht, mithin vergleichsweise mo-
derat ausfällt, geht in der allgemei-
nen Erregtheit meist unter. Zugleich
lässt der Vorgang ahnen, dass der
zeitweilig überwunden geglaubte
„Kampf der Systeme“ im Zeichen
der Medienkrise mit erneuerter
Schärfe aufbrechen dürfte. Die An-
griffe der Privaten auf ARD und
ZDF, dies belegte auch die jüngste
Jahrestagung des Lobby-Verbandes
privater Rundfunk und Telekom-
munikation VPRT, zielen immer
auf das eine ab: auf die Eindäm-
mung und Begrenzung des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks. Der
verfassungsrechtlich definierte
Grundversorgungsauftrag soll um-
gedeutet werden in eine Art von
gnädig zugestandenem Recht auf

Mindestversorgung, während das
eigentliche Rundfunkgeschäft Sache
der Privaten zu sein habe. Eine An-
maßung, die gleichwohl in vielen
Kommentaren kritiklos übernom-
men wurde. Doch gibt es auch Aus-
nahmen. „Ist es nicht viel abwegi-
ger anzunehmen, dass einer Gesell-
schaft am besten damit gedient ist,
wenn sie ihre Information, ihre
Unterhaltung, fast ihr ganzes Welt-
bild von Firmen bekommt, deren
einziger Zweck es ist, möglichst viel
Geld zu verdienen?“ fragte etwa
Stefan Niggemeier in der „Frank-
furter Allgemeinen Sonntagszei-
tung“(!). Das Ansinnen der Privaten,
die EU-Transparenz-Richtlinie auf
die öffentlich-rechtlichen Anstalten
anzuwenden, muss daher konse-
quent zurückgewiesen werden.
Dies wäre, so der stellvertretende
ver.di Vorsitzende Frank Werneke,
„ein massiver Angriff auf die be-
währte deutsche Rundfunkord-
nung“. Rundfunkgebühren sind
eben keine „staatlichen Beihilfen“
im Sinne des EU-Rechts, sondern
eine Bürgerfinanzierung von ge-
sellschaftlicher Infrastruktur. 

Rundfunkstaatsvertrag
mit klarem Auftrag 

Der Konflikt spiegelt sich auch in
den aktuellen Auseinandersetzungen
um die bevorstehende 7. Novellie-
rung des Rundfunkstaatsvertrags.
Darin soll erstmals ein klarer Funk-
tionsauftrag des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks umrissen werden.
Dieser hat demnach „durch die

6 M 7 – 8.2003

Karten 
neu gemischt 
– Qualitätsopfer im Zeichen 

der Medienkrise

Zeit für eine 

medienpolitische Gegenoffensive 

von Beschäftigten und Gewerkschaften

Von Günter Herkel

Titelthema

Medien im Tauziehen
zwischen Wirtschafts-
und Kulturgut
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Herstellung und Verbreitung von
Hörfunk- und Fernsehprogrammen
sowie von Mediendiensten mit vor-
wiegend programmbezogenem 
Inhalt als Medium und Faktor des
Prozesses freier und individueller
öffentlicher Meinungsbildung zu
wirken“. Einige CDU-Staatskanzlei-
en fordern „Nachbesserungen“. So
sollen „Mediendienste“, also Online-
Angebote, im Programmauftrag als
„nachrangig“ bewertet werden.
Auch sollen diese Dienste einen
„ausschließlich programmbezoge-
nen“ (statt „vorwiegenden“) Inhalt
aufweisen. In die gleiche Richtung
zielt die Minderheitsposition zweier
CDU-Länder, die Unterhaltungs-
aufgabe nur als „nachrangig“ zu
definieren. Bleibt zu hoffen, dass
die Union mit solchen – die Ent-
wicklungschancen des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks potentiell
einschränkenden – Manövern nicht
durchkommt. Sinnvoll erscheint
dagegen der Auftrag an ARD, ZDF
und DeutschlandRadio, künftig 
alle zwei Jahre einen Bericht vor-
zulegen, in dem detailliert die Er-
füllung des Programmauftrags , die
„Qualität und Quantität der ange-
botenen Programme“ nachgewiesen
werden. Eine ähnliche Verpflich-
tung zu Transparenz wäre auch für

die privaten Medienveranstalter
wünschenswert. Sie bleibt im Privat-
funk jedoch ein frommer Wunsch,
da die kommerziellen Sender be-
kanntlich keinen Programmauftrag
kennen. Abgesehen eben von dem
Imperativ, ihren Eignern möglichst
viel Gewinn zu bringen. 

Sündhaft teure
Sportübertragungsrechte 

Allerdings wären die öffentlich-
rechtlichen Anstalten gut beraten,
den Bogen nicht zu überspannen.
Bedarfsgerechte Finanzierung des
Rundfunks ist eine Sache, unge-
bremste Programm- und Kosten-
expansion eine andere. Die immer
wieder vom ZDF ventilierten Pläne
für die Gründung einer Senderfa-
milie passen ebenso wenig in die
aktuelle medienpolitische Land-
schaft wie die Beteiligung von ARD
und ZDF am Verhandlungspoker
um den Kauf sündhaft teurer Sport-
Übertragungsrechte. Es ist ein Ar-
mutszeugnis für das öffentlich-
rechtliche System, wenn – wie zur
Jahreswende geschehen – die Fort-
führung der Gemeinschaftsaufgabe
Ausländerprogramme im Hörfunk
am Fehlen eines vergleichsweise
läppischen Betrags von einer Euro-

Million scheitert. Die Rechtekosten
für ein mittelprächtiges Pokalspiel
liegen höher.
Nach dem Niedergang des einstigen
Kirch-Imperiums werden die Karten
im privaten TV-Markt derzeit neu
gemischt. So hat der US-Milliardär
Haim Saban unlängst knapp 72
Prozent der von Kirch Media ge-
haltenen Anteile an der ProSieben
Sat 1 Media AG übernommen. Be-
troffen von dieser Transaktion sind
die Sender Pro Sieben, Sat 1, Kabel
1 und N 24 sowie ein Anteil von
Neun live. Beim Feilschen um das
Deutsche SportFernsehen DSF setzte
sich dagegen das Konsortium unter
Führung von KarstadtQuelle durch.
Dennoch markiert der Einstieg von
Saban eine Zäsur auf dem deutschen
TV-Markt: Erstmals betritt ein aus-
ländischer Player mit Macht die
Szene, ohne dass ihm wesentliche
Fesseln angelegt werden. 
Mitte Mai hat die Kommission zur
Ermittlung der Konzentration im
Medienbereich (KEK) den Deal 
abgenickt. Nach dem für die KEK
maßgeblichen Marktanteilsmodell
erreichten die der Saban-Group zu-
rechenbaren Programme im ver-
gangenen Jahr einen Zuschauer-
anteil von knapp 22 Prozent. Eine
Marge, die beträchtlich unterhalb
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der im Rundfunkstaatsvertrag fest-
gelegten 30 Prozent liegt, ab der
die Kommission wegen des Ver-
dachts auf „vorherrschende Mei-
nungsmacht“ intervenieren müsste.
Darin zeigt sich erneut das Dilemma
einer recht großzügig gefassten Kon-
zentrationskontrolle, die ursprüng-
lich das Patt zwischen ARD / ZDF
einerseits, Bertelsmann und Kirch
andererseits absegnen sollte. 
Was wäre gewesen, wenn statt des
unideologisch agierenden Haim
Saban ein gewisser Silvio „Su Emit-
tenza“ Berlusconi auf dem deut-
schen Markt zugeschlagen hätte?
Im Kabelbereich ist die Internatio-
nalisierung seit Jahresbeginn bereits
Realität. Nach jahrelangen Verhand-
lungen gelang es der Deutschen
Telekom, die Reste ihres maroden
Kabelnetzes an eine US-Investoren-
gruppe aus Apax Partners, Goldman
Sachs und Providence Equity abzu-
stossen. Proteste wie im Jahr zuvor,
als ein geplanter Verkauf an John
Malones Liberty am Veto des Bun-
deskartellamts scheiterte, blieben
diesmal aus. 

Herren des Kabels
mit reduziertem Anspruch

Die seinerzeit befürchtete Gefahr
einer Machtkonzentration von Pro-
grammherstellern, Programmver-
anstaltern und Netzbetreibern ist
unter den neuen Eignern nicht zu
befürchten. Zugleich fällt der redu-
zierte Anspruch der neuen Herren
des Kabels auf. Entgegen früherer
großspuriger Ankündigungen, die
technisch veralteten Kabelnetze zu
digitalen Multimedia-Highways um-
zurüsten, scheint es nun in erster
Linie um eine bloße Programmver-
mehrung zu gehen. Schnelles Inter-
net, Video on demand oder Telefo-
nie über Kabel – alles Zukunftsmu-
sik, vertagt auf eine Phase höherer
Massenkaufkraft oder abgedrängt
in einige wenige Feldversuche. Zu-
gleich fürchtet die Branche, vom
in Berlin bereits gestarteten terrest-
rischen Digitalfernsehen künftig
an die Wand gedrückt zu werden.
Anders lässt sich die Forderung des
Deutschen Kabelverbandes nach
Ausschluss einer öffentlichen
„Subventionierung“ von DVB-T
wohl nicht interpretieren. 
Zur Erinnerung: Vor 20 Jahren, als
unter dem CDU-Postminister 
Christian Schwarz-Schilling mit
Milliardeninvestitionen das Kup-
ferkabel in der Erde verbuddelt
wurde, musste als Begründung die
Forderung nach einer „Erweiterung
der Programmvielfalt“ (sprich: das
Aufbrechen des öffentlich-recht-
lichen „Monopols“) herhalten.
Heute verlangen die Platzhirsche
der technisch überholten Kabel-
industrie Bestandsschutz gegen
kostengünstigere Alternativen. Ein

medienpolitischer Treppenwitz.
Besonders tiefe Breschen schlägt
die Rezession derzeit in der Print-
branche. Die enormen Einbrüche
im Anzeigengeschäft kompensie-
ren die Großverlage durch einen ri-
gorosen Sanierungskurs. Was nicht
oder nicht ausreichend rentabel
ist, wird eingestellt. Personalabbau
im zehnprozentigen Bereich ist die
Regel. 

Überregionale Presse
in Existenz bedroht

Ausgerechnet die Existenz der über-
regionalen Qualitätspresse erscheint
gefährdet. Nach der Einstellung
von Magazinen, Regionalbeilagen
und dem Abbau der Online-Aktivi-
täten geht es nun, da die wirtschaft-
liche Erholung auf sich warten lässt,
offenbar an die Substanz. Die Prog-
nose von Springer-Vorstandschef
Mathias Döpfner, mittelfristig wür-
den allenfalls zwei überregionale
Tageszeitungen in Deutschland
überleben, erscheint nicht mehr
abwegig. In der Not wenden sich
einige der Hauptbetroffenen mit
Hilfeersuchen an den Staat. So etwa
die „Frankfurter Rundschau“, die
Mitte Mai vom Land Hessen eine
Bürgschaft für den beantragten Kre-
dit in zweistelliger Höhe erhielt,
um die Sanierung des trudelnden
Verlags zu unterstützen. Angesichts
des auch im Printbereich gültigen
Postulats der Staatsferne durchaus
ein problematischer Vorgang. Vor-
schläge zur direkten Presseförderung,
wie sie auch aus Gewerkschafts-
kreisen gemacht werden, müssen
auf ihre verfassungsrechtliche Zu-
lässigkeit abgeklopft werden. In
Schweden hat man mit der staat-
lichen Förderung von „Zweitzei-
tungen“ – also Blättern in nach-
rangiger Marktposition – in den
siebziger Jahren gute Erfahrungen
gemacht: Die Pressekonzentration
wurde seither faktisch gestoppt.
Ob solche Vorschläge hierzulande
in Zeiten knapper öffentlicher 
Kassen auf Beifall stoßen, darf
wohl füglich bezweifelt werden. 

Angriffe auf Kartellrecht
und Fusionskontrolle

Zugleich nehmen in der Krise die
Versuche der Großverlage zu, das
geltende Kartellrecht auszuhöhlen.
Die Medienwirtschaft werde zum
„Schauplatz eines groß angelegten
Verteilungskampfes um Marktan-
teile einiger weniger Medienkonzer-
ne“, warnte bereits Ende vergangen
Jahres ver.di-Bundesvorstandsmit-
glied Frank Werneke. Seit längerem
machen sich die Verlagschefs der
großen Zeitungshäuser wie Sprin-
ger, WAZ und Holtzbrinck für eine
Abschaffung der 1976 eingeführten
pressespezifischen Fusionskontrolle

stark. Besonders dramatisch gestal-
tet sich die Marktkonkurrenz in
Berlin, wo Holtzbrinck und Springer
ganze Zeitungsredaktionen für ihre
Interessen in Geiselhaft nehmen.
Nachdem das Bundeskartellamt
Holtzbrinck die Fusion mit dem
Berliner Verlag untersagte, hatte
Holtzbrinck bekanntlich bei Bun-
deswirtschaftsminister Wolfgang
Clement eine Sondererlaubnis be-
antragt. Kaum drohte Holtzbrinck
an, im Falle einer Versagung seines
Fusionswunsches bliebe nichts
übrig als den „Tagesspiegel“ platt-
zumachen, schwang auch Springer-
Chef Mathias Döpfner die Abwick-
lungskeule: „Welt“ und „Berliner
Morgenpost“ müssten dran glauben,
falls der Minister dem Begehren
der Stuttgarter nachgebe. Klare 
Erpressungsversuche von Verlags-
bossen, die nach gewerkschaftlicher
Auffassung nicht zuletzt durch
krasse Managementfehler ihre 
Unternehmen in die Krise gewirt-
schaftet haben: durch fehlende
Rücklagenbildung, eine illusionäre
Online-Strategie und den hem-
mungslosen Aufbau von Überka-
pazitäten in Boomzeiten. 
Zuletzt erteilte Clement Holtz-
brinck die Auflage, einen Käufer
für den „Tagesspiegel“ zu suchen.
Dem Vernehmen nach sollen die
Chancen, auf diese Weise einen
weiteren Fall von Pressekonzentra-
tion zu vermeiden und ohne staat-
liche Eingriffe den Wettbewerb zu
sichern, gar nicht so schlecht ste-
hen. Die Intensität der Branchen-
krise legt es aber nahe, über kurz-
fristige Feuerwehraktionen hinaus
einen verbindlichen Rahmen für
ein demokratisches Pressewesen zu
schaffen. Dies könnte auf einem
„Zeitungsgipfel“ geschehen, wie
ihn Clement unlängst angeregt
hat. Ein solcher Rahmen müsste
nach Auffassung der Gewerkschaf-
ten für mehr Transparenz und 
innere Pressefreiheit in Zeitungs-
und Zeitschriftenverlagen sorgen.
Wichtige Elemente müssten sein:
die Wiedereinführung der unter
Kohl abgeschafften Pressestatistik,
die Pflicht zur Offenlegung der Be-
sitz- und Beteiligungsverhältnisse
in den Verlagen sowie die Mitbe-
stimmung der Redaktionen durch
Redaktionsstatute. Bereits SPD-
Reformkanzler Willy Brandt hatte
1969 (!) die Absicht bekundet, ein
solches „Presserechtsrahmenge-
setz“ zu erlassen, war aber am Wi-
derstand der Verleger gescheitert.
Angesichts der krisenhaften Zu-
spitzung in der Medienbranche er-
scheint eine gesetzliche Regelung
heute dringlicher denn je. Ob die
rot-grüne Bundesregierung den
Mut aufbringt, gegen die Interessen
der Verleger „mehr Demokratie zu
wagen“, wie es Brandt vor 35 Jah-
ren forderte? ■
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Keine große
Gebühren-
reform

Eine große Gebühren-
reform soll es nun
nicht geben, verkün-
deten die Staatskanz-
leichefs der Länder
nach ihrem Treffen En-
de Mai unter Leitung
von Klaus Rüter aus
Mainz. Ursprüngliches
Ziel war, dass jeder
Haushalt und jede Fir-
ma nur einmal zahlen
müsse, nicht wie bis-
her, wo zum Beispiel
Kinder mit eigenem
Einkommen extra zur
Kasse gebeten wer-
den. ARD und ZDF
rechneten dann mit
Verlusten 440 Millio-
nen Euro im Jahr, die
nur durch höhere Ge-
bühren aufgefangen
werden könnten. Das
wäre mehr als ein Eu-
ro pro Monat zusätz-
lich zu rund zwei Euro,
die ARD und ZDF ab
2005 erhalten wollen.
Das sei jedoch nicht fi-
nanzierbar angesichts
der wirtschaftlichen
Lage in Deutschland,
so Rüter. 



Die erste Bundeskonferenz des
Fachbereiches Medien, Kunst und
Industrie nach der Gründung von
ver.di im Jahr 2001 zog ein Resü-
mee über den aktuellen politi-
schen Standort der Gewerkschaft
und das Zusammenwachsen der
fünf Fusionierten. Es war eher
ein ruhiger Kongress in Magde-
burg, wenig spektakulär – für die
Medien deshalb offenbar nicht
berichtenswert – und nicht ge-
prägt durch heftige, oder gar aus
dem Ruder laufende kontroverse
Debatten. Dennoch herrschte
nicht eitel Sonnenschein. Forde-
rungen um eine klare Positionie-
rung von ver.di nach außen und
eine konsequente Interessenver-
tretung ihrer Mitglieder wurden
debattiert, waren Gegenstand
von Anträgen aus vorangegan-
genen Konferenzen des Fachbe-
reiches in den Ländern. Und es
gab den Versuch, Ansätze für Al-
ternativen aus der Medienkrise
zu entwickeln. 

Die Gewerkschaften hätten es
zur Zeit nicht leicht in den Medien.
Vorschnell und kritiklos würden sie
als veraltete unbewegliche Klötze
abgetan, kritisierte der ver.di-Vor-
sitzende Frank Bsirske den derzei-
tigen Mainstream in der Bericht-
erstattung. Er bescheinigte der eige-
nen Organisation allerdings auch,
intern oft mit einer „Erbsenzähler-
mentalität und Kleinkariertheit“ zu
reagieren, „die ich so nicht erwartet
hatte“. Dennoch blickte er optimis-
tisch in die Zukunft. Immerhin
sind 27 Prozent der Neueintreten-
den in die Gewerkschaft jünger als
28 Jahre.

Das Drängen der Industriefach-
gruppen, trotz anders lautender Ab-
sprachen mit der IG BCE und der
IG Metall in ihren Betrieben weiter-
hin neue Mitglieder werben zu kön-
nen, beschied Bsirske abschlägig mit
der Warnung vor einer Entwick-
lung zu Richtungsgewerkschaften.
Wenn sich die anderen Gewerk-
schaften nicht an die Vereinbarun-
gen bezüglich der Zusammenarbeit
bei Betriebsratswahlen hielten, müs-
se ver.di nachdrücklich auf diese
Absprachen bestehen, nicht aber
mit Werbekampagnen kontern.
„Massenübertritte zu ver.di würden
einen Treibsatz zünden, der uns um
die Ohren fliegt“, so der ver.di-Vor-
sitzende in Anspielung auf Ausein-
andersetzungen in Betrieben wie
Thyssen. 

Konzepte statt Klagen

„Ein steifer Wind weht uns ins
Gesicht“, analysierte Frank Bsirske
die Position von ver.di im Kampf
gegen die Demontage des Sozial-
staats durch die wortbrüchige Re-
gierung. Hohn sei es, wie Sozialde-

mokraten und Grüne den „blanken
Sozialabbau als Reformen“ verkau-
fen würden. „Mit uns nicht!“, fasste
Bsirske die gewerkschaftliche Hal-
tung zur Agenda 2010 zusammen,
er zeigte sich jedoch skeptisch an-
gesichts von Desillusion und Ori-
entierungslosigkeit, dass die Bevöl-
kerung wie in Frankreich oder sogar
in Österreich gegen den Wahlbe-
trug rebellieren würde. Seine Ein-
stellung zu politischen Streiks sei
„nicht dogmatisch“. Er erwarte in
solchen Fällen aber arbeitsrechtliche
Schritte in den Betrieben und zwei-
fele an der derzeitigen Geschlossen-
heit für eine erfolgreiche Gegen-
wehr. „Wir sind jedoch nicht der
Transmissionsriemen irgendeiner
Partei und schon gar nicht einer Re-
gierung“, so Bsirske. Und gerade
deshalb müsse ver.di der wirt-
schaftspolitischen Ausrichtung der
Regierung ein ganzheitliches Kon-
zept gegenüberstellen. Klagen über
die beabsichtigten Ungerechtigkei-
ten alleine würden nicht helfen, da
sie die Politik zu wenig beeindruck-
ten, wie es auch ver.dis Ausstieg aus
dem Bündnis für Arbeit gezeigt ha-
be. Statt sich an die Klagemauer zu
stellen, sollten die Verdianer die
Diskussion in den Betrieben suchen
und auf erfolgreiche Politikbeispie-
le in anderen Ländern verweisen.
So habe Großbritannien auf die 
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hohe Arbeitslosigkeit mit einer
antizyklischen statt einer reinen
Spar-Politik reagiert. Das Gesund-
heitssystem müsse durch die Einbe-
ziehung von Selbständigen und Be-
amten in die gesetzliche Kranken-
versicherung saniert werden. 

Schmerzhafte Einschnitte

Mit Blick auf den „Laden ver.di,
der längst nicht in Ordnung ist“
verwies Frank Werneke auf die Auf-
addierung ungelöster Probleme von
fünf Einzelgewerkschaften beim
Start von ver.di. Als Beispiele wur-
den genannt: die Anzahl der Bil-
dungsstätten, die konsequente Ver-
folgung von Beitragsehrlichkeit und
Beitragsanpassung, die Schaffung
von leistungsgerechten Gehalts-
strukturen für die Beschäftigten bis
hin zur Entwicklung eines tragfähi-
gen Dienstleistungsprofils für Mit-
glieder und Betriebsräte. Folge wa-
ren unter anderem Strukturen, die
nicht transparent seien, ehrenamt-
liche Arbeit behinderten und die
vor allem auch nicht finanzierbar
seien. Er sehe deshalb zum derzeit
eingeschlagenen Weg der Haus-
haltskonsolidierung keine Alterna-
tive, auch wenn dies zu „schmerz-
haften Einschnitten“ führen werde,
die auch den Fachbereich 8 betref-
fen würden. „Ein klares Konzept 

Gegen den Wind
gestemmt
Verdianer von Medien, Kunst und Industrie 
zogen erstes Resümee seit der Fusion 

Ausführliche Informa-
tionen über die Bun-
desfachbereichskonfe-
renz vom 15. bis zum
17. Mai in Magdeburg
– Wahlergebnisse, An-
träge – sind zu finden
unter www.verdi.de
(weiterklicken auf Be-
rufe & Branchen; dann
Fachbereich Medien,
Kunst und Industrie).

Ergebnisse
und Infos

Bundeskonferenz
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Frank Bsirske kriti-
sierte die Agenda
2010 auf das Schärfste



Bundeskonferenz

zur finanziellen Konsolidierung und
die Weiterentwicklung der politi-
schen Strukturen von ver.di“ seien
die Voraussetzung, um sich in den
anstehenden tarifpolitischen Ausein-
andersetzungen behaupten zu kön-
nen, so Werneke. Auf das Schärfste
wies der ver.di-Vize die Erpressungs-
versuche des Arbeitgeberverbandes
Druckindustrie zurück, der in den
laufenden Tarifverhandlungen für
die nächsten zwei Jahre Lohner-
höhungen mit einer Null vor dem
Komma anbietet und im Falle der
Ablehnung den Flächentarif kündi-
gen will. „Das heißt: Für den Erhalt
des Flächentarifes sollen wir den
letzten Mist unterschreiben. Und
das werden wir nicht tun“, so Wer-
neke. (Die Rede von Frank Werne-
ke: www.drupa-online.de)

ver.di vereine auch die Kunst-
fachgruppen, so Werneke. Die Ein-
kommens- und Lebenssituation
von freien Künstlerinnen und
Künstlern habe sich gerade in den
vergangenen Monaten dramatisch
verschlechtert. Darüber hinaus seien
sie von der Aushöhlung der sozia-
len Sicherungssysteme besonders
betroffen. ver.di setzt sich daher
dafür ein, dass die Versprechen der

Regierungskoalition eingehalten
werden. Danach soll eine Enquete-
kommission die soziale Lage der
Künstlerinnen und Künstler unter
die Lupe nehmen, eine gesetzliche
Grundlage für Ausstellungshonorare
und ein Künstlergemeinschaftsrecht
waren ebenfalls in Aussicht gestellt
worden. Bei alledem gelte es, eine
nachhaltige Kulturfinanzierung zu
sichern. 

10 000 arbeitslos

Im Mittelpunkt der Konferenz
stand die Entwicklung auf dem Zei-
tungsmarkt, die Frank Werneke als
zentrale medienpolitische Heraus-
forderung für die Gewerkschaft cha-
rakterisierte. „Ein verfehltes Mana-
gement, etwa durch fehlende Rück-
lagenbildung in der Boomphase des
letzten Jahrzehnts und das Setzen
auf überdimensionale Produktions-
kapazitäten“, nannte der stellvertre-
tende Vorsitzende der Vereinigten
Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di),
Frank Werneke, als Ursachen für die
derzeitige Medienkrise in Deutsch-
land. In dramatischem Ausmaß sei-
en Arbeitsplätze vernichtet worden
– in Druckereien und Verlagen al-
lein im vierten Quartal 2002 fast
acht Prozent. Besonders betroffen
durch Auftrags- und Honorarein-
bußen seien Selbständige. Etwa 
10 000 Journalistinnen und Journa-
listen sind arbeitslos. Übertriebenes
Sparen an der falschen Stelle führ-
ten zum personellen Ausbluten,
zum Unterlaufen sozialer Standards
und gingen letztlich zu Lasten der
publizistischen Qualität, so Werne-
ke. Den Ausweg aus der Krise such-
ten Verleger in Medienkonzentra-
tion und im verschärften Druck auf
die Politik, um sinnvolle Beschrän-
kungen auszuhöhlen oder gar auf-
zuheben. 

ver.di stelle sich dieser Entwick-
lung mit konkreten Forderungen
und medienpolitischern Alternati-
ven entgegen. Trotz hartnäckiger
Weigerung der Verleger ringe die
Gewerkschaft um einen Tarifvertrag
zur Beschäftigungssicherung für
Redakteurinnen und Redakteure.
ver.di trete entschieden gegen eine
Lockerung der geltenden Regelun-
gen zur Pressekonzentration oder
deren Abschaffung auf. „Im Gegen-
teil, wir erwarten eine aktive Regu-
lierungspolitik zum Erhalt von
Pressevielfalt“, sagte Frank Werneke.
„Einen Zeitungsgipfel, wie ihn Bun-
deswirtschaftsminister Clement an-
lässlich der Anhörung zur Minister-
erlaubnis für die Übernahme der
Berliner Zeitung durch Holtzbrinck
vorgeschlagen hat, wäre der richti-
ge Ort, um Modelle zur Presseförde-
rung und den Erhalt von Medien-
vielfalt miteinander zu beraten.“ 

Susanne Stracke-Neumann
Karin Wenk ■
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Der Antragsblock begann mit Satzungsfragen.
Der Bundesfachbereichsvorstand wollte die Redu-
zierung der Delegierten für die nächste Fachbe-
reichskonferenz aus finanziellen Gründen von
200 auf 150 reduzieren. Eine Zahl, die offenbar
auch für diese Konferenz mit 158 eingeladenen
Delegierten schon der Maßstab war. Weder für
diesen Vorschlag des Vorstands, noch für sein 
Begehren, das Fachbereichsstatut auch zwischen
den Bundesfachbereichskonferenzen mit einer
Dreiviertelmehrheit ändern zu können, traf auf
das Wohlwollen der Delegierten. Beide Verände-
rungsabsichten fielen deutlich durch.
Kein Erfolg hatten auch Anträge aus den Landes-
bezirken, die eine neue Aufteilung des Fachbe-
reichsbudgets zu Ungunsten der Bundesebene
anstrebten. Wegen der großen Bedeutung der
Bundesaufgaben wie die Tarifpolitik, die Heraus-
gabe von drei Publikationen oder die Freien-Be-
treuung weicht der Fachbereich Medien, Kunst
und Industrie von dem in ver.di üblichen Schema
ab. Weiterhin einmischen will sich der Fachbereich
in die Strukturreform in ver.di. Dabei wird auf eine
„lebendige Ausgestaltung der Matrix“ gesetzt. In
der Tarifpolitik sowie innerhalb der Organisation
soll die enge Zusammenarbeit der Fachgruppen
Druck, Verlage und Papier weitergeführt werden. 
Die Ablehnung des Hartz-Konzepts sowie des
Bündnisses für Arbeit, die Wiedereinführung der
Vermögenssteuer und eine sozial gerechte Ge-
sundheitsreform gehörten zu den wirtschaftspo-
litischen Forderungen der Konferenz. 
Unterstützung erhielt der Jugendvorstand des
Fachbereichs bei seiner Forderung nach einer
besseren Betreuung der Jugend. Auch das Hoch-
schulprojekt der Deutschen Journalistinnen- und

Journalisten-Union dju in ver.di soll nach dem Wil-
len der Delegierten weiterleben. Von der Jugend,
den Frauen und dem Landesbezirk Niedersachsen-
Bremen kam Kritik an der ver.di-Zeitschrift „Pub-
lik“. Politischer soll sie künftig sein und weniger
Boulevard-Elemente bieten. Die Fachbereichspub-
likationen „M – Menschen Machen Medien“ und
„Kunst und Kultur“ wurden von den Delegierten
erneut als existenziell wichtig für die Fachgrup-
penarbeit bezeichnet.   
Die Gehälter der Wahlangestellten werden nach
dem Willen der Konferenz auch beim ver.di-Bun-
deskongress im Oktober in Berlin wieder Thema
sein. Ihre Erhöhung im Oktober 2001 hatte so-
wohl intern wie öffentlich für harte Kritik gesorgt.
Mit großer Mehrheit folgten die Delegierten auch
dem Antrag der Fachgruppe Verlage und Agentu-
ren, die Werberprämien sofort einzustellen. 
Auf dem Gebiet des Buchhandels strebt der Fach-
bereich Medien, Kunst und Industrie eine engere
Zusammenarbeit mit dem Fachbereich Handel 
(FB 12) an. 
Betriebsräte sollen künftig auf der ver.di-Website
mehr Beratung, Information und Austauschmög-
lichkeiten finden. Ver.di-Aufträge sollen nur an
tariftreue Betriebe vergeben werden. Den im
Ausland unbekannten Tendenzschutzparagrafen,
der in deutschen Zeitungshäusern die Mitbestim-
mung der Arbeitnehmer einschränkt, gelte es
endlich abzuschaffen. Generell wurde ver.di 
aufgefordert, für eine aktivere Kulturpolitik in
Deutschland einzutreten sowie entsprechende
Projekte zu unterstützen. Auch soll die gewerk-
schaftliche Bildungs- und Medienarbeit mit dem
Erhalt des Hauses der Buchdrucker in Berlin ge-
fördert werden. sus ■

Antragsberatung 

Mit einer überwältigenden Mehrheit wurde Frank Werneke
als Leiter des Fachbereiches Medien, Kunst und Industrie 
wieder gewählt und für den Bundesvorstand nominiert. 

Gewählt wurden weiter die Vorstandsmitglieder des Bundes-
fachbereichs und ihre Stellvertreter und die Delegierten für
den 1. Ordentlichen ver.di-Bundeskongress vom 18.– 25. Ok-
tober 2003 in Berlin. Nominiert wurden die Kandidaten 
und ihre Stellvertreter für den Gewerkschaftsrat (Infos unter
www. verdi.de)
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„Krise und Umbruch in der Me-
dienwirtschaft – Gewerkschaften
ohne Antworten?“ – nicht ganz,
kann nach der Magdeburger
Konferenz mit Fug und Recht auf
diese in einem Forum zugespitz-
te Frage geantwortet werden. 

Mit einem medienpolitischen
Leitantrag hatten die Delegierten
bereits sowohl einer klaren Analyse
der Medienkrise, als auch ersten 
Alternativvorschlägen zugestimmt,
die der Medienbereich in ver.di ent-
wickeln und durchfechten will. Als
Ursachen für die derzeitige Medien-
krise in Deutschland benannte
dann auch ver.di-Vize Frank Wer-
neke: „Ein verfehltes Management,
etwa durch fehlende Rücklagenbil-
dung in der Boomphase des letzten
Jahrzehnts und das Setzen auf über-
dimensionale Produktionskapazitä-
ten.“ Er verwies auf die dramatische
Vernichtung von Arbeitsplätzen und
die großen Honorareinbußen Freier
besonders im Zeitungsbereich. In
einer zunehmenden Medienkon-
zentration suchten Verleger nun-
mehr einen Ausweg, so Werneke.
Medienwissenschaftler Horst Röper
ergänzte im Forum diese „zutreffen-
de Einschätzung“: Noch nie habe es
in der BRD eine so tiefgreifende
und anhaltende Krise in der Wer-
bung gegeben wie bisher. Diese tref-
fe alle werbeabhängigen Bereiche,
darunter die Medienbranche extrem.
Zudem hätten sich Zeitungsvor-
stände teils maßlos bei den Gewin-
nen in den Boomjahren bedient. In
Druckkapazitäten sei enorm und
kurzsichtig investiert worden. Viel-
leicht wäre eine Antwort von ver.di,
Seminare für Verlagsmanager anzu-
bieten, schlug Horst Röper augen-
zwinkernd vor. 

Portfoliobereinigung

Martin Dieckmann, Fachgrup-
penleiter Verlage und Agenturen,
drittelte die Ursache für den trauri-
gen Zustand der Medienbranche in
eine konjunkturelle, eine struktu-
relle sowie eine, bedingt durch das
Werbeinvestitionsverhalten der Un-

ternehmen. Die Konzerne ziehen
sich nunmehr auf ihre Kernge-
schäfte zurück. Branchenübergrei-
fend findet eine Portfoliobereini-
gung statt. So habe beispielsweise
Holtzbrinck seine Schulbuchverlage
an Westermann abgegeben. Ein
Drittel der Beschäftigten wurden
entlassen (siehe Seite 23). Interes-
sant sei, so Dieckmann, dass reine
Zeitungsunternehmen – früher oft
im Familienbesitz und mit verlege-
rischem Anspruch – eher im Aus-
sterben begriffen seien. Heute gebe
es dagegen „große ökonomische
Einheiten, die sich Einzelobjekte
wie Tageszeitungen halten“. 

Interessant war an dieser Stelle
neben der Schilderung von Be-
triebsrat Viktor Kalla über die Situa-
tion der „Frankfurter Rundschau“
nach der Landesfinanzbürgschaft
die Darstellung von Rainer Buten-
schön über die Firmenpolitik des
Hannoveraner Verlegers Madsack.
Dieser, den Raum um Hannover be-
herrschende Unternehmer, schreibe
schwarze Zahlen und habe offenbar
weniger Fehler gemacht: Keine neue
teure Rotationstechnik gekauft, nicht
unmäßig ins Internet investiert, ei-
ne schlanke Belegschaft über Jahre
gehabt, Personalabbau lediglich über
den Altersaustritt geregelt und an-
deres mehr. Geht doch, möchte man
an dieser Stelle sagen. Eine genaue
Analyse sollte und wird weitere Er-
kenntnisse bringen.

Denn ver.di stellt sich der brisan-
ten wirtschaftlichen Entwicklung
mit konkreten Forderungen und
medienpolitischern Alternativen
entgegen. Die Medienpolitik der
Gewerkschaft solle eine „Balance
zwischen Interessenvertretung der
Medienschaffenden und der Rezipi-
enten sein“, heißt es im medien-
politischen  Leitantrag. Trotz hart-
näckiger Weigerung der Verleger
wird die Gewerkschaft weiter um
einen Tarifvertrag zur Beschäfti-
gungssicherung für Redakteurinnen
und Redakteure ringen. In einigen
Betrieben wie dem „Weserkurier“
und der „Frankfurter Rundschau“
sind solche Verträge bereits ausge-
handelt worden. ver.di tritt ent-
schieden gegen eine Lockerung der
geltenden Regelungen zur Presse-
konzentration oder deren Abschaf-
fung auf. Gesetzliche Instrumente
zur Konzentrationskontrolle könn-
ten dabei mit direkter Presseförde-

rung verknüpft werden, wie es in
anderen europäischen Ländern üb-
lich sei, hatte Werneke ausgeführt.
Indirekte Presseförderung finde in
Deutschland bereits statt, in Form
der reduzierten Umsatzsteuer und
der verminderten Gebühr bei der
Postzustellung von Presseartikeln.
Denkbar sei, diese Einsparungen
beispielsweise in einen Pressefond
einzuzahlen, der in schwierigen
Zeiten gezielt zur Unterstützung re-
gionaler Kleinverlage herangezogen
wird, so der Fachbereichsleiter. En-
de Juni – wenn diese „M“ bereits in
Leserhand ist – wird ein ver.di-Ex-
pertenhearing stattgefunden haben,
um erfolgreiche Modelle der Presse-
förderung aus anderen europäi-
schen Ländern zu beleuchten. Er-
gebnis sollte letztlich ein konkreter
Vorschlag für ein deutsches Modell
sein, das öffentlich zur Diskussion
gestellt werden soll.   

Notwendiges Rahmengesetz

Weitere Forderungen und Vor-
schläge aus dem medienpolitischen
Antrag: Die Pressestatistik soll wieder
als Frühwarnsystem vor Konzentra-
tionsprozessen eingeführt werden.
Die Pflicht zur Offenlegung der 
Kapitalverhältnisse, Kapitalverflech-
tungen in der Medienbranche muss
wieder für alle gelten. Dringend
notwendig ist ein Presserechtsrah-
mengesetz auf Bundesebene.

Schwerpunkte des Antrags und
damit der künftigen Arbeit des
Fachbereiches ist weiterhin das kla-
re Bekenntnis zum dualen Rund-
funksystem, dessen Grundlage ein
starker öffentlich-rechtlicher Rund-
funk ist als Granant für die Grund-
versorgung der Bevölkerung mit In-
formations-, Unterhaltungs- und
Bildungsangeboten. Den Film gilt
es, als Kultur- und Wirtschaftsgut
zu fördern und auszubauen. Me-
dienkompetenz soll neben anderen
Aspekten verpflichtend in Hoch-
schulen und Schulen als Lehrinhalt
Einzug halten. Für Medien- und
Meinungsfreiheit sowie die Quali-
tätssicherung im Journalismus ge-
hört endlich der Tendenzschutz im
Betriebsverfassungsrecht abgeschafft,
notwendig ist ein umfassendes
Zeugnisverweigerungsrecht für Jour-
nalisten und ein Informationsfrei-
heitsgesetz für alle Bürger.

Karin Wenk ■

Alternativen 
in der Krise
Gegen Medienkonzentration, für Pressefreiheit,
Transparenz und Angebotsvielfalt 
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Die fast 140 Delegier-
ten waren einstimmig
für den medienpoliti-
schen Leitantrag

Bundeskonferenz
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Sein Schillern offenbarte sich in
der Diskussion erst allmählich, bei
näherem Betrachten aus verschie-
denen Blickwinkeln, die einge-
bracht wurden von Olaf Zimmer-
mann, Geschäftsführer des Deut-
schen Kulturrates, den Kunst-Fach-
gruppenvorsitzenden und Delegier-
ten. Theo Geißler, Herausgeber von

„politik und kultur“ wie auch der
neuen Musikzeitung „nmz“ schlug
in der Moderation einen weiten Bo-
gen, so dass sich kein Anlass bot zu
zögerndem Nachdenken, und der
alarmierende Kulturabbau durch
fehlende Gelder ebenso verdeut-
licht wurde, wie die Positionsbe-
stimmung von Kultur als ein Pro-
gramm von Werten, Normen und
Verhaltensweisen, dass das Zusam-
menleben von uns allen sichert.
Dieses Programm, bezeichnet als
kulturelle Identität, gehört zu den
wichtigen Aufgaben einer Gewerk-
schaft und muss in seiner Ausfor-
mung von dieser deutlich gemacht
werden. 

Kultur hat Konjunktur. Und das
in fast allen Diskursen von Politik
und Wissenschaft bis hin zur Öko-
nomie. Das verführt, im Ton der
Geläufigkeit darüber zu plaudern.
Dem widerstanden die Diskussions-

partner und mahnten das Leitungs-
gremium von ver.di an, in allen Be-
reichen, in denen es um Sinn-,
Wert- und Wirklichkeitsfragen geht,
die entwicklungsbedingten wie die
gesellschaftlichen Handlungsspiel-
räume auszureizen und voranzu-
treiben. Usa Beer grub nach der
Tragfähigkeit des Fundamentes
Kunst, um für die anwesenden Zu-
hörer ihre geistigen, ideologischen,
geschichtlichen, vielleicht auch my-
thologischen Wurzeln freizulegen.
Olaf Zimmermann nahm Bezug auf
die im Podium am sächsischen Bei-
spiel festgemachte bestürzende Tal-
fahrt der Länder- und Kommunal-
finanzen und berichtete, dass der
Bundesfinanzminister auf massiven
Druck der kommunalen Spitzen-
verbände noch in dieser Legislatur-
periode eine Kommission einsetzen
wird zur Vorbereitung einer Ge-
meindefinanzreform. Trotzdem blieb
die Hoffnung, dass Kunst und Kul-
tur nicht zu etwas Zweitrangigem
abqualifiziert werden, dem man
sich dann wieder widmet, wenn
ökonomische Probleme gelöst sind. 

Um dieser Hoffnung einen 
realen Hintergrund zu geben, ver-
sprach der Initiator dieses Forums,
der im Fachbereich 8 zuständige
Abteilungsleiter für Kunst und Kul-
tur, Heinrich Bleicher-Nagelsmann,
in den politischen und gesellschaft-
lichen Raum hineinzuwirken, damit
zwischen Gewerkschaft und den in
ihr Organisierten ein Spannungs-
verhältnis von anderer Qualität
entstehen kann. Kein Spannungs-
verhältnis im negativen Wortsinn,
sondern ein „spannendes Verhält-
nis“. Regine Möbius ■

Ein spannendes
Verhältnis
„Kunst – Wert – Kultur“ 
– eine überfällige Diskussion  

Es schien griffig, das Thema: „Kunst – Wert – Kultur“. 
Ein Spannungsverhältnis? Eine lange überfällige Diskus-
sion in der großen ver.di-Gewerkschaft?

In ihrem Referat zum Diskussi-
onsforum „Hartz und die Folgen“
ließ Claudia Weinkopf, Direktorin
des Forschungsschwerpunktes Fle-
xibilität und Sicherheit am Gelsen-
kirchener Institut für Arbeit und
Technik keinen Zweifel: „Aktivie-
rende Arbeitsmarktpolitik – wie sie
durch die Hartz-Konzepte vermit-
telt werden soll – ist eigentlich ein
Konzept für ‚bessere Zeiten’“. Dies

zeige der Blick in die Niederlande,
Schweden oder Großbritannien.
Dort hätten vergleichbare Maßnah-
men gegriffen, weil es reale Be-
schäftigungsmöglichkeiten gegeben
habe. Hier dagegen seien positive
Beschäftigungseffekte in der aktuel-

len Arbeitsmarktsituation „überaus
fraglich“. Die positiv vermittelte Leit-
linie der Hartz-Vorschläge und der
Agenda 2010 „Fördern und For-
dern“ greife als reines Fordern
gegenüber Arbeitslosen – Stichworte:
Verschärfung der Zumutbarkeits-

Bündnisse
schmieden
„Hartz und die Folgen“
– jetzt dagegen halten

„Das Ergebnis der Hartz-Kommission: Ein dicker Bericht
mit 13 Modulen zu vielerlei Themen, das Versprechen, die
Arbeitslosigkeit bis 2005 zu halbieren. Aber wenig Kon-
kretes zum eigentlichen Auftrag!“

Andreas Hupke, 
Usa Beer, Olaf Zim-
mermann und Eckart
Kussinger (v.l.n.r.)

Wissenschaftlerin
Claudia Weinkopf 
und ver.di-Sekretär
Bernhard Jirku
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grenze und Zusammenlegen von
Arbeitslosen- und Sozialhilfe.

Dass der Druck schon greift,
machte ein arbeitsloser Kollege
in der Diskussion deutlich: „Po-
litisch finde ich das selbst nicht
korrekt, aber ich würde wohl 
irgendwann auch schlecht be-
zahlte Jobs annehmen, nur um
nicht weiterhin auf Kosten mei-
ner berufstätigen Frau leben zu
müssen.“ Der Einwurf eines
VW-Betriebsratskollegen, Peter
Hartz habe als Arbeitsdirektor
die Arbeitslosigkeit in der Regi-
on Wolfsburg um gute zehn 
Prozent nach unten gedrückt,
konnte das Plenum nicht über-
zeugen. „Das ist bundesweit nicht
umsetzbar.“ Man dürfe nicht
vergessen, dass das Hartz-Kon-
zept oder auch die Agenda 2010

– das Versprechen der Vollbe-
schäftigung im Jahr 2010 – im
Sinne einer Umverteilung von
unten nach oben langfristig
ideologisch vorbereitet worden
sei, „erinnern wir uns an das
Schröder-Blair-Papier“. Auch die
Rolle der Gewerkschaften in die-
ser Phase müsse hinterfragt wer-
den: Sie habe etwa die tariflich
nicht abgesicherte Bezahlung in
Form von Aktien mit getragen.

Die Botschaft des Plenums:
Jetzt dagegenhalten – und zwar
jeder und jede einzelne – die
Kolleginnen und Kollegen in-
tensiv mit knappen, verständ-
lichen Informationen aufklä-
ren und vor allem: Bündnisse
schmieden auf nationaler und
europäischer Gewerkschaftsebe-
ne. Veronika Mirschel ■

„Freedom’s just another word
for nothing left to loose“
(Freiheit ist nur ein anderes
Wort, wenn nichts mehr zu
verlieren ist), den zugegebe-
nermaßen alten Songtitel von
Janis Joplin scheinen die Ver-
fasser des neuen Hamburgi-
schen Mediengesetzes allzu
wörtlich genommen und ent-
sprechend gründlich missver-
standen zu haben.

Das Gesetz, das nach dem
Willen der Regierungsfraktion
noch vor der parlamentarischen
Sommerpause verabschiedet
werden und In-Kraft-Treten soll,
sieht unter dem Slogan zeit-
gemäßer Freiheit und „Entbüro-
kratisierung“ der privaten Rund-
funklandschaft eine massive 
De-Regulierung des Rundfunk-
systems vor.

So sollen in Zukunft private
Hörfunkveranstalter von der
Verpflichtung auf Information
freigestellt werden. Es soll dem
Veranstalter selbst überlassen
bleiben, ob die Stundenuhr
noch einen Nachrichtenblock
enthält oder nicht. Und mehr
noch: es sieht vor, dass die Ham-
burger Hörfunkanbieter unbe-
grenzt mit einander kooperieren

können und auch Programmbe-
standteile Dritter – das bezieht
andere Hörfunkprogramme ex-
plizit ein – übernehmen können.
Wenn einmal Produziertes fünf-
mal Verwendung finden kann,
so kündigt sich ein massives
Zurückfahren publizistischer 
Eigenleistungen von Sendern
ebenso an wie der publizis-
tischen Produktion insgesamt.
Eine so programmierte Reduzie-
rung publizistischer Vielfalt
dürfte nicht ohne Auswirkun-
gen auf die Spielräume journa-
listischer Arbeit und auf journa-
listische Arbeitsplätze bleiben.
Wo es nichts mehr zu tun gibt,
da gibt’s in der Tat die Freiheit,
nichts mehr zu verlieren. 

Ähnlich hilfreich für eine
Stadt, die sich gerne selbst den
Titel Medienmetropole verleiht,
sind die Vorstellungen von einer
neuen Freiheit mit Blick auf pri-
vate regionale Fernsehveranstal-
ter. Deren wirtschaftlich schwie-
rige Lage glauben die Verfasser
des Gesetzesentwurfs schlicht
damit lösen zu können, dass
man Werbebeschränkungen so-
wie die Pflicht zur Trennung
und Kennzeichnung von Wer-
bung im Programm weitgehend
entfallen lässt. Abgesehen davon,

Anzeige

Unter dem 
Deckmantel zeit-
gemäßer Freiheit
Neues Mediengesetz in Hamburg fördert die
De-Regulierung des Rundfunksystems

                                                           

                                              



Titelthema

dass Ballungsraumsender nur be-
grenztes Interesse an einer Auswei-
tung sogenannter Dauerwerbesen-
dungen in ihrem Programm haben,
könnten regionale Programmver-
anstalter auf dieser Grundlage in
Zukunft große Teile ihrer Sendezeit
frei vermarkten. Wenn freilich Pro-
grammveranstalter zu reinen Sen-
dezeitenvermarktern mutieren, so
besteht auch hier die Freiheit am
Ende darin, sich vom Rundfunk
verabschieden zu dürfen. 

Zweifelhafter Pluralismus 

Hinter diesen sogenannten Libe-
ralisierungen, die nach den Worten
des ehemaligen Vorsitzenden der
Direktorenkonferenz der Landes-
medienanstalten Norbert Schnei-
der über eine „örtliche Betäubung“
deutlich hinausgehen, steht mehr
als nur ein Paradigmenwechsel hin
zu mehr Eigenverantwortung und
Selbstregulierung der Veranstalter.
Als hätten die Verfasser des Ent-
wurfs es geahnt, verweisen sie
schon mal prophylaktisch darauf,
dass das Gesetz von der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsge-
richts gedeckt sei. Dies freilich wird
von namhaften Verfassungs- und
Medienrechtlern längst bezweifelt. 

Dem Verzicht auf eine Informa-
tionspflicht auf Seiten privater Hör-
funkveranstalter – auch bei soge-
nannten Vollprogrammen – liegt
ein Pluralismusverständnis zugrun-
de, dem man schlicht eine Ebenen-
verwechselung attestieren muss.
Bislang nämlich gilt, dass die Ge-
samtheit der privaten Programme
ein möglichst hohes Maß an Pro-
grammvielfalt ergeben soll. Der Ge-

setzesentwurf des Hamburger Sena-
tes verlagert nun dieses sogenannte
außenplurale Modell auf die Ebene
des dualen Systems insgesamt, das
heißt, er bezieht auf einmal die 
öffentlich-rechtlichen Programm-
angebote mit ihrem Grundversor-
gungsauftrag mit ein. Wenn sich
Vielfalt in Zukunft erst aus der
Summe von öffentlich-rechtlichen
und privaten Programmen ergeben
muss, so bedeutet dies faktisch,
dass die Seite des privaten Rund-
funks in sich nicht mehr differen-
ziert und vielfältig zu sein braucht.
Dies ist verfassungsrechtlich frag-
würdig, denn das Bundesverfas-
sungsgericht hat in seinen Urteilen
zur Rundfunkfreiheit immer wieder
betont, dass der binnenpluralis-
tische öffentlich-rechtliche Rund-
funk nicht als Vielfaltsreserve der
außenpluralistischen Vielfalt der
privaten Veranstalter eingerechnet
werden darf. Der Hamburger Ent-
wurf widerspricht so gesehen auch
dem Rundfunkstaatsvertrag der
Länder. Unter dem Hermelinman-
tel neuer Freiheiten leistet der Ge-
setzentwurf einer Verabschiedung
des dualen Rundfunkssystems Vor-
schub. 

Offener Kanal 
mit neuem Träger

Auch den Offenen Kanal Ham-
burg lässt der Gesetzentwurf nicht
aus. Mit In-Kraft-Treten des Geset-
zes soll der Offene Kanal zunächst
geschlossen werden, um dann aus
der Trägerschaft der Hamburgi-
schen Medienanstalt in die neu ge-
gründete Hamburg Media School
überführt zu werden. Diese ur-
sprünglich als Postgraduiertenaus-
bildung von internationalem For-
mat und mit Schwerpunkt audiovi-
suelle Medien und Medienmanage-
ment geplante Media School hat
die Aufgabe, zukünftig unter ihrem
Dach einen Bürger- und Ausbil-
dungskanal zu betreiben. Wie eine
Integration des Bürger- und Ausbil-
dungskanals in die Media School
aussehen soll und welche Konse-
quenzen dies für laufende Projekte
wie das bundesweit anerkannte
Kinderfernsehprojekt i:si haben
wird, scheint die Verfasser des
Gesetzentwurfs wenig zu interessie-
ren. Auf jeden Fall werden die Bür-
ger in Zukunft nicht mehr selbst für
ihre Beiträge verantwortlich zeich-
nen, sondern die Media School, de-
ren redaktionellen Vorgaben sie
sich unterwerfen müssen. Medien-
rechtlich klärungsbedürftig ist si-
cher, dass die Media School als pri-
vate Gesellschaft für den Betrieb
des Bürger- und Ausbildungskanals
Rundfunkgebühren (ca. 900.000 €)
erhält und zugleich frei bleibende
Sendeflächen an Dritte vermieten
darf. 

Ohne Frage kann eine interna-
tional ausgerichtete Media School
eine Bereicherung des Ausbildungs-
standorts Hamburg darstellen. Um
so bedauerlicher allerdings ist es,
dass sie von der Politik und per Ge-
setz unter halsbrecherischen Pla-
nungsdruck gesetzt und ohne aus-
reichende Grundfinanzierung ins
Rennen geschickt wird. Mit bil-
dungs- und hochschulpolitischer
Logik ist dies nicht mehr zu er-
klären. 

Dabei könnte man der Verkopp-
lung des Offenen Kanals mit einer
Ausbildungseinrichtung wie der
Hamburg Media School durchaus
sinnvolle und interessante Seiten
abgewinnen. Beispiele für eine Ver-
bindung von Offenen Kanälen und
Lehrredaktionen für Hörfunk und
Fernsehen gibt es einige, zum Bei-
spiel in Dortmund. Leidtragende
des Hamburger Modells sind nicht
nur die Nutzer, sondern vor allem
die Mitarbeiter des Offenen Kanals.
Sie haben wirklich etwas zu verlie-
ren: ihre Arbeitsplätze! 

Aus den Reihen der Regierungs-
fraktion wird die bevorstehende
Schließung des Offenen Kanals und
seine Überführung in einen Bürger-
und Ausbildungskanal mit den
Worten begrüßt, dass nun endlich
Schluss sei mit „zuviel Gewalt, zu-
viel obskurer Propaganda und zu-
viel Quatsch“. Mit viel gutem Wil-
len könnte man dies als ein persön-
liches Statement beiseite schieben,
offenbarte nicht die Formel von der
obskuren Propaganda ein inter-kul-
turelles Denken, das diesen Namen
nicht verdient. Und so wird man
den Verdacht nicht los, dass das
Konzept der Media School eine
willkommene Gelegenheit darstellt,
das ungeliebte, weil offene und
manchmal kritische Bürgermedium
abzuwickeln. 

Wie wenig fortschrittlich der Ge-
setzesentwurf vom Ansatz her ist,
zeigt sich schließlich auch an der
geplanten Streichung der Medien-
forschung und der Medienkompe-
tenzförderung aus dem Aufgaben-
katalog der Hamburgischen Me-
dienanstalt. Denn hier wird ein
weiteres Stück föderaler Konsens
aufgekündigt. 

Dass zeigt auch ein Blick nach
Nordrhein-Westfalen oder Bayern,
Länder, in denen die Bereiche aus-
drücklich gestärkt worden sind. 

Ein Mediengesetz, das mit dem
Versprechen neuer Freiheiten eher
als Jobvernichter auftritt, darf
durchaus als innovativ bezeichnet
werden. Dass das Gesetz dem Me-
dienmarkt, dem Arbeitsmarkt und
Medienausbildungsstandort Ham-
burg gleichermaßen schadet, wird
den Initiatoren wohl erst klar 
werden, wenn tatsächlich gilt: no-
thing left to loose! 

Torsten Giebel / Dr. Tilman Lang ■

„Medienmetropole“
Hamburg auf dem
Weg zu publizistischer
Einfalt statt Vielfalt?
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Bürger können in deutschen Be-
hörden keine Akten einsehen.
Noch immer herrscht das Amts-
geheimnis vor dem Öffentlich-
keitsprinzip. Die Verabschiedung
eines Informationsfreiheitsgeset-
zes wird seit fünf Jahren immer
wieder verschoben. Zuletzt schei-
terte der Bundesentwurf im Som-
mer 2002 am Widerstand einiger
Ministerien sowie der Wirtschaft,
die um die Preisgabe von For-
schungs- und Betriebsgeheimnis-
sen bangte. Ende Mai stellte das
Bundesinnenministerium den Ko-
alitionsfraktionen im Bundestag
den Gesetzesentwurf erneut vor.

Derzeit beraten allein noch Lu-
xemburg, Kroatien, Weißrussland
und Jugoslawien über Informations-
freiheitsgesetze. In Schweden wur-
den diese Gesetze schon vor über
200 Jahren eingeführt. Australien,
Belgien, Dänemark, Finnland, Frank-
reich, Neuseeland, Norwegen, Kana-
da, Irland, Ungarn, die USA, Süd-
afrika, die Schweiz und Italien 
bieten ihren Bürgern ebenfalls den
raschen, kostenlosen und einfa-
chen Zugang zu amtlichen Doku-
menten. In Südafrika gilt das Infor-
mationsfreiheitsgesetz sogar gegen-
über der Privatwirtschaft. 

Alte Gegenargumente

Der nunmehr vorliegende deut-
sche Gesetzentwurf soll allerdings,
so heißt es aus der SPD-Fraktion,
unverändert dem Papier aus dem
Vorjahr entsprechen: Die Beamten
sollen die selben Gegenargumente
wie bereits vor einem Jahr vorge-
tragen und zahlreiche Änderungs-
wünsche der SPD und Bündnisgrü-
nen ignoriert haben. Nun wollen
die Abgeordneten in kleinen Ge-
sprächsrunden mit den Referatslei-
tern aus verschiedenen Ministerien
den Entwurf in den nächsten Wo-
chen in allen Details beraten. Ei-
niger Druck auf die Bürokratie
scheint jedenfalls nötig zu sein.
Manfred Redelfs von der Journalis-
tenvereinigung netzwerk recherche
wittert denn auch einen Interes-
senskonflikt: „Momentan arbeitet
die Ministerialbürokratie daran, sich
selber mehr Transparenz zu verord-
nen.“ Es sei deshalb naheliegend,
dass „ein solches Projekt nicht ge-
rade mit Herzblut vorangetrieben
wird“.

Dabei hatte der SPD-Bundestags-
abgeordnete Jörg Tauss zunächst
gehofft, vor allem die Bedenken der
Wirtschaft widerlegen zu können.
So hatte Bertelsmann im April in ei-
ner kleinen Studie darüber infor-
miert, dass in den USA immerhin
80 Prozent der Anfragen von Wirt-
schaftsunternehmen ausgehen. In
Kanada stellen Unternehmen mit
50 Prozent die größte Nutzergrup-
pe. Das Informationsfreiheitsgesetz
senke die Kosten von Unterneh-
men für die Informationsbeschaf-
fung und erschließe mit der kom-
merziellen Nutzung des Gesetzes
sogar ein neues Geschäftsfeld. Im
Bereich der öffentliche Vergabe
stärke es den Wettbewerb sowie das
Vertrauen der Kunden. 

„Ein wirksames Mittel zur Be-
kämpfung von Korruption und Vet-
ternwirtschaft“, erkennt Reinold
Thiel von Transparency Internatio-
nal / Deutsches Chapter in der frei-
en Akteneinsicht. Es sei deshalb an
der Zeit, dass die Ankündigungen
aus der Koalitionsvereinbarung end-
lich in die Tat umgesetzt werden. Es
scheint höchste Zeit zu sein: Im 
Antikorruptionsregister ist Deutsch-
land bereits auf Platz 18 abge-
rutscht. Auf internationale Firmen
und Anleger wirkt dies wohl ab-
schreckender als ein Informations-
freiheitsgesetz.

Gute Erfahrungen

In fast allen Industrieländern
gibt es bereits solche Transparenz-
verpflichtungen. Mit einem bun-
desweit gültigen Informationsfrei-
heitsgesetz hätte jeder Bürger ein

Akteneinsichtsrecht, unabhängig von
seiner persönlichen Betroffenheit
und ohne dass eine besondere Be-
gründung erforderlich wäre. Inzwi-
schen konnten mit Berlin, Bran-
denburg, Nordrhein-Westfalen und
Schleswig-Holstein auch vier deut-
sche Bundesländer mit dem Ak-
teneinsichtsrecht gute Erfahrungen
machen. Christoph Bruch vom Ber-
liner Landesvorstand der Humanis-
tischen Union geißelt die gegen-
wärtige „Beschränkung politischer
Kontrollmöglichkeiten auf Mandats-
träger“ denn auch als „antiquiertes
Demokratieverständnis“.

Eigenen Gesetzentwurf 
ausarbeiten

Angesichts des drohenden Still-
stands fordern nun netzwerk re-
cherche, die Bürgerrechtsorganisa-
tion Humanistische Union, und
Transparency International, dass
das im Koalitionsvertrag angekün-
digte Informationsfreiheitsgesetz auf
jeden Fall noch in dieser Legislatur-
periode verabschiedet wird. Immer-
hin hatte sich Rot-Grün das Gesetz
bereits im Koalitionsvertrag von
1998 auf die Fahnen geschrieben.
Die drei Organisationen wollen
sich jetzt untereinander auf Min-
destanforderungen an ein allgemei-
nes Akteneinsichtsrecht verständi-
gen und einen eigenen Gesetzent-
wurf ausarbeiten. „Wenn die Ver-
waltung kein weitreichendes, mo-
dernes und für jeden Bürger ver-
ständliches Akteneinsichtsrecht zu-
stande bringt, müssen wir ihr of-
fenbar dabei helfen“, sagt Redelfs.

Christiane Schulzki-Haddouti ■

Informationsfreiheitsgesetz 
erneut in der Warteschleife
Akteneinsicht für mehr Transparenz in anderen Ländern bereits Alltag 

Freie Akteneinsicht –
ein wirksames Mittel
zur Bekämpfung von
Korruption und 
Vetternwirtschaft –
auch in Deutschland
dringend notwendig
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Verteilung:
Kopien mit
CD-Brenner

Die Urheber können
künftig mit höheren
Ausschüttungen der
Verwertungsgesell-
schaften rechnen. 
Seit Juli 2001 müssen
die Hersteller von CD-
Rom Laufwerken für
jedes Laufwerk, das
mit einer Brennfunk-
tion ausgestattet ist, 
6 Euro Brenner-Ver-
gütung zahlen. Den
Löwenanteil daran
wird wohl wieder die
GEMA haben. 

Bisher sind allein für
die Fotokopierfunktion
(1,60 Euro pro Bren-
ner) ca. 6,5 Millionen
Euro eingegangen. 
Die Binnenaufteilung
zwischen VG Wort
und VG Bild-Kunst
muss noch verhandelt
werden. Nach einer
gemeinsam in Auftrag
gegebenen Studie der
NFO (früher Infratest)
ist für die VG Bild-Kunst
mit einem Anteil von
60 bis 70 Cent pro
Brenner zu rechnen.
Im Moment stehen so-
mit ca. 2,5 Millionen
Euro zur Verteilung
bereit. Künftig können
auch Web-Auftritte
gemeldet werden, 
da diese oft gebrannt
werden.Dazu wird es
eine neue Meldekarte
geben. 

Weitere Infos:
www.panfoto.de

Fotografie

Die allgemein schlechte wirt-
schaftliche Situation in Deutsch-
land trifft in der Medienbranche
besonders die freien Mitarbeiter.
Die überwiegende Zahl der Foto-
journalisten arbeitet frei. Für sie
gibt es weder Arbeitslosengeld
noch Sozialpläne. 

Schätzungen zufolge soll es in
Deutschland weniger als 100 fest
angestellte Fotografen bei Tageszei-
tungen geben. Und dies bei einer
Gesamtzahl von circa 400 Tageszei-
tungen. Die Auftragslage für Freie
wird immer schlechter. Falls doch
Aufträge an Freie vergeben werden,
muss der Fotograf in den meisten
Fällen einer pauschalen Übertra-
gung aller Nutzungsrechte zustim-
men. Redaktionen führen schwarze
Listen von Kollegen, die nicht mit
dieser Bedingung einverstanden
sind. 

Der Berliner „Tagesspiegel“ hat
sich diese Rechte sogar ohne Ein-
willigung der Fotografen selbst 
eingeräumt. Ein Musterprozeß ver-
schiedener Berufsverbände (dju,
DJV, Freelens) war schon in zwei In-
stanzen erfolgreich, muss aber noch
weiter geführt werden (M berichte-
tet). Dieser Prozess wird von Verle-
gerseite verbissen und mit Gutach-
ten geführt, die sehr teuer sind. Die

Kosten übersteigen die Fotografen-
forderungen mittlerweile um ein
Vielfaches, woraus wir schließen
müssen, daß die Verleger darin ei-
nen Präzedenzfall sehen.

Redakteure 
mit Digitalkameras

Zur Krise der Pressefotografie hat
die Digitalisierung der Fotografie
stark beigetragen. Redakteure wer-
den mit vollautomatischen Digital-
kameras ausgestattet und müssen
ihre Artikel selbst illustrieren. Kürz-
lich hat der Bundesgerichtshof
(BGH) bestätigt, dass das Fotogra-
fieren zum Aufgabenbereich von
Redakteuren gehört, es sei denn es
ist ausdrücklich in Arbeitsverträgen
anders fixiert. Die Resultate dieser
„Kollegen“ sind so außergewöhn-
lich, dass der Hamburger Künstler
Peter Piller daraus Bücher („Noch
ist nichts zu sehen – Bauerwar-
tungsflächen“ oder „Durchsucht
und versiegelt – Tatorthäuser“) ge-
macht hat (www.peterpiller.de).
Die nichtssagenden Schecküberrei-
chungs-, Händeschüttel-, oder Tat-
ortabsperrfotos kennen wir aus fast
allen Tageszeitungen.

Aus Internet-Datenbanken laden
sich Verlage zusätzliche Illustratio-
nen herunter. Das sieht dann im

Einzelfall so aus, dass ein Artikel,
der zum Beispiel den Druck auf die
Medienbranche verdeutlichen soll,
mit einer Zitronenpresse und einer
ausgepressten Frucht illustriert wird.
Ein Artikel zum Thema Baubranche
wird schlicht mit einem im Internet
„gefundenen“ Baukran illustriert.
Artikel zu Umweltproblemen wer-
den mit austauschbaren Industrie-
kulissen versehen. Die Fotos sind
zu „Assets“ oder „Contents“ degra-
diert worden, Bausteine, die man
zum Seiten füllen braucht und die
überall im Internet verfügbar sind. 

GETTY IMAGES, CORBIS, MA-
STERFILE und andere große Bildan-
bieter haben die wichtigsten Foto-
archive der Welt aufgekauft und in
das Netz gestellt. Bill Gates hatte
derartige Kapitalanhäufungen, dass
es zweckmäßig war, die Gelder in
Archivankäufe zu investieren, statt
dafür Steuern zu zahlen. 

Illustrationsmonopol

CORBIS, eine der größten Bild-
agenturen der Welt mit 60 Millionen
Bildern, ist sogar im persönlichen
Besitz von Bill Gates. So ist ein 
Illustrationsmonopol entstanden.
Das Kartellamt konnte keinen Ein-
fluss nehmen, da es internationale
Transaktionen waren. Ganze Agen-
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Begriff Bildredakteur
komplett gestrichen
Große Umsatzeinbußen bei freien Fotografen
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Fotografie

turen, darunter die Branchenriesen
wie Bettmann, Sygma, und Gamma
wurden kurzerhand übernommen
und die Mitarbeiter entlassen. Ab
sofort erfolgte eine zentralisierte
Verwaltung direkt aus den USA,
oder für Europa aus London. 

Diese „Globalisierung“ der Bilder
hat bei den nationalen Agenturen
in Deutschland zu Umsatzeinbrü-
chen geführt, die teilweise über 50
Prozent liegen. Die Berufsverbände
verlieren zur Zeit viele Mitglieder
durch Insolvenz.

Online-Bilderbanken 
bevorzugt

Bildredakteure halten auch kaum
noch Kontakte zu einzelnen Foto-
grafen. Viel schneller und einfacher
ist die Fotosuche in den großen On-
line-Bilderbanken. Immer häufiger
wird diese Arbeit auch schon von
den Textredakteuren erledigt. Die
WAZ-Gruppe hat den Begriff Bildre-
dakteur schon komplett gestrichen.
In den Online-Bilderbanken sind
ohne Verzögerung auch aktuelle Er-
eignisfotos zu haben, da bei den
Marktführern Verträge mit CNN &
NBC bestehen, die die Verwertung
der digitalen Bilder aus Reportage-
filmen ermöglichen. 

Die Begriffe „Asset Management“
oder „Content Management“ wer-
den in der Medienbranche inzwi-
schen viel zitiert. Laut Wirtschafts-
Lexikon ist ein „Asset“ Firmenkapi-
tal, das „zur Wertschöpfung bewirt-
schaftet und gepflegt wird“. Die Be-
messung des Wertes von „Assets“
wird folgendermaßen beschrieben:
„Medien-Assets bieten reduzierte
Suchkosten, reduzierte Kosten durch
Wiederverwendung statt Neukrea-
tion, reduzierte Kurierkosten, redu-
zierte Kosten durch beschleunigte
Publikationsprozesse etc.“ „Content“
ist schlicht als beliebiger Inhalt zu
übersetzen.

Dieser sprachliche Umgang lässt
in den Hintergrund treten, dass es
sich dabei um Fotos oder Texte
handelt, die Ereignisse oder gar
Schicksale beschreiben. 

Ein weiteres Problem sind die
Angebote von „Royalty Free“ Fotos
im Internet oder auf CD. Wer diese
Fotos einmal über Downloadzeiten
oder als Kauf-CD bezahlt hat, kann
diese Fotos zeitlich und räumlich
unbegrenzt nutzen, ohne ein weite-
res Honorar zu zahlen. 

Keine Meinungsvielfalt

Was dabei auf der Strecke bleibt,
ist die Meinungsvielfalt. Fotogra-
fen, die sich um gesellschaftliche
Randbereiche und um Minderhei-
ten kümmern, werden kaum noch
wahrgenommen. Wir werden künf-
tig mit den „globalen“ Ereignissen
leben. Die Berichte aus der Nach-

barschaft werden aus Kostengrün-
den eingeschränkt sein. Ganz unge-
wohnt ist das nicht. Die Yellow
Press hat seit jeher dafür gesorgt,
dass wir über die Liebschaften, Sei-
tensprünge und Fehlgeburten in
den Promi-Haushaltungen besser
Bescheid wussten, als über Vorgän-
ge, die unsere Nachbarn betrafen. 

Dr. Stefan Hartmann vom Bran-
chendienst VISUELL beklagte kürz-
lich: „Hinzu kommt, dass immer
weniger Print-Medien bereit sind,
umfassende Reportagen und lange,
aussagekräftige Fotostrecken zu
bringen. Häppchenjournalismus,
auch auf der Ebene der Fotografie,
beherrscht das Bild.“

Die neue Technik, oft als Hoff-
nung für eine größere Meinungs-
vielfalt und Plattform für Einzel-
kämpfer gepriesen, bewirkt inzwi-
schen das Gegenteil. Den Verlegern
muss klar gemacht werden, dass sie
noch größere Umsatzeinbußen hin-
nehmen müssen, wenn in fast allen
Zeitungen die gleichen Agentur-
meldungen und Fotos erscheinen.
Wer liest schon verschiedene Zei-
tungen, die aus den gleichen Quel-
len schöpfen? Ganz findige Verlags-
juristen haben sogar schon ange-
zweifelt, dass in Pixel aufgelöste Fo-
tos, zumal wenn sie digital nachbe-
arbeitet sind, keine Bilder sind, die
im urheberrechtlichen Sinne hono-
riert werden müssen.

Aus für jeden Zweiten 

Nur noch wenige Fotografen, die
Spezialgebiete und Nischen in dem
Illustrationsgeschäft bearbeiten, wer-
den diese Entwicklung überstehen.
Branchenkenner rechnen damit,
dass jeder zweite freie Pressefoto-
graf in den nächsten zwei Jahren
aufgeben wird. In den nationalen
Agenturen arbeiten zur Zeit die
Mitarbeiter ihrer Arbeitslosigkeit
entgegen, indem sie die „Bildtexte“
in international verständliche „Cap-
tions“ übersetzen.

Ein Rezept, mit dem wir dieser
Entwicklung entgegen wirken kön-
nen, fällt mir nicht ein. Hier sind
wir als Solidargruppe der Fotogra-
fen gefordert zu handeln. Da wir
aber heute als Einzelkämpfer nur
noch wenig bewegen können, müs-
sen wir unsere Präsenz in den Ver-
wertungsgesellschaften und Berufs-
verbänden verstärken, um unsere
Kolleginnen und Kollegen für diese
Problematik zu sensibilisieren. Den
Verlegern mit ihren unbezahlten
Anzeigenkampagnen und ihrer be-
zahlten Lobbyistenschar dürfen wir
nicht den unbestrittenen Einfluss
auf die Gesetzgeber überlassen. So
können wir wenigstens über die
Geräte-, Leerkassetten- und Kopier-
abgaben eine teilweise Kompensati-
on der Umsatzverluste erreichen. 

Günter Zint ■
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Bildjournalismus
heute 

Bildjournalismus gehört zu
den Berufen, bei denen My-
thos und Realität seit jeher
weit auseinander klaffen. 
Informationen, die ein realis-
tisches Bild von Chancen und
Risiken zeichnen, die Orien-
tierungen, Hilfestellung und
Tipps bieten, sind für Berufs-
einsteiger deshalb besonders
wichtig. Ein solches Handbuch
für Bildjournalisten, die diesen
Beruf anstreben, und solche,
die bereits Erfahrungen 
gesammelt haben, hat Rolf
Sachsse vorgelegt. 

Das vom Verlag als Standard-
werk bezeichnete Kompendi-

um streift auf 298 Seiten so ziemlich alles, was mit der journalis-
tischen Fotografie in Verbindung gebracht werden kann. Von A
wie Auftrag und Ausbildung über Berufsethik, Computer, Foto-
termin, Urheberrecht und Verwertungsgesellschaften bis Z wie
Zweitverwertung, fehlt im Grunde nichts, was für das Geschäft
mit den Bildern von Interesse sein könnte. So kommt durchaus
eine Menge brauchbarer Orientierungshilfen zusammen, die 
allerdings bei der Vielzahl der Stichworte zwangsläufig auf das
Format von Acht-Zeilen-Häppchen geschrumpft sind. 
Die Stärken des Buches liegen in seinen dokumentarischen Pas-
sagen. So finden sich Kurzbeschreibungen inklusive Adressen
einschlägiger Ausbildungseinrichtungen und Studiengänge
ebenso wie Hinweise auf Berufsverbände und Gewerkschaften
wie DJV, DJU und Freelens, deren Allgemeine Liefer- und Ge-
schäftsbedingungen im Anhang abgedruckt sind. Ein umfang-
reicher Rechtsteil informiert unter anderem über Vergütungs-
ansprüche der Fotografinnen und Fotografen, über das Recht
am eigenen Bild und darüber, was im Umgang mit der Polizei zu
beachten ist. 
Ein eigenes Kapitel beschäftigt sich mit der Frage, wie man ins
Geschäft kommt. Neben Tipps für ein Vorstellungsgespräch in
einer Redaktion werden hier vor allem formale Aspekte behan-
delt, wie Honorarvereinbarungen, Lieferscheine, Rechnungen
und derlei mehr. Unterbelichtet bleibt dagegen die Frage, in
welcher Form und auf welchem Wege die Fotos am erfolgreich-
sten den Weg in die Redaktionen finden. Alle Möglichkeiten
vom Schwarz-Weiss-Abzug bis zur Versendung digitaler Bilder
mit Hilfe von Leonardo werden zwar kurz erwähnt, deren jewei-
lige Vor- und Nachteile jedoch leider nicht diskutiert. 
Die technischen Kapitel bilden denn auch die Schwachpunkte
des Buches. Sie sind zum Teil überflüssig (vor jedem Fototermin
Objektive putzen, genügend Ersatzbatterien einstecken) zum
Teil veraltet. Wenn Sachsse jungen Bildjournalistinnen und -jour-
nalisten allen Ernstes rät: prinzipiell Hände weg vom Autofokus
und eine Kamera mit abschaltbarem Motor empfiehlt, wird deut-
lich, dass der Professor für Fotografie an der Fachhochschule
Niederrhein in Krefeld schon lange keinen Pressefotografen
mehr bei der Arbeit erlebt hat. Das ist aber nicht so tragisch,
weil erfahrungsgemäß angehende Fotografinnen und Fotografen
mit der Technik die geringsten Probleme haben. Obwohl das
Buch trotz seines stattlichen Umfangs noch etliche Fragen offen
lässt, kann die angesprochene Zielgruppe dem Werk viele nütz-
liche Hinweise entnehmen. Mathias Thurm ■

Rolf Sachsse
Bildjournalismus heute. Beruf, Ausbildung, Praxis
List Verlag, Reihe Journalistische Praxis
ISBN 3-471-77269-3
20 Euro 
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Vergleichbares gab es lange
nicht: Bei einer Urabstimmung
am 12. Mai votierten 89 Prozent
der Gewerkschafter bei der
„Rhein-Zeitung“ in Koblenz und
im nördlichen Rheinland-Pfalz
für weitere Streiks. ver.di und
DJV wollten einen Sanierungs-
tarifvertrag zur Beschäftigungs-
sicherung durchsetzen, Gehalts-
verzicht war angeboten. Im 
Arbeitskampf summierten sich
schließlich vierzehn volle Streik-
tage, bis zu einem Fünftel der Be-
legschaft blieb draußen. Doch
Verleger Walterpeter Twer zeigt
sich unbeeindruckt: „Wir müssen
uns aus der Umklammerung der
Gewerkschaft lösen“, sagt er ins
SWR-Mikrofon. Der Streik wurde
Ende Mai beendet. Doch der Aus-
gang des Konflikts ist über die
Region hinaus von Bedeutung.

Mit dem Streik, der Bildung 
einer Menschenkette, Demonstra-
tion und Unterschriftensammlun-
gen wollten die Beschäftigten der
„Rhein-Zeitung“ und ihrer Regio-
nal-Ableger an Ahr, Mosel, Lahn
und Nahe erreichen, dass 81 Kündi-
gungen eines „Sparpakets II“ zu-
rückgenommen werden. Perspekti-
visch steht noch mehr auf dem
Spiel: Tarifbindung, Interessenver-
tretung, Unternehmensstruktur.

Um die Massenentlassungen wird
es nun im Juni in der Einigungsstelle
gehen. Die neuerlichen Sparpläne

trafen die mehr als
900köpfige Beleg-
schaft und ihre Be-
triebsräte zu Ascher-
mittwoch wie ein
„Donnerschlag“, be-
richtet Werner Fär-
ber, Betriebsratsvor-
sitzender beim Mit-
telrhein-Verlag. Erst
Ende Januar hatte
man über den Abbau
von 121 Stellen ei-
nen Sozialplan abge-
schlossen. Neben Al-
tersteilzeit- und ähnlichen Lösun-
gen waren 32 „echte Kündigungen“
zu verkraften. Inzwischen wird so-
gar mit einem dritten Sparpaket ge-
droht. Insgesamt dürfte es um 200
Stellen gehen. Dass so die akuten
Liquiditätsprobleme des Verlages
lösbar sind – bislang ist öffentlich
von sechs Millionen Euro die Rede
– bezweifelt der Betriebsratschef. 

Alle Tarifverträge gekündigt

„Die benötigte Summe wird we-
sentlich höher liegen. Gehaltsver-
zichtsangebote der Belegschaft, die
im Rahmen unseres Gegenkonzepts
befristet etwa 2,2 Mio. Euro jähr-
lich bringen würden, werden nicht
reichen. Da schielt man eher Rich-
tung Banken.“ Einen solchen Geld-
geber dürfte Verleger Twer mit einer
ganze Liste eigener Sanierungsbe-
mühungen zu überzeugen versu-
chen: Sachkosteneinsparungen: Sie
reichen von der Kantinenschließung
bis zur Streichung überbetrieblicher
Zulagen oder Betriebsrentenkür-
zungen. Ausgliederungen: Neben
dem Traditionsbetrieb Mittelrhein
Verlag GmbH sind bereits vor Jah-
ren die rz informa für das Anzeigen-
geschäft und rz Markt & Medien als
Vertriebs- und Marketinggesellschaft
gegründet worden. Im Januar 2001
wurden Geschäftsstelle und Redak-
tion der „Rhein-Lahn-Zeitung“ in
Bad Ems als eigene Gesellschaft
ausgegliedert, 2002 folgte die Re-
daktion in Neuwied. Auch für die
Koblenzer Ausgabe selbst gibt es 
bereits eine neue Gesellschaft, die
ab 1. Juli ihre Tätigkeit aufnehmen
soll. Personalkostenreduzierungen:
Solche Ausgliederungen, weiß Be-
triebsrat Färber, „gingen bisher im-
mer mit Tarifabbau einher“. Altein-
gesessene Redakteure wurden durch
junge, gewerkschaftlich ungebun-
dene ersetzt, die sich auf ein Ein-
heitsgehalt von 2600 Euro einlas-

sen. Personalkosten um 30 bis 40
Prozent abzusenken, ist erklärtes
Ziel. Originalton Twer: „Ein Redak-
teur verdient 4 500 Euro im Schnitt,
hat sieben Wochen Urlaub, hat
Presseversorgungswerk, er bekommt
alle zwei, drei Jahre Alterssprünge
dazu, das passt hier in den Raum
und die Landschaft nicht hinein.“
Inzwischen sind alle Tarifverträge
in Verlag und Redaktion sowie der
Marketing- und Anzeigengesell-
schaft gekündigt. Um die Streik-
front zu schwächen und weil man
die Lage in der Druckindustrie als
kampfstark einschätzt, ist den ge-
werblichen Arbeitnehmern inzwi-
schen ein Zuckerbrot hingehalten
und weitere Tarifbindung zugesagt
worden. Alle anderen hängen in
der Luft. 

Vereinbarungen mit 
Ministerpräsident ignoriert

Da sich der Verlagschef nicht in
die Bücher schauen lässt, nicht of-
fenlegen will, wo die Gewinne
früherer Jahre hin geflossen sind,
scheiden auch eine Landesbürg-
schaft oder die Gründung einer
Auffanggesellschaft aus, die Beleg-
schaftsvertreter mit Ministerpräsi-
dent Beck schon sondiert hatten.
Den Vorschlag der Gewerkschaften,
über einen Sanierungstarifvertrag
zur Beschäftigungssicherung zu
verhandeln, hat Walterpeter Twer
ignoriert. Bedingungen wie die
Rücknahme des Sparpakets II, den
Verzicht auf weiteres Outsourcing
oder die Rückkehr zur Tarifbindung
hält er offenbar für indiskutabel.
Statt dessen kündigte er an, sechs
kleinere Verlage mit „leistungsge-
rechter Bezahlung“ gründen zu
wollen. 

Bislang waren die gezielt einge-
setzten taktischen Mittel der Ar-
beitgeberseite erfolgreich. Zudem:
Die Leser der „Rhein-Zeitung“ mus-
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Koblenz ist überall
„Rhein-Zeitung“ – Verleger für niedriges Einheitsgehalt 
anstelle von Tarifgehältern

Millionenschweres Verlust-Engagement

Die „Rhein-Zeitung“ ist nach Verlagsangaben mit 240 000 ver-
kauften Exemplaren, elf Lokalredaktionen und 18 Heimatausga-
ben, zum Teil unter eigenem Titel, eine der „großen regionalen
Tageszeitungen in Deutschland“. 
Das Blatt erscheint seit April 1946, bereits einen Monat später
wurden einzelne Lokalausgaben herausgegeben. Das „Mutter-
haus“ in Koblenz, die Mittelrhein Verlag GmbH, besteht seit
1948. 
Bei einer Unternehmenskrise 1996 wurde bei der „Rhein-Zei-
tung“ bereits um Tarifgeltung gestreikt. Stellenabbau konnte
seinerzeit verhindert werden, allerdings trat das Unternehmen
aus dem Verlegerverband aus. Ein millionenschweres Engage-
ment in Tschechien soll der Firmengruppe in den vergangenen
Jahren Verluste eingefahren haben.
Das Verbreitungsgebiet der im nördlichen Rheinland-Pfalz als
Monopolblatt geltenden „Rhein-Zeitung“ erstreckt sich zwischen
Mainz und Bad Neuenahr / Ahrweiler in ost-westlicher Ausdeh-
nung sowie zwischen Betzdorf, Birkenfeld und Meisenheim in
der Nord-Süd-Achse.
Landesweite Mitbewerber sind die „Mainzer Allgemeine“, der
„Triersche Volksfreund“ und die „Rheinpfalz“ (Ludwigshafen).

Die neuen Sparpläne
trafen die Belegschaft
wie ein „Donner-
schlag“ und trieb sie
auf die Straße
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Das Betriebsklima ist eisig ge-
worden im Kasseler Pressehaus
bei der „Hessischen / Niedersäch-
sischen Allgemeinen“ (HNA). Ver-
leger Rainer Dierichs hatte über
Jahrzehnte eine liberale Unter-
nehmenskultur aufgebaut. Die
1200 Mitarbeiter und ihre Be-
triebsräte konnten sich auf ihn
verlassen. Jetzt sind sie verlassen.
Ippen hat fast die komplette
Führung ausgetauscht und mit
eigenen Leuten besetzt. 

Am Ende der 28 Jahre, die Heinz
G. bei der HNA in Kassel gearbeitet
hatte, passte alles, was ihm dort ge-
blieben war in einen Schuhkarton.
Von seinem Arbeitsplatz war der
62Jährige im Sommer vergangenen
Jahres zu seinen Chefs zitiert wor-
den. Und die eröffneten ihm völlig
unerwartet, er solle das Haus verlas-
sen. Und zwar sofort. Freigestellt.
Kaltgestellt. Heinz G. durfte noch
seine persönlichen Sachen in den
Karton packen. Auch Gero W. er-
ging es nicht anders. Er war Ge-
schäftsführer eines Zweigverlages.
Fristlose Kündigung, Bürotür ver-
schlossen, Computer abgebaut.

Zwei von zweihundert. So viele
Mitarbeiter des Verlages der HNA
und seiner Zweigunternehmen muss-
ten ihren Arbeitsplatz räumen, seit
Dirk Ippen im Februar 2002 die
zweitgrößte hessische Tageszeitung
(Auflage 220 000) in seine Medien-
gruppe holte. „Da wird teilweise mit
erpresserischen Methoden gearbei-
tet“, sagte ver.di-Sekretär Leo Rauh.
Auf dem Weg in die Kantine erfuhr
manch Mittfünfziger, er werde bald
ein Angebot für den Vorruhestand
erhalten. 

Über Jahre war es nur ein
Gerücht: Die liberale HNA und das
Anzeigenblatt „Extra Tip“ gehörten
zusammen. Unvorstellbar für viele.
Starten der „Extra Tip“ und sein
Chefredakteur Klaus Becker doch
immer wieder hasserfüllte Presse-
kampagnen gegen Politiker von
SPD und Grünen, den Intendanten
des Staatstheaters oder gesellschaft-

liche Minderheiten. Doch wer sich
die Unterlagen aus dem Handelsre-
gister vornimmt, erkennt schnell:
schon seit 1996 gehört der „Extra
Tip“ über eine Beteiligungsgesell-
schaft, einen Verlag und zwei Ein-
zelpersonen aus dem direkten Um-
feld des Verlegers Rainer Dierichs,
direkt an die Seite der HNA. Und
seit Februar diesen Jahres hat der
„Extra Tip“-Herausgeber Hartmut
Benderoth seine letzten zehn Pro-
zent verloren. An die Medienbetei-
ligungsgesellschaft MBG. Neuer Ge-
schäftsführer ist Daniel Schöningh,
Neffe von Ippen, Geschäftsführer
der „Offenbach Post“ und Schlüs-
selfigur im Konzentrationsprozess.

Appetit auf noch mehr

Denn MBG hat im Sommer 2002
auch die Kontrolle über einen An-
zeigenblattverlag in Witzenhausen
übernommen. 17 Anzeigenblätter,
411 000 Auflage, werden jetzt von
MBG gemanaged. Beim Anzeigen-
blatt „Kreisanzeiger“ (Auflage 64000)
im Kreis Hersfeld Rotenburg ist
MBG 50-Prozent-Partner und Da-
niel Schöningh Geschäftsführer.

Aber auch die beiden Tageszei-
tungen „Hersfelder Zeitung“ und
„Werra Rundschau“ haben in MBG
neue Partner bekommen. Besonders
brisant: Verleger Rainer Dierichs
war noch vor zwei Jahren vom 
Bundesgerichtshof verboten worden,
seine Beteiligung an der „Werra
Rundschau“ von 20 auf 40 Prozent
zu erhöhen. Dies schrecke künftige
Konkurrenten ab und führe zu ei-
ner marktbeherrschenden Position,
argumentierte das oberste deutsche
Gericht. Was Dierichs verboten wur-
de, holte MBG nach und kaufte
sich bei der „Werra Rundschau“ ein.

MBG, das ist nichts anderes als
die Ippen-Gruppe und einige Ein-
zelpersonen. Die allerdings sind 
allesamt Geschäftsführer oder Mit-
herausgeber anderer Ippen-Zeitun-
gen. 19 Anzeigenblätter mit rund
750 000 Auflage, die Beteiligungen
an den beiden „Konkurrenzzeitun-

gen“ der HNA aufgestockt, und
weitere Versuche, in Hessen zu ex-
pandieren. Das haben Ippen und
seine Mitstreiter in nur zwölf 
Monaten in Kassel erreicht. Das
Bundeskartellamt in Bonn wußte
von dieser Monopolisierung nichts.
Dirk Ippen zeigt sich in Interviews
von einer völlig anderen Seite: „Ich
bin ein wettbewerbsorientierter, 
ordoliberaler Marktwirtschaftler. Für
mich ist Konzentration im Markt,
die dem Verbraucher die Wahlmög-
lichkeit nimmt, nie gut“. In Nord-
hessen hat die Konzentration aller-
dings einen Namen: Dirk Ippen. 

Aber Ippen schaut über Kassel
hinaus. Mehr als 20 Tageszeitungen
in ganz Deutschland hat er schon.
Die Zeitungskrise macht ihm Lust
auf immer mehr. Die „Oberhessi-
sche Presse“ in Marburg ging ge-
rade an den Hannoveraner Verlag
Madsack, der „Gießener Anzeiger“
an die Verlagsgruppe Rhein-Main.
Ippen sucht größeres. Eine Beteili-
gung an der „Süddeutschen Zei-
tung“ beispielsweise. Oder: den
„Tagesspiegel“ in Berlin. Das Blatt
„treffe seine liberale Gesinnung“.

Solche Beteiligungsphantasien
machen auch anderen Redaktionen
Angst. Bei der „Frankfurter Rund-
schau“ zum Beispiel. Dort habe man
Ippen auf einem der Flure gesehen,
erzählt man sich leise. Dementiert
aber gleich wieder. Und atmet auf.

Rüdiger Kreissl ■
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Alle tippen für Ippen
Monopolisierung der Presselandschaft in Kassel und Nordhessen
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sten von Entlassungen, Sozialdum-
ping und Arbeitskämpfen nicht
einmal etwas mitbekommen. Ihre
Zeitung erschien täglich ohne
weiße Flecken, auch wenn dazu
Freie herangezogen, Rentner akti-
viert und von Arbeitswilligen Über-
stunden geschrubbt wurden. Wie
lange das so bleibt, ist offen. Weil
man „schlichtweg versucht, markt-

orientiert vorzugehen und den öf-
fentlichen Auftrag nicht mehr ernst
nimmt“, befürchtet der stellvertre-
tende ver.di-Landesleiter Hans-Joa-
chim Schulze Qualitätseinbußen.
Er sieht das Risiko, dass Inhalt und
Umfang der „Rhein-Zeitung“ in
Richtung Anzeigenblatt abdriften.

„Koblenz ist überall“ war ange-
sichts der umfassenden Gemenge-

lage das Motto der verdi-Verlags-
mitgliederversammlung Ende Mai.
„Wir erkennen uns wieder in den
Problemen der bundesweiten Tarif-
runde und ordnen uns da ein“, sagt
Betriebsratschef Färber. „Anders-
herum wissen wir, dass alle auf uns
sehen. Deshalb sagen wir, der Streik
ist beendet, aber der Arbeitskampf
geht weiter.“ Helma Nehrlich ■

Bayerns Ministerpräsi-
dent Edmund Stoiber
(l.) leitet in München
als „Chefredakteur“
im Beisein von Verle-
ger Dirk Ippen (r.) die
Redaktionskonferenz
der Münchner Tages-
zeitung „tz“. Beim Be-
such der Zeitung hatte
Stoiber den Wunsch
geäußert, auch einmal
Chefredakteur sein zu
wollen. Daraufhin
hatte ihn die Verlags-
leitung im Jahr 2000
als „Chefredakteur“
für einen halben Tag
eingeladen.
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Auch im Jahr 2002 konnte die
Verwertungsgesellschaft Wort
ein „Rekordergebnis“ bei der
Wahrnehmung von Urheberrech-
ten von Autoren und Verlagen
erzielen. Auf den Versammlun-
gen der Wahrnehmungsberech-
tigten und Mitglieder am 23. und
24. Mai in München herrschte
dennoch nicht nur eitel Sonnen-
schein – wie außerhalb des Ta-
gungsraumes im Hotel Bayeri-
scher Hof.

Zum einen ist die erneute Steige-
rung der Einnahmen um 1,7 Pro-
zent auf knapp 79 Millionen Euro
(2001: 77,7 Millionen Euro) auf das

um über 50 Prozent gestiegene Aus-
landsaufkommen von 9,2 Millionen
Euro und dies wiederum auf zeit-
versetzte Kabelvergütungen zurück-
zuführen. Das Inlandsaufkommen
sank dagegen von 71,6 auf 69,8
Millionen Euro (minus 2,5 Pro-
zent).

Zum anderen ist die Zukunft der
Haupteinnahmequelle der VG Wort,
die Kopiergeräteabgabe (32,8 % der
Einnahmen in 2002), unsicher.
Denn die IT-Industrie verweigert
nach wie vor die Urheberabgaben
für digitale Vervielfältigungsgeräte
und will sie durch Digital-Rights-
Management-Systeme (DRM) erset-
zen.

Autoren gehen leer aus

Die Auseinandersetzungen um
Abgaben auf PC, Drucker und Mul-
tifunktionsgeräte laufen seit Jah-
ren, so dass die knapp 130.000 Aus-
schüttungsempfänger der VG Wort
(plus 8,5 %, davon über 124.000
Autoren) auch im Jahr 2002 von
der Vervielfältigung ihrer Texte auf
diesen heutzutage gebräuchlichs-
ten Kopiergeräten nicht profitieren
konnten.

Zudem hatte der Bundesrat auf
Initiative Bayerns wenige Stunden
vor den VG-Wort-Versammlungen
den Vermittlungsausschuss im Zu-
sammenhang mit der vom Bundes-
tag bereits beschlossenen Reform
des Urheberrechtsgesetzes angeru-
fen. Einer von vier Punkten ist da-
bei, Urheberabgaben auf jeweils ein
„Hauptgerät“ in einer digitalen Ko-
pierkette zu beschränken.

Nicht nur in diesem Bereich
droht die VG Wort, so deren ge-
schäftsführender Vorstand Prof. Dr.
Ferdinand Melichar, „in Zukunft in
unsicheres Fahrwasser zu geraten.“
Seit Jahresbeginn herrscht außer-
dem ein vertragsloser Zustand bei
der Kabelweitersendung (4,6 Mio.
Euro Einnahmen 2002) und beim
Kopienversand von Bibliotheken
(4,1 Mio. Euro). Den „Kriegsschau-
platz verlassen“ hat man hingegen
bei den elektronischen Pressespie-
gel. Hier steht eine Einigung mit
der Presse-Monitor-GmbH der Ver-
leger in Aussicht (siehe Meldung
auf dieser Seite).

Steigende Einnahmen konnte die
VG Wort vor allem in den beiden
größten Posten verbuchen – im Be-
reich Hörfunk / Fernsehen von 10,2

auf 10,6 Millionen Euro und bei
den Gerätevergütungen von 23,7
auf 25,9 Millionen Euro. Diese Stei-
gerung ist vor allem durch Faxgeräte
und Scanner erreicht worden,
während Abgaben von traditionel-
len Kopiergeräten rückläufig sind.
Erstmals konnten knapp 490.000
Euro für CD-Brenner eingenom-
men werden.

Keine Steigerung bei
Vergütung für Pressespiegel

Eine leichte Einnahmesteige-
rung gibt es bei den Bibliotheks-
tantiemen (9,64 Millionen Euro),
während alle anderen Bereiche 
stagnierten. Dies betrifft auch die
Pressespiegelvergütung in Höhe
von 4,56 Millionen Euro. Erstmals
konnte die VG Wort diese Einnah-
men zu Gunsten der Journalisten
nicht steigern, da immer mehr Un-
ternehmen, Verbände und Institu-
tionen von Papier- auf elektroni-
sche Pressespiegel umsteigen.

Obwohl das Internet zum Mas-
senmedium geworden ist und mit
PCs im großen Maßstab urheber-
rechtlich geschützte Werke gespei-
chert und vervielfältigt werden,
profitieren die Urheber kaum von
der digitalen Zweitverwertung. Nur
ganze 7.000 Euro konnte die VG
Wort im Digital-Bereich einneh-
men – für die Veröffentlichung von
Altwerken auf CD-ROM. In diesem
Bereich und dem von Online-Ar-
chiven müsse die VG Wort endlich
aktiver werden, wurde auf den Ver-
sammlungen gefordert.

Schecks an die Urheber

Dennoch bringt insgesamt das
„Rekordergebnis“ der VG Wort den
Wahrnehmungsberechtigten zum
Teil deutlich angehobene Punkt-
werte, zum Beispiel im Bereich Wis-
senschaftsrepro (Buch 380 Euro,
Beitrag 2,60 Euro) und Presserepro
(8,00 Euro). Bei den Bibliotheks-
tantiemen steigt die Mindestaus-
schüttung auf knapp 55 Euro. Pres-
sespiegel bleiben unverändert (4,60
Euro / Sockel 90 Euro). Im Bereich
Hörfunk steigt der Punkwert von
1,80 auf 2,20, während er beim
Fernsehen auf etwa 0,40 Euro (die
Auswertung lief noch) sinken wird.
Die Schecks an die Urheber werden
in diesen Wochen verschickt.            

Rüdiger Lühr ■
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Rekordergebnis
mit Wermutstropfen
VG Wort erzielte 79 Millionen Euro Einnahmen für Autoren

Kooperation bei 
elektronischen
Pressespiegeln
Bisher gehen die Autoren und Fotografen bei elektronischen
Pressespiegeln leer aus. Die Presse-Monitor GmbH der Verlage
verwendet Artikel und Fotos in ihren elektronischen Presse-
spiegeln illegal oder auf Grund von Total-Buy-Out-Verträgen
zum Nulltarif und die VG Wort selbst darf elektronische Presse-
spiegel (mit Ausnahme solcher im pdf-Format) nicht lizenzieren.
Jetzt haben sich PMG und VG Wort grundsätzlich über eine 
Kooperation geeinigt. Ziel ist, dass alle Autoren und Fotografen
über die VG Wort an den Pressespiegel-Einnahmen der PMG 
beteiligt werden. VG-Wort-Geschäftsführer Melichar sprach von
einem „niedrigen, zweistelligem Prozentsatz“. Gerüchteweise
sollen es 12 Prozent sein.
Vorteil für die Verlage: Sie erhalten Rechtssicherheit, auch im
Hinblick auf das neue Urhebervertragsrecht. Dies dürfte auch
der PMG neue Kunden bringen, die zum Teil bisher ungenehmigt
selbst elektronische Pressespiegel herstellen. Vorteil für Autoren
und Fotografen, die bei Papierpressespiegeln 100 Prozent erhal-
ten: Statt jahrelanger Prozesse mit ungewissem Ausgang erhal-
ten sie gesicherte Vergütungen. Melichar: „Eine Win-Win-Situa-
tion“. lü ■

IT-Industrie verwei-
gert Abgaben für digi-
tale Vervielfältigungs-
geräte
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Die zur SPD-Medienholding DDVG
gehörende „Szene Hamburg“ be-
treibt massiven Stellenabbau.
Langjährige freie Mitarbeiter war-
nen vor einer inhaltlichen Ver-
flachung und produzieren ein
Sonderheft im Eigenverlag.

„Das hatten wir doch schon alles
mal“, sagt Detlef Diederichsen und
fischt aus dem Heftstapel die letzte
Ausgabe der im März 1989 verbli-
chenen Hamburger Stadtillustrierten
„Tango“ heraus. Mit dem Teaser
„100.000 Superthemen: Titten, Är-
sche, Kohle machen...“ auf dem 
Titelblatt prognostizierte die dama-
lige „Tango“-Redaktion den inhalt-
lichen Weg ihres Blattes, das an den
Jahreszeiten-Verlag verkauft wor-
den war und ab der nächsten Aus-
gabe in der bundesweiten Kombi
als „Prinz“ erscheinen sollte. Aus
der Anfang der Achtziger im Klein-
verlag als Antwort auf die junge
Hamburger Subkultur gegründeten
Stadtillustrierten wurde der Ham-
burger „Prinz“-Ableger, heute ein
Synonym für Mainstream und Ser-
vice, Service, Service! als inhaltli-
ches Beiwerk zum Anzeigenumfeld. 

Jetzt sitzt Diederichsen am
Schreibtisch und betreibt Ge-
schichtsforschung in eigener Sache.
Nach dem Untergang von „Ham-
burger Rundschau“ und „Stadt-
magazin HH19“ steht mit der 
„Szene Hamburg“ die letzte Bastion
unabhängigen Kultur- und Polit-
journalismus für die nördliche 
Metropolenregion Hamburg vor
der inhaltlichen Kapitulation vor
dem Markt. Zum Ende des laufen-
den Geschäftsjahres kündigte die
Hamburger Stadtillustrierten Ver-
lagsgesellschaft gleich fünf Mitar-
beitern; darunter die Chefgrafikerin
Ariane Semmler und der Chef-
redakteur Christoph Twickel, des-
sen Arbeit jetzt einer der drei 
Geschäftsführer übernommen hat.
Gemeinsam mit 20 weiteren freien
Mitarbeitern produziert Diederich-
sen ein Sonderheft zum Niedergang
des nicht nur Service-orientierten
Magazinjournalismus für Hamburg.
Seine Erkenntnis aus mehr als 25
Jahren Mitarbeit für Stadtmagazi-
ne: „Man darf nicht glauben, dass
in den Verlagen Geschäftsführer ar-

beiten, die ihr Handwerk verstehen
und irgendein Konzept haben.
Wenn die neue Wege verkünden,
kommt da meistens Mist bei raus,
unter inhaltlichen wie auch finan-
ziellen Gesichtspunkten.“ 

Die dju Hamburg befürchtet den
inhaltlichen Ausverkauf. „Wenn
die HSI-Verlagsführung glaubt, 
den Chefredakteur durch einen Ge-
schäftsführer ersetzen zu können,
liegt die Vermutung nahe, dass die
„Szene“ sich von einem qualifizier-
ten und engagierten Journalismus
verabschiedet“, sagt dju-Sprecher
Fritz Gleiss. Die SPD als Mehrheits-
eignerin der HSI solle sich gut über-
legen, ob sie der Öffentlichkeit mit
dem eingeschlagenen Weg tatsäch-
lich vorführen wolle, „wie wenig
sie von unabhängigem Journalis-
mus, engagierter Öffentlichkeit und
einem gesunden Betriebsklima hält.“

Einmaliger Umsatzeinbruch

Die „Szene“ hat Geschichte ge-
schrieben. Als ihr inzwischen ver-
storbener Gründer Klaus Heidorn
im Herbst 1973 die Kategorie Stadt-
magazin mit kulturellem und poli-
tischem Anspruch für die Intellek-
tuellen der Post-68er als Pionier auf
den Markt brachte, fand die „Szene“
schnell Nachahmer in deutschen
Großstädten. Ein Umsatzeinbruch
wie momentan sei einmalig, sagt
Jens Berendsen, Geschäftsführer der
SPD-eigenen Deutschen Druck-
und Verlagsgesellschaft (DDVD):
„Daher müssen wir wie alle ande-
ren Personalkosten reduzieren.“
Die DDVD ist mit 75 Prozent Mehr-
heitseignerin der HSI. Einen Ein-
fluss der SPD, die unter anderem
mit Generalsekretär Olaf Scholz im

Treuhand-Aufsichtsrat vertreten ist,
weist Berendsen von sich: „Wir
sind ein unabhängiger Verlag, der
Gewinn generieren und keine Par-
teipolitik machen soll.“ Um Anzei-
genkunden akquirieren zu können,
soll der seit Gründung der Szene
anzeigenfreie Titel vermarktet wer-
den. Eine inhaltliche Neu-Ausrich-
tung solle es nicht geben. 

„Das war es dann wohl mit dem
redaktionellen Anspruch“, meint
hingegen Lars Brinkmann, lang-
jähriger Autor für Popkultur, der
seine Tätigkeit bei dem führenden
Hamburger Stadtmagazin nach mehr
als sechzehn Jahren schriftlich
gekündigt hat. „Das Konzept eines
Autorenmagazins, wie es Twickel
mit Erfolg und Engagement betrie-
ben hat, hat der Verlag aufgege-
ben.“ Der Verkauf des Titelblatts sei
der Grabgesang der „Szene“. „Wenn
jemand per Handstreich und ohne
Rücksprache mit der Belegschaft
fünf Leute rausschmeißt, liefert er
für mich genug Anlass für einen 
Arbeitskampf“, sagt Brinkmann.
Doch den wird es, trotz einigen Wi-
derstands unter den freien Autoren
und in der Belegschaft, wohl nicht
geben – zu groß scheint die Sorge,
mit der „Szene“ den letzten Bröt-
chengeber zu verlieren. „Bei Tango
waren wir wenigstens gewerk-
schaftlich organisiert und konnten
so für die betroffenen Kollegen ver-
nünftige Abfindungen vereinba-
ren“, beschreibt Diederichsen eine
Erkenntnis aus der Historie – das
soll bei der „Szene“ jetzt nachge-
holt werden. Jörn Breiholz ■
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Dann eben 
ohne Chefredakteur
„Szene Hamburg“ vor inhaltlichem Ausverkauf 

1989 mutierte „Tango“
zum „Prinz“en. Und
das Stadtmagazin
„Szene“ versucht sich
auf dem Hamburger
Markt zu behaupten.
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Die „Dresdner Morgenpost“
wurde vom Beschwerdeausschuss
des Deutschen Presserats öffentlich
gerügt, da sie in unangemessen sen-
sationeller Weise über den Selbst-
mord eines jungen Mannes berich-
tet hatte. So war auf einem großen
Foto die zugedeckte Leiche zu se-
hen und über die Motive der Tat zu
Lasten der Ehefrau spekuliert wor-
den. Durch die Nennung des Vor-
namens, des Alters und anderer
Merkmale wurden das Opfer und
auch die hinterbliebene Ehefrau zu-
dem für einen bestimmten Perso-
nenkreis identifizierbar. Nach Ziffer
8 Richtlinie 8.5 des Pressekodex 
gebietet die Berichterstattung über
Suizide Zurückhaltung. Ausnahme
ist ein „Vorfall der Zeitgeschichte
von öffentlichem Interesse“. 

Das war jedoch an dieser Stelle
ebensowenig der Fall, wie bei der
zweiten öffentlichen Rüge, die 
der Beschwerdeausschuss gegen die
„Bild“-Zeitung aussprach. Auch
hier wurde das Opfer für einen
größeren Kreis identifizierbar dar-
gestellt, da sowohl ein Foto von

ihm, als auch sein Wohnort, der
Vorname und der abgekürzte Nach-
name veröffentlicht wurden. Durch
diese Art der Berichterstattung wür-
den häufig auch die Angehörigen
der Opfer ein zweites Mal belastet.

Erkrankungen 
nicht nennen 

Die „Bild“-Zeitung erhielt eine
nicht-öffentliche Rüge, da sie in
zwei Artikeln über die psychische
Krankheit einer Frau berichtet und
ein Foto der Kranken veröffentlicht
hatte. Auch wenn diese früher ein-
mal eine bekannte Sportlerin – und
somit eine Person des öffentlichen
Lebens – war, gilt auch für sie, dass
mit der Berichterstattung über Er-
krankungen immer die Privatsphä-
re der Betroffenen geachtet werden
muss. Nach der Richtlinie 8.4 des
Pressekodex soll „die Presse in sol-
chen Fällen auf Namensnennung
und Bild verzichten und abwerten-
de Bezeichnungen der Krankheit
oder der Krankenanstalt, auch wenn
sie im Volksmund anzutreffen sind,

vermeiden. Auch Personen der Zeit-
geschichte genießen über den Tod
hinaus den Schutz vor diskriminie-
renden Enthüllungen.“

Die Veröffentlichung eines Fotos
einer Richterin war Grundlage ei-
ner weiteren Beschwerde, mit der
sich der Beschwerdeausschuss be-
fasste. Der Ausschuss stellte fest,
dass Fotos von Richtern grundsätz-
lich veröffentlicht werden dürfen,
da diese ein öffentliches Amt ausü-
ben. Dabei darf ein solches Foto je-
doch nicht die Privatsphäre der
Richter verletzen. So darf ein Jour-
nalist nicht ohne weiteres einen
Richter in seinem privaten Umfeld
fotografieren, wie in vorliegendem
Fall geschehen. Der Beschwerde-
ausschuss missbilligte dies. 

Auf seiner dritten Sitzung des
Jahres behandelte der Beschwerde-
ausschuss insgesamt 28 Beschwer-
den. Neben den drei Rügen sprach
er noch 8 Missbilligungen und 7
Hinweise aus. 6 Beschwerden wur-
den als unbegründet angesehen, ei-
ne Beschwerde wurde eingestellt,
als nicht aufklärbar. ■

Rügen für Suizidberichterstattung
„Dresdner Morgenpost“ und „Bild“ gerügt

Ein halbes Jahr nach Verkauf der
„Oberhessischen Presse“ (OP) in
Marburg ist auch eine der beiden
Tageszeitungen im benachbarten
Gießen veräußert worden. Die
mehrheitliche Übernahme der
Zeitungsgruppe des „Gießener
Anzeigers“ (GA) durch die in
Mainz ansässige „Verlagsgruppe
Rhein-Main“ (VRM) ist am 8. Mai
bekannt geworden.

GA-Verleger Dr. Wolfgang Maaß,
amtierender Vorsitzender des Hessi-
schen Zeitungsverlegerverbands,
behält in seinem Besitz die Akzi-
denzdruckerei der „Brühlschen
Universitätsdruckerei“ in Gießen.
An die VRM gehen acht Zeitungsti-
tel in Mittel- und Osthessen. Neben
dem „Gießener Anzeiger“ (GA)
gehören dazu die „Butzbacher Zei-
tung“, das „Gelnhäuser Tageblatt“ ,
der „Lauterbacher Anzeiger“ , die
„Oberhessische Zeitung“ in Alsfeld,
der „Usinger Anzeiger“ und der
„Wetterauer Kreisanzeiger“. Zusam-
men erreichen sie eine Auflage von
über 70.000 Exemplaren.

Die VRM gibt in Hessen bereits
den „Wiesbadener Kurier“ (WK),

das „Wiesbadener Tagblatt“ (WT)
und die „Rüsselsheimer Mainspit-
ze“ heraus. Größtes Blatt der Grup-
pe ist die „Allgemeine Zeitung“
(AZ) Mainz mit einer Auflage von
rund 160.000 pro Tag. Die übrigen
Titel der VRM erhöhen diese Zahl
um weitere 100.000 Exemplare.

Einmal mehr ist Hessen damit
Schauplatz der zunehmenden Pres-
sekonzentration. Ein Verlust der
Zeitungsvielfalt könnte nicht nur
zahlreiche Arbeitsplätze kosten;
auch die Leserinnen und Leser
müssten sich auf eine Einschrän-
kung des redaktionellen Angebotes
einstellen, befürchtet der hessische
dju-Landesgeschäftsführer Manfred
Moos. Er forderte den Erhalt der Ar-
beitsplätze in Verlag, Redaktionen
und Geschäftsstellen des GA. Die
VRM müsse nun beweisen, dass die
„regionale Lösung“ tatsächlich bes-
ser sei als der Einstieg eines
Großverlages. Einige Medienkon-
zerne hatten ebenfalls Interesse an
einer Übernahme des GA gezeigt.

Die wirtschaftliche Situation des
Gießener Verlages war seit Jahren
angespannt. Seit Herbst 1996 hatte
Maaß der Belegschaft im Rahmen

von Betriebsvereinbarungen zur Be-
schäftigungssicherung Einkommens-
einbußen zugemutet. Die „regiona-
le Lösung“ bietet nach Auffassung
von Manfred Moos nun eine Chan-
ce für den Erhalt der mittelhessi-
schen Zeitungstitel, da die Mainzer
auch in Hessen über genügend Er-
fahrung mit Lokal- und Regional-
zeitungen verfügen.

Weitere Veränderungen in der
hessischen Zeitungslandschaft sind
nicht auszuschließen. Erst im März
2002 hatte die Ippen-Gruppe die
„Hessisch-Niedersächsische Allge-
meine“ (HNA) in Kassel übernom-
men. OP-Verleger Dr. Wolfram Hit-
zeroth verkaufte Mitte November
des vergangenen Jahres 51% seines
Verlages an die Madsack-Gruppe in
Hannover. Bei der Zeitungsgruppe
Lahn-Dill in Wetzlar existieren -
unbestätigten Gerüchten zufolge -
Überlegungen, ihre „Marburger
Neue Zeitung“ (MNZ) einzustellen.
Das Marburger Blatt hatte der Ver-
lag erst im September 1997 auf den
Markt gebracht. Gegen die Konkur-
renz der OP konnte die MNZ aber
kaum Fuß fassen. 

Franz-Josef Hanke ■

„Regionale Lösung“ für Gießen
Hessen erneut Schauplatz zunehmender Pressekonzentration



Verlage

Mit den Namen Moritz Diester-
weg, Westermann und Schroe-
del verbinden Generationen ihre
Schulzeit. Doch der Alltag im
Schulbuchsegment hat mit ro-
mantischen Erinnerungen an die
Kindheit wenig gemeinsam. Auch
in diesem Verlagsbereich findet
längst eine fast schon brutale
Konzentration statt.

Im Oktober verkaufte Holtz-
brinck seine Schulbuchholding „Das
Bildungshaus“. Neuer Eigentümer
ist Westermann, dem dadurch ein
strategischer Coup gelang. Sechs
weitere Schulbuchverlage, die unter
dem Dach der Holding zusammen-
gefasst sind, können die Braun-
schweiger damit ihr Eigen nennen.
Die bekanntesten sind Schroedel
(Hannover) und Moritz Diesterweg
(Frankfurt / Main). Erst im April ver-
gangenen Jahres hatte Westermann
den Schöningh Verlag (Paderborn)
erworben. Durch die Zukäufe baute
einer der verschwiegensten Groß-
verlage seine Macht im Schulbuch-
sektor aus. Westermann selbst ge-
hört der Medien Union Ludwigsha-
fen, die ihre Marktstellung auf
mehreren Geschäftsfeldern ständig
erweitert und dabei so unauffällig
agiert, dass sie in der Öffentlichkeit
kaum bekannt ist. 

Drei Großverlage dominieren jetzt
das Geschäft in den Klassenzim-
mern: die Klett-Gruppe (Gesamt-
umsatz 2002 laut Buchreport 329,4
Millionen Euro, + 5 Prozent gegen-
über dem Vorjahr), Cornelsen Ver-
lagsgruppe (190 Millionen Euro,
+ 3,8 Prozent) und Westermann
(102,2 Millionen Euro, + 1 Prozent)
jetzt gemeinsam mit dem Bildungs-
haus Hannover (105 Millionen 
Euro, + 1 Prozent). „Wir waren sehr
erstaunt, dass das Kartellamt den
Kauf des Bildungshauses ohne Pro-
bleme genehmigte, sagte Martin
Dieckmann, ver.di-Fachgruppenlei-
ter Verlage und Agenturen. Das Kar-
tellamt erklärte auf Nachfrage, dass
sie keine Probleme gesehen hätten,
schließlich könnten sich auch klei-
nere Verlage noch am Wettbewerb
beteiligen. Mit welchem Erfolg bleibt
allerdings abzuwarten. „Die Ein-
schränkung von Wettbewerb schlägt
sich in der Beschäftigung negativ
nieder, betonte Martin Dieckmann.

Auch bei Westermann blieb die
Einkaufstour nicht ohne Folgen.
Bis September diesen Jahres werden

viele Möbelwagen durch die Repu-
blik fahren, denn Braunschweig wird
künftig der neue, zentrale Standort
sein. Dies bedeutet für die Betroffe-
nen Umzug oder Entlassung. „Meh-
rere Sozialpläne wurden bereits aus-
gehandelt und unterschrieben“,
sagte Monika Hopert, stellvertre-
tende Konzernbetriebsrätin und Be-
triebsratsvorsitzende der Wester-
mann-Holding. Konkret heißt dies:
35 Mitarbeiter des Moritz Diester-
weg Verlags erhalten ihre Kündi-
gung. Weitere 30 dürfen bleiben,
davon müssen rund 50 Prozent so-
fort nach Braunschweig umziehen,
50 Prozent erhalten voraussichtlich
befristet für zwei Jahre in Frankfurt
einen Telearbeitsplatz. Nach Ablauf
der Zweijahresfrist müssen sie sich
entscheiden, ob sie umziehen oder
das Unternehmen verlassen. Der
Schroedel-Verlag verlässt Hannover
ebenfalls in Richtung Braun-
schweig. Auch hier hagelt es Kündi-
gungen: 24 Beschäftigte im Verlag
und 47 in der Holding müssen ge-
hen, andere müssen pendeln oder
umziehen.

Verhandlungen gescheitert

Nicht verschont bleiben die Mit-
arbeiter der BMS, der Marketing-
und Vertriebsfirma des Bildungs-
hauses. Zwanzig Angestellte wer-
den entlassen. Es entstehen aber
auch 50 neue Arbeitsplätze, die von
Westermann-Beschäftigten besetzt
werden sollen. Wer nicht zur BMS
wechseln kann, geht in die Arbeits-
losigkeit. Denn bei Westermann
wird der Bereich Marketing- und

Vertrieb geschlossen, 68 Kündigun-
gen wurden bereits ausgesprochen,
fünf weitere sollen folgen.

Während in den zugekauften
Tochterfirmen Sozialpläne abge-
schlossen wurden, sieht die Situa-
tion bei Westermann gänzlich 
anders aus. Dort sind die Verhand-
lungen vorläufig gescheitert. Die
Geschäftsleitung sei ihrer Aus-
kunftspflicht gegenüber dem Be-
triebsrat nicht nachgekommen, 
bedauert Michel Hoffmann, Be-
triebsratsvorsitzender des Wester-
mann Schulbuchverlags. Es seien
keinerlei Unterlagen vorgelegt 
worden, weder über die geplanten
Baumaßnahmen, noch über die ge-
genwärtige und künftige Personal-
struktur. Auch der Dienstleistungs-
vertrag zwischen dem Westermann
Schulbuchverlag und der BMS
konnte nicht eingesehen werden.
„Ohne diese Informationen kann
kein Sozialplan aufgestellt werden,
betont Michel Hoffmann. Um doch
noch zum Ziel zu gelangen, hat der
Betriebsrat einen Rechtsanwalt be-
auftragt, die geforderten Unter-
lagen einzuklagen. Ein erster Güte-
termin, der aber nicht zu einer güt-
lichen Einigung führte, fand bereits
statt. Nun warten die Beteiligten
auf einen Gerichtstermin. Der 
Betriebsrat erreichte jedoch beim
Arbeitsgericht mit einer weiteren
Klage, dass eine Einigungsstelle 
bestimmt wurde. Dort sollen alle
Parteien an einen Tisch gebracht
werden, um einen Sozialplan zu er-
stellen. Der genaue Termin für die
Einigungsstelle steht aber noch
nicht fest. Silke Leuckfeld ■
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Machtkonzentration 
in den Schulranzen
Westermann landete strategischen Coup mit dem Kauf der Schulbucholding von Holtzbrinck



Für den Sekt waren die Protago-
nisten zu müde. Aber die Erleich-
terung war auf beiden Seiten zu
spüren, als am 8. Mai 2003 mor-
gens um zwei Uhr die Abma-
chungen zur Altersversorgung
durch die Vertreter von ARD und
ZDF, ver.di sowie dem DJV para-
phiert wurden.

Damit steuert eine Auseinander-
setzung auf ihren (vorläufigen)
Schlusspunkt zu, die Beschäftigte,
Personalräte, Gewerkschaften und
Arbeitgeber über 30 Monate in
Atem gehalten hatte. Freilich ist die

Materie „Altersversorgung“ derart
kompliziert, dass das Thema schnell
als „völlig unvermittelbar“ in die
zuständigen Expertenkreise abge-
schoben wurde. Den anderen blieb
nur die – sicherlich nicht völlig un-
berechtigte – Furcht vor tiefen Ein-
schnitten in die erworbenen Alters-
versorgungsansprüche.

Diese tiefen Einschnitte konn-
ten – für diesmal – abgewehrt wer-
den. Die „alten“ Altersversorgungs-
systeme bleiben als „Gesamtversor-
gung“ erhalten und damit bleibt es
auch bei der grundsätzlichen Ver-
pflichtung der Rundfunkanstalten
zum Auffüllen zukünftiger Renten-
lücken. Auch die Erhöhung der An-
staltsversorgung durch die Steuer-
reform 2001 mussten die Anstalten
schlucken. Lediglich die „Riester-
Lücke“ (siehe Kasten) geht zu Las-
ten der Alt-Versorgten. Neben dem
unermüdlichen Fleiß und dem Ein-
satz der Verhandlungskommission
ist dies der Kampfbereitschaft der
Beschäftigten zu verdanken, die
Anfang 2001 im Zusammenhang
mit den Angriffen auf die Altersver-
sorgung zum ersten Mal mit bun-
desweiten Streikaktionen antworte-
teten.

Berufsunfähigkeit 
und Erwerbsminderung

Im Gegenzug zur Einführung 
des sogenannten „Riester-Korrektur-
faktors“, durch den die Gesamtver-
sorgungsansprüche bis zum Jahre
2030 etwa 4 % geringer ausfallen
werden, als nach altem Rechts-
stand, konnten die Gewerkschaften
strukturelle Verbesserungen für die
neuen, bei ARD und ZDF weitge-
hend einheitlichen Versorgungswer-
ke (VTV bzw. VTVneu) erreichen.
Dabei ging es besonders um die Re-
gelungen bei Berufsunfähigkeit bzw.
Erwerbsminderung. Außerdem wur-
de ein Vertrag über die Höherver-
sicherung durch Gehaltsverzicht
geschlossen, nach dem die Anstal-
ten ersparte Sozialversicherungsbei-
träge an die Beschäftigten weiter-
geben.

Als Erfolg wertet die Verhand-
lungskommission vor allem, dass es
möglich war, einen einheitlichen
Tarifvertrag für alle Anstalten ein-
schließlich des ZDF zu schließen.
Hierdurch wird die Spaltung in
„kleine“ und „große“ bzw. „reiche“
und „arme“ Anstalten vermieden.
Der MDR wird die strukturellen
Veränderungen am VTV überneh-
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Schwere Geburt
Tarifvertrag über die Altersversorgung 
nach 30 Monaten Verhandlungen abgeschlossen

So funktioniert’s

Schon im „Grundsatztarifvertrag“ vom vergange-
nen Jahr (M berichtete) hatten sich Gewerkschaften
und Rundfunkanstalten grundsätzlich darauf geei-
nigt, die Anstalten von dem „Auffülleffekt“ durch
die Riester-Rentenreform zu entlasten.

„Riester-Lücke“: Kern der Riester-Rentenreform ist
eine neue Formel zur Berechnung der jährlichen
Rentensteigerung (Rentenformel). Diese neue For-
mel bewirkt, dass die Renten langsamer steigen als
die Nettolöhne. 
Die Nettolöhne aber sind der Vergleichsmaßstab für
die „Gesamtversorgung“: Die Summe aller Einkünf-
te des Rentners darf einen bestimmten Prozentsatz
des Nettoeinkommens eines vergleichbaren aktiven
Beschäftigten („Netto-Vergleichseinkommen“) nicht
überschreiten. Diese Obergrenze steigt genauso
schnell wie die Nettolöhne.

Weil die Renten deutlich langsamer steigen, ent-
steht der Auffülleffekt. Das bedeutet, die Rund-
funkanstalten müssen die Differenz zwischen Ries-
ter-Erhöhung und Netto-Erhöhung drauflegen. Die-
ser Auffülleffekt ist umso größer, je höher der Anteil
der gesetzlichen Rente an den Gesamteinkünften
des einzelnen Rentners ist. Müsste jeder seine indi-
viduelle „Riester-Lücke“ selbst tragen, wären Be-
schäftigte der unteren Vergütungsgruppen (die in
der Regel viel Rente von der BfA und relativ wenig
von der Rundfunkanstalt bekommen) deutlich stär-
ker betroffen, als die Bezieher höherer Einkommen.

Deshalb haben die Gewerkschaften und besonders
ver.di einen Lastenausgleich gefordert. Durch die-
sen Ausgleich wird der Auffülleffekt bezogen auf
alle Betroffenen vermieden. Bei diesem Verfahren
wird zunächst wie bisher die Anstaltsrente berech-
net, also die Riester-Lücke aufgefüllt. Im zweiten
Schritt wird aber für alle Betroffenen mit dem glei-
chen Prozentsatz die sogenannte „Gesamtversor-
gungsobergrenze“ abgesenkt – so dass im Schnitt

der Auffülleffekt wieder rückgängig gemacht wird.
Der Lastenausgleich belastet Versorgungsempfän-
ger mit relativ hohen gesetzlichen Renten weniger
und solche mit hohen Anstaltsrenten etwas mehr
als die individuelle Riester-Lücke. Realisiert wird dies
durch den Riester-Korrekturfaktor, der mit jedem
Jahr etwas mehr senkend auf die Gesamtversor-
gungsobergrenze wirkt.

Das wurde vereinbart

Gesamtversorgungssysteme:
• Riesterkorrekturfaktor wird auf alle Versorgungs-

leistungen angewandt, bei denen die gesetzliche
Rente in die Berechnung eingeht. Nicht betroffen
sind die Bezieher der (Anstalts-)Mindestrenten so-
wie diejenigen, deren Versorgungsleistung durch
die Brutto-Obergrenzen der Versorgungsordnun-
gen begrenzt wird.

• Gleichstellung von Teilerwerbsminderungsrenten
mit der Berufsunfähigkeitsrente

VTV (neue Versorgungstarifverträge)
• Anhebung der Zurechnungszeiten von 57 auf 60

Jahre
• Unbegrenzte Anrechnung von Krankheitszeiten
• Änderung der Regelungen bei Erwerbsminde-

rung
Bei Teilerwerbsminderung besteht Wahl-
möglichkeit

• Halbe Rente und Weiterbeschäftigungsanspruch
oder

• volle Rente und Beendigung des Arbeitsverhält-
nisses

Höherversorgung
• Erhöhung der Beitragszahlung durch die von den

Anstalten eingesparten Sozialversicherungsbei-
träge

• Möglichkeit zu einer Kombination von Berufsun-
fähigkeitsschutz und Altersversorgung über einen
Kollektivvertrag wie beim SWR

Rundfunk

Warnstreik bei der Deutschen Welle
und beim Deutschlandfunk in KölnFo
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Rundfunk

ORB und SFB sind tot, es lebe der
RBB. Eine neue Intendantin hat
der Fusionssender schon. Einen
Überleitungs-Tarifvertrag zur Be-
schäftigungssicherung und Tarif-
angleichung dagegen noch nicht.
Die neue Geschäftsleitung mauert.

„RBB – Rundfunk braucht Be-
schäftigung!“ schallte es den Ver-
tretern der neuen Geschäftsleitung
des Rundfunk Berlin-Brandenburg
entgegen, als Mitte Mai im ehema-
ligen SFB-Fernsehzentrum die Tarif-
partner zu einer weiteren Verhand-
lungsrunde um einen Überleitungs-
Tarifvertrag zusammenkamen. Doch
die Geschäftsleitung rückte von 

ihrer bisherigen Blockadepolitik
nicht ab. Daher dürften beim nächs-
ten Mal die mit Rücksicht auf die
Nerven der Beteiligten nicht einge-
setzten Trillerpfeifen von den Kol-
legen wieder ausgepackt werden.
„Die Geschäftsleitung ist bei allen
unseren Hauptforderungen stur ge-
blieben“, sagt SFB-Personalrats-
vorsitzende Hanne Daum. So steht
nach wie vor ein deutliches Ja zum
Verzicht auf betriebsbedingte Kün-
digungen aus. Hier bleibt die Ge-
schäftsleitung bei ihrer von den 
Gewerkschaften abgelehnten Kop-
pelung mit einer Art „Zwangspen-
sionierung“: Ausschluss von Kün-
digungen nur dann, wenn gleich-

zeitig Vorruhestandsregelungen in
den Vergütungsgruppen A und B
akzeptiert werden. Auch für Freie
gibt es noch keine Beschäftigungs-
zusage im bisherigen Umfang. „Wir
werden nicht hinnehmen, dass bei
Bedarf die Freien von einem Tag
zum anderen per Beendigungsmit-
teilung vor dem Aus stehen“, sagt
Daum. Als besondere Provokation
begreifen die Gewerkschafter die
sehr speziellen Vorstellungen der
Geschäftsleitung von einer künfti-
gen Tarifangleichung. Bei der Neu-
einstellung von Festen und bei der
Beschäftigung neuer Freier will sie
den jeweils ungünstigeren Tarifver-
trag anwenden. Solange es keinen
RBB-Tarifvertrag gibt, soll für die
Neuen der ORB-Tarif gelten. RBB-
Osttarif tut weh? Keine Frage, denn
die Einkommen und Honorare lie-
gen beim ORB um 20 Prozent unter
denen des SFB. Solches Tarif-Dum-
ping stößt den Gewerkschaften bit-
ter auf. „Wenn weiterhin nach zwei
unterschiedlichen Tarifen gezahlt
wird, wirkt sich das irgendwann auf
die Gesamtsituation des Unterneh-
mens aus“, fürchtet Daum. Vor al-
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Trillerpfeife 
in Bereitschaft 
RBB-Geschäftsleitung blockiert Beschäftigungs-
sicherung und Tarifangleichung 

men. Damit ist eine weitere Spal-
tung zwischen „alten“ und „neuen“
Anstalten vermieden worden.

Lediglich der Hessische Rund-
funk hat sich aus der gemeinsamen
Anstrengung ausgeschlossen, was
bei Gewerkschaften, aber auch auf
Arbeitgeberseite auf völliges Unver-
ständnis stieß.

Auch die Überführung der bis-
her als „Dienstvereinbarung“ bei
SWR und WDR bestehenden Alters-
versorgungsregelungen in Tarifver-
träge wird als Erfolg gewertet. Die

Rechtssicherheit vor allem für die
Versorgungsempfänger wird hier-
durch deutlich verbessert.

Neue Verhandlungen bei 
politischen Veränderungen

Allerdings bleiben die alten Ver-
sorgungssysteme damit weiter den
Einflüssen der Sozial- und Steuer-
politik des Staates ausgesetzt. Fast
zeitgleich zu dem Frankfurter 
Abschluss forderte Finanzminister
Eichel erneut deutliche Einschnitte

bei der Rente. Das Thema wird, so
fürchten beide Seiten, erhalten blei-
ben. Eine Klausel im neuen Vertrag
verpflichtet sie, bei Bedarf Verhand-
lungen aufzunehmen, macht aber
keinerlei Aussagen über die Richtung
oder den Umfang von weiteren
Veränderungen.

Der morgendliche Abschied der
Tarifparteien in Frankfurt fiel des-
halb auch verhalten aus. Das resig-
nierende „Auf Wiedersehen“ ließ
nichts wirklich Gutes erwarten.

Wendelin Werner ■

Eintreten für Beschäf-
tigung zu gleichen Ge-
hältern. Durch das Spa-
lier der Beschäftigten
des neu gegründeten
RBB müssen (v.r.n.l):
Sylvia Deleglise (Ab-
teilung Honorare und
Lizenzen beim SFB),
Rainer Oxfort 
(Personalchef ORB), 
Susann Lange (Hono-
rare und Lizenzen SFB)
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Rundfunk / Film

Mächtige Klötze aus Stahlbeton
füllen das Areal des einstigen
Flugplatzes Butzweilerhof in Köln-
Ossendorf. Ende der neunziger
Jahre entstand hier für eine halbe
Milliarde Euro das gigantische
Coloneum: 19 weitere Fernseh-
studios für die ohnehin gut ver-
sorgte Medienstadt am Rhein.
Fünf Jahre später wirken die rie-
sigen Hallen häufig verwaist. 

Zwar war das Gelände kürzlich
Schauplatz des RTL-Quotenrenners
„Deutschland sucht den Superstar“.
Doch der erhoffte Hollywood-Gla-
mour kommt bestenfalls an den
wenigen Abenden auf, an denen sich
im Coloneum Tausende von Promi-
nenten aus dem Showgeschäft tref-
fen: etwa anlässlich der Verleihung
des Deutschen Fernsehpreises. „Es
ist kein Geheimnis, dass es in Köln
zu viel Studiofläche gibt“, sagt
Thorsten Rossmann, Konzernspre-
cher von ProSieben. Deren Kapa-
zitäten zu reduzieren, sei „aus öko-
nomischer Sicht die richtige Über-
legung“. 

In den einstigen Traumfabriken
herrscht fast überall trübe Stim-
mung. Die Folgen der Kirch-Pleite
treffen nicht nur München, son-
dern in abgeschwächter Form auch
die anderen Zentren der deutschen
Film- und Fensehwirtschaft. Studio
Hamburg ist nicht ausgelastet, das
Berliner Prestigeprojekt auf dem
traditionsreichen UFA-Gelände in
Babelsberg kommt ebenfalls nicht
so recht voran. Der Kölner Media-
Park, architektonisch anspruchs-
voll gestaltet und in bester Innen-
stadtlage, ist inzwischen fast fertig
und auch weitgehend vermietet –
allerdings um den Preis einer Auf-
weichung des ursprünglichen Nut-
zungskonzeptes. Einen Teil des Are-
als hat eine Hotelkette übernom-
men. In nicht wenigen Büros resi-
dieren ganz normale Dienstleis-
tungsunternehmen, die sich nur
mit einiger Fantasie der Medien-
wirtschaft zurechnen lassen.

Für die TV-Aufzeichnungen wei-
chen die Fernsehmacher seit länge-
rem auf weniger teure Standorte
aus. Der Musikkanal Viva ist Ende
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lem auf die Motivation der Beschäf-
tigten.

Für Verunsicherung sorgt auch
die nach wie vor im Raum schwe-
bende Zahl von 1.400 Stellen, auf
die der fusionierte Sender nach un-
dementierten Aussagen von Mit-
gliedern der früheren Geschäfts-
leitung geschrumpft werden soll.
Gegenwärtig kommen beide Fusi-
onssender in der Summe auf rund
1.700 Stellen. Bis Ende August soll
Inventur gemacht und ein „Zielstel-
lenplan“ erarbeitet werden. Überall
da, wo die Prüfer auf Doppelstruk-
turen stoßen, soll neu ausgeschrie-
ben werden. Das ist vor allem im
Bereich Fernsehen der Fall. Dort
steht bis zum Jahresende die Fusion
von B 1 und ORB-Fernsehen zu ei-
nem gemeinsamen Dritten TV-Pro-
gramm an. Wie Sendermitarbeiter
berichten, hat das Hauen und Ste-
chen bereits begonnen. Unabhän-
gig von individuellen Tragödien,
die sich da abspielen mögen, wäre
der potentielle Abbau von 300 
Arbeitsplätzen alles andere als ein
positives Signal für den Start der
neuen Anstalt. Eines Senders, der
von dem SFB-Intendanten a.D.
Horst Schättle vollmundig als „Pre-
mium-Anstalt“ ausgelobt worden

war. Auch die in Berlin regierende
SPD-PDS Koalition hatte als Motiv
für die Fusion von ORB und SFB die
„Stärkung des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks in der Region“
ausgegeben. 

Bei der Fusion sollte es 
keine Verlierer geben

Dagmar Reim, die mit so viel Vor-
schusslorbeeren empfangene neue
Intendantin, muss acht geben, sich
nicht vorschnell in die Rolle einer
harten Sparkommissarin drängen
zu lassen. Dabei dürfte sie auch an
Aussagen gemessen werden, die sie
unmittelbar nach der Wahl abgege-
ben hatte. Es dürfe bei der Fusion
„keine Verlierer geben“, so ihr da-
maliges Gelöbnis. Von solchen Zu-
sagen rückt sie mittlerweile vor-
sichtig ab. Zunächst gehe es darum,
Bilanz zu ziehen und die „Anfangs-
anstrengungen auf eine gemeinsa-
me Grundlage“ zu stellen, sagte sie
in der letzten Sitzung des SFB-
Rundfunkrates. Dabei werde man
um Themen wie Doppelstrukturen,
Personalumbau, auch Personalab-
bau nicht herumkommen. 

Zudem gelte es, mit dem Vorur-
teil aufzuräumen, hier treffe „eine

schlanke fundamentalistische Braut
auf einen fetten, vollschlanken Ver-
lobten“, sagte Reim im Hinblick auf
die unterschiedlich strukturierten
Fusionspartner ORB und SFB. Für
den 2005 endenden SFB-Finanz-
ausgleich gebe es realistischerweise
keine Verlängerungschance. Selbst
wenn es mit der derzeit disku-
tierten Gebührenerhöhung klappe,
wären „Luftschlösser damit nicht
zu bauen“. 

Die historisch bedingte unter-
schiedliche Tarifsituation für die
ehemaligen ORB- und SFB-Beschäf-
tigen im Sender bezeichnete Reim
als unbefriedigend. „Dieses Übel
wird nicht sofort zu heilen sein“,
sagte sie. Der Neuanfang werde
aber „Schwung und Dynamik“ ge-
ben, die beide Seiten dafür be-
geistern könnten, „etwas Neues zu
denken, zu versuchen, zu machen“.
Reim: „Wenn es uns gelingen sollte,
interessante, kontroverse, spannen-
de, spannungsreiche Programme zu
machen, dann ist mir nicht bange
um die Zukunft unseres gemein-
samen RBB.“

Fragt sich nur, wie viele Kolle-
ginnen und Kollegen an dieser ge-
meinsamen Zukunft noch beteiligt
sind. Günter Herkel ■

Entzauberte Boombranche
Fernsehwirtschaft klagt über leere Studios / 
Die Kirch-Pleite ist auch in Köln spürbar 

Das gigantische Magic
Media Colosseum 
in Ottendorf bei Köln
kostet eine halbe Mil-
liarde Euro
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Film

letzten Jahres mit rund 600 Mitar-
beitern aus der kostspieligen Kölner
City auf die andere Rheinseite abge-
wandert. Im Stadtteil Mülheim, wo
alte Industriebrachen neu genutzt
werden und die Grundstücke er-
heblich billiger sind, sitzt auch die
Viva-Tochter Brainpool, die Produk-
tionsfirma von Stefan Raab und Anke
Engelke. In umittelbarer Nachbar-
schaft veranstaltet Harald Schmidt
seine tägliche Late-Night-Show für
SAT 1.

Das „massenhafte Industriefern-
sehen“, wie es der Medienberater
Lutz Hachmeister abschätzig nennt,
wurde schon immer an der Periphe-
rie der Domstadt hergestellt. Im
Vorort Hürth, wo einst der „Big
Brother“-Container stand, betreibt
allein die Magic Media Company
MMC sechzehn Studios. Der nie-
derländische Konkurrent NOB (Ne-
derlands Omroepproduktie Bedri-
jf), der unter anderem Günther
Jauchs Millionen-Quiz abdreht, ist
mit weiteren acht Studios vertreten.
Während der goldenen neunziger
Jahre zogen die Investoren auf dem
unwirtlichen Gelände in Hürth 
nahe der Kölner Stadtgrenze eine 
Halle nach der anderen hoch. Die
Euphorie war groß, das Wachstum
der privaten Fernsehwirtschaft schien
kein Ende zu nehmen. 

Vom Studio zur Lagerhalle?

In dieser Stimmung wollten die
MMC-Gesellschafter Helmut und
Bernd Breuer noch höher hinaus.
Unterstützt von ihren Miteigentü-
mern ProSiebenSat.1 Media AG, der
RTL-Television GmbH und der Köl-
ner Stadtsparkasse entstand das
Prestigeprojekt Coloneum im nord-
westlichen Stadtteil Ossendorf. Als
das Gelände im Oktober 1999 mit
vielen VIP-Gästen feierlich eröffnet
wurde, begann die Branche gerade
aus dem Takt zu geraten. Zwar hat-
ten Kritiker immer wieder darauf
hingewiesen, dass das Coloneum
zu groß geraten und am Bedarf vor-
bei geplant worden sei. Doch mit
den indirekten Folgen der Kirch-
Krise und dem ganzen Ausmaß der
derzeitigen Medienflaute hatten
selbst die Skeptiker nicht gerechnet. 

Trotz „Superstar“ wird nur gut
ein Drittel der Kapazitäten regel-
mäßig genutzt, die erzielbaren Mie-
ten sind deutlich gesunken. Die
MMC überlegt sogar, einen Teil der
Hallen ganz zu schließen oder als
Lagerräume zweckzuentfremden.
Unter betriebswirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten ist das Projekt in 
jedem Fall ein Fiasko. Denn eigent-
licher Eigentümer des Coloneum-
Geländes ist ein Immobilienfonds
des Kölner Bankhauses Oppenheim
und des Bauunternehmers Josef Esch.
Gegenüber der Oppenheim-Esch-
Holding verpflichtete sich die MMC

zu einer garantierten Mietzahlung
bis 2008. Bleibt es beim derzeitigen
Verdrängungswettbewerb mit Dum-
pingpreisen, könnten sich nach
Schätzungen von Experten Verluste
von bis zu 100 Millionen Euro an-
häufen – der mögliche finanzielle
Ruin für die einst so zauberhaft er-
folgreiche Magic Media Company.

Unter Druck geraten ist damit
auch die Förderpolitik der nord-
rhein-westfälischen Landesregierung.
Der einstige Ministerpräsident und
heutige Bundeswirtschaftsminister
Wolfgang Clement hat wie kein an-
derer Politiker auf die Medienbran-
che gesetzt. Mit ihrer Hilfe wollte er
die Strukturprobleme der Kohle- und
Stahlindustrie ausgleichen. Zumin-
dest im Ruhrgebiet, das Arbeits-
losenzahlen weit über dem Durch-
schnitt aufweist, ist ihm das kaum
gelungen. So verschlang der Ver-
such, in der Revierstadt Oberhau-
sen ein Trickfilmzentrum mit Erleb-
nispark zu bauen, am Ende rund 60
Millionen Euro Fördergelder, schuf
aber entgegen der Versprechungen
nur 20 neue Arbeitsplätze. 

Menetekel für Stagnation

In jüngerer Zeit hat die Medien-
politik der Düsseldorfer Staatskanz-
lei das „Prinzip Gießkanne“ bei den
Subventionen aufgegeben. Sie kon-
zentrierte sich auf die seit langem
gewachsenen Strukturen in der Re-
gion Köln – und kann dabei durch-
aus Erfolge vorweisen. Um die
größte ARD-Anstalt WDR und den
größten Privatkanal RTL spannt
sich ein weit gefächertes Netz von
sieben anderen Fernsehsendern,
hunderten von Produktionsfirmen
und tausenden selbstständiger Me-
diendienstleister. Doch auch in der
Domstadt ist die einstige Jobma-
schine Medien ins Stottern geraten.
Die gähnende Leere in Teilen der
Fernsehstudios von Hürth oder Os-
sendorf sind ein Menetekel – für die
Stagnation der Kommunikations-
wirtschaft insgesamt. Das steile
Wachstum im Sog von Privatsen-
dern und Internet-Euphorie scheint
endgültig Geschichte.

Thomas Gesterkamp ■
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Sweet Sixteen
Anwalt der Arbeiterklasse 
mit sicherem Gespür für Authenzität

Man muss schon in armen Verhältnissen und ohne Per-
spektiven aufgewachsen sein wie der 15-jährige Liam
(Martin Crompston), um sich nichts Schöneres vorstel-
len zu können, als in einem Wohnwagen zu leben. Um-
so bitterer, wenn sich selbst ein derart bescheidenes
Glück nicht auf legale Weise verwirklichen lässt.

Einmal mehr machen sich Ken Loach und sein schottischer Dreh-
buchautor Paul Laverty, die zu den wenigen Filmschaffenden
Englands zählen, die überhaupt noch Politkino machen, zum
Anwalt der Arbeiterklasse mit einem sicheren Gespür für Authen-
tizität. Dabei profitiert „Sweet Sixteen“ von den eigenen Be-
obachtungen und Erfahrungen von Laverty, der auch die Dreh-
bücher zu „Carla‘s Song“, „My Name is Joe“ und „Bread and
Roses“ schrieb und zuvor für eine Menschenrechtsorganisation
arbeitete. Der Film handelt von einem aufgeweckten, intelligen-
ten Burschen, der einfach nicht die Chance hat, seine Integrität
zu wahren. Verständlich, dass der Junge nach einem Ausweg
sucht, dem Freund seiner Mutter, einem Drogendealer (Gary
McCormack) zu entkommen. Liams Mutter (Michelle Coulter)
sitzt im Knast. Liam zählt die Tage bis zu ihrer Entlassung. Dann
soll sich alles ändern. Bis dahin will er den Wohnwagen kaufen,
um dort mit der Mutter und seiner Schwester, einer alleinerzie-
henden Mutter, ein neues harmonisches Leben zu beginnen. 

Doch das fehlende Kapital stellt Liam vor eine ausweglose und
widersprüchliche Situation, verstrickt ihn immer mehr in einen
Teufelskreis, dem er eigentlich entkommen will. Sein Schicksal
steht stellvertretend für das vieler Teenager in Ländern, die von
Wirtschaftskrisen erdrückt werden. Zwar gilt Loachs unmittelba-
re Anklage der Regierung Tony Blairs, die es verantwortet, dass
rund vier Millionen Kinder und Jugendliche in Großbritannien
unterhalb der Armutsgrenze leben. Gleichwohl darf sich auch
die rot-grüne Bundesregierung angesprochen fühlen, die soziale
Leistungen abbauen will. 

Die Ironie des Titels ist bewusst gewählt: Liams Leben ist alles
andere als süß, weil ihm die Freuden und Hoffnungen der Ju-
gend verwehrt bleiben. Wie von selbst driftet der Held immer
tiefer in die Kriminalität ab. Anfangs verhökert er mit seinem
übermütigen Kumpel Pinball (William Ruane) geschmuggelte
Zigaretten. Schon bald aber beschließt er, selbst mit Drogen zu
handeln, um den ersehnten Wohnwagen zu kaufen. Er klaut
dem Freund seiner Mutter den Stoff und wird zum ernsthaften
Konkurrenten für hartgesottene Gangster. Die wiederum erken-
nen seine Cleverness und heuern ihn an. Binnen Kürze zieht
Liam einen florierenden Betrieb auf, indem er als Mitfahrer von
Pizzakurieren Drogen ausliefert. Doch nicht nur entfernen ihn
seine Delikte zusehends von einem Ziel und bringen ihn in Ge-
fahr. Die Utopie, die er für die Familie schaffen will, scheitert bei
aller guten Absicht an Liams Weltfremdheit und einem Mangel
an Lebenserfahrung. Zurecht verärgert reagierte Laverty, dessen
Drehbuch letztes Jahr in Cannes preisgekrönt worden war, über
die britische Zensurbehörde, die „Sweet Sixteen“ wegen „very
strong language“ erst ab 18 Jahren freigab. „Man darf Leute in
die Luft sprengen, rassistisch sein und Tausende umbringen wie
in ‚Black Hawk Down’, aber die Sprache der Straße ist irgendwie
unzulässig, wenn sie mit dem Akzent der Arbeiterklasse gespro-
chen wird“, beklagte er in einem Interview. Offenbar sollen Eng-
lands Kids keine Filme sehen, die ihre elende Realität widerspie-
geln. Kirsten Liese ■

GB / D / E 2002, 
Regie: Ken Loach, Buch: Paul Laverty, 
Darsteller: Martin Crompston, Michelle Coulter, William Ruane, u.a.
106 Min. 

Hollywoodglamour
bleibt aus



Journalismus

Der Bundeskanzler war gut ge-
launt und wollte mal ein Geheim-
nis lüften: Acht Zeitungen lägen
täglich auf seinem Tisch, und als
die Gäste des „netzwerks recher-
che“ bei dessen Jahrestreffen im
Konferenzzentrum des NDR wis-
sen wollten, welche er zuerst zur
Hand nehme, zierte sich Gerhard
Schröder nicht: Die „Financial 
Times Deutschland“ (FTD). Ein
weiblicher Jauchzer von rechts,
der Kanzler grinste amüsiert.
Noch mehr Grund zum Lachen
hatten die fast 500 Zuhörer, als
Schröder eine Alltagserfahrung
schilderte: Häufig träten investi-
gative Fernsehreporter an ihn
heran mit der Frage: „Herr Bun-
deskanzler. Und?“

Der Journalismus, der Eindruck
konnte am 24. Mai in Hamburg
entstehen, ist auf den Hund ge-
kommen. Entschuldigungen dafür
fanden seine Vertreter zuhauf:
Schrumpfende Budgets und Redak-
tionsteams bei wachsenden Aufga-
ben unter zunehmendem Konkur-
renz- und Aktualitätsdruck. Und
wenn, wie etwa an der FH Hanno-
ver, der PR- und der Journalisten-
nachwuchs in den ersten vier Se-
mestern gemeinsam studiere, was
sei da zu erwarten?

Doch das Netzwerk ergab sich
nicht einer larmoyanten Betraue-
rung der guten alten Zeit, der tags
zuvor die Feier „40 Jahre Weltspie-
gel“ beinahe erlegen wäre, die Mit-
glieder suchten vielmehr Auswege.
Zwei vernachlässigte Themen wer-
den in der Zunft endlich wieder dis-
kutiert: Mangelhafte Recherche so-
wie die Korrumpierbarkeit von
Journalisten.

Keiner ist käuflich

Jenseits des Falls Hunzinger /
Scharping/Journalismus scheint das
Problembewusstsein nicht nur bei
jungen Kollegen längs verschüttet
zu sein. Alle bestreiten, käuflich zu
sein, aber Geiz ist offenbar auch
unter Journalisten geil; Journalis-
tenrabatte werden gern genom-
men. Sich beispielsweise einen Flug
sponsern zu lassen, verstößt gegen
die Etikette und ist Korruption,
wenn der Begünstigte später schreibt,
dass die Fußballmannschaft von
Hertha BSC mit dieser Linie ins
Trainingslager geflogen sei. Dass
Frauenzeitschriften häufig bessere
Werbeblätter sind, wurde ebenso
beklagt wie die Gepflogenheiten im
Reise- und Autojournalismus. n-tv-
Chefredakteur Markus Föderl sah
sich unter den inquisitorischen Fra-

gen von Netzwerk-Vorstandsmit-
glied Thomas Leif genötigt, zu ver-
sprechen, bezahlte Firmenportraits
stets als Werbung zu deklarieren so-
wie fremdfinanzierte Reisemagazine
einzustellen. Werner Funk, der vor
„Stern“ und „Spiegel“ das „Manager
Magazin“ geleitet hatte, wünschte
auch den Wirtschaftsmagazinen
wieder mehr Distanz, ihrem Perso-
nal statt Kumpanei Skepsis und per-
manentes Misstrauen: „Der Journa-
lismus hat sich abhängig gemacht“,
urteilt Funk, und das sei selbst ver-
schuldet.

Kaum PR-freie Räume

Embedded Journalism sei in der
deutschen Politikberichtserstattung
die Regel, stellte Hans-Ulrich Jörges
(„Stern“, stellvertretender Chefredak-
teur) fest. Dass Redaktionen ihren
Mitarbeitern Politikfelder und Par-
teien zuteilen, erhöht zwar die Effi-
zienz, aber auch die Möglichkeiten
für die Politik, Druck auf Journalis-
ten ausüben. Deren „Manndecker“
(Jörges) versuchten immer wieder,
Chefredakteure zu veranlassen, die
ihnen zugeteilten Redakteure aus-
zutauschen gegen freundlichere Be-
richterstatter. Die Verantwortung
liege aber auch bei denjenigen Jour-
nalisten, deren Strategie voraus-
eilender Gehorsam sei, um im Ge-
schäft zu bleiben. Jörges verhehlte
nicht, jene Kollegen zu schelten, die
Wahl- und Politikberatung machen,
während sie noch bei Redaktionen
in Lohn und Brot stehen. Paragraf 1
in der Ausbildung von Journalisten
müsse lauten: „Der Politiker ist dein
Gegner. Wer politischen Journalis-
mus machen möchte, muss das be-
griffen haben.“ Jörges empfiehlt sich
als Vorbild: „Ich duze mich nicht
mit Politikern, ich gehe nicht zu
deren Geburtstagen, und ich lade
sie auch nicht ein.“

Klaus Harpprecht ging das zu
weit. Er nannte Jörges‘ Verhalten
„pubertär“. Immerhin aber warnte
auch der Journalist und ehemalige
Berater von Willy Brandt vor „Ver-
trauensseligkeit, die die billigste
Form der Bestechung“ sei.

Auch der Bundeskanzler hatte es
zuvor, befragt von Jürgen Leinemann
(„Spiegel“) und dem Publizisten
Michael Jürgs, als „normal“ beur-
teilt, dass sich zwischen Politikern
und Reportern Freundschaften er-
geben. Nur sollten die einen dann
nicht mehr über die anderen
schreiben. Des Kanzlers verblüffen-
de Begründung: Das gehe meist zu
Lasten der Politiker, weil der Jour-
nalist kritischer als üblich urteile,
um nicht in den Verdacht zu gera-
ten, Gefälligkeitsgeschichten zu
schreiben.

„Im Journalismus gibt es nicht
mehr viele Flecken, die PR-frei
sind“, resümierte Funk. Ob man
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Können Reporter und
Politiker Freunde sein?
Recherche und PR: Beim „netzwerk recherche“ 
werden wieder alte Fragen diskutiert – und das ist gut so
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Applaus war das Min-
deste, was der be-
kannte Publizist Klaus
Harpprecht für seinen
„Zwischenruf“ von den
Kollegen und von ndr-
Intendant Jobst Plog
und Bundeskanler
Schröder zu bekom-
men hatte. 
Der Einmarsch des
Kanzlers wurde vom
Fotografen- und TV-
Pulk „umrahmt“ – sie
durften sich eigens für
diesen Augenblick ak-
kreditieren lassen. Der
auf dem Podium sit-
zende Harpprecht ver-
schwand hinter dem
Blitzlichtgewitter und
wich „der Macht“,
wie er sagte. 
Kein ungewöhnliches
Medienereignis, aber
im Netzwerk kritischer
Journalisten blieb ein
besonders schaler Nach-
geschmack.



Journalismus

sich dem Mechanismus von Beloh-
nung und Bestrafung hingibt oder
nicht, so Jörges, sei eine Charakter-
frage. Anfällig sei jeder und jede.
Michael Hallers Prophezeiung lässt
für die Zukunft einiges erwarten:
Bisher stünden 15000 Beschäftigten
im PR-Bereich etwa 60 000 Journa-
listen gegenüber, die Hälfte arbeite
tagesaktuell. Der Leipziger Journalis-
tikprofessor erwartet eine Anglei-
chung dieser Zahlen, vielleicht so-
gar wie in den USA ein Überge-
wicht der PR. Wie sollen da „Im-
munisierungsstrategien“ aussehen?
Um insbesondere dem Nachwuchs
wieder zu verdeutlichen, was ver-
pönt ist, lautet Hallers Vorschlag:
Die großen Tageszeitungen wie
„SZ“ und „FAZ“ sollten, wie jüngst
die New York Times, einen Verhal-
tens- oder Ehrenkodex erstellen,
der für ihre Redakteure gilt. Das
hätte nicht nur Vorbildcharakter,
sondern wäre auch gelungene PR.

Verschlossene Auster für Aldi 

Dass Recherche mehr ist als dem
Kanzler ein Mikrofon unter die Na-
se zu halten, versucht das „netz-
werk recherche“ seit zwei Jahren
wieder ins Bewusstsein zu heben.
Insbesondere junge Journalisten
sollen ermutigt werden, die Mühe
der Recherche auf sich zu nehmen.
Dafür vergibt der Verein Stipendien
(Anträge auf der Homepage: www.
netzwerkrecherche.de). Auch ein
„Trainingshandbuch Recherche“ ist
inzwischen erschienen (nebenste-
hende Rezension). Weil Recherche
erschwert und bei der Verweige-
rung von Auskünften ein Grund-

recht behindert wird, stellt das
Netzwerk jedes Jahr einen Preisträ-
ger an den Pranger und vergibt die
„Verschlossene Auster“. Dieses Mal
erhielt Aldi diese zweifelhafte Tro-
phäe, weil die Informationspolitik
des Hauses eher der von Diktaturen
gleicht als den Grundsätzen und
Möglichkeiten einer demokratischen
Gesellschaft. Aldi, so die Jury, ertei-
le keinerlei Auskünfte an die Presse.

Abschließend diskutierten sechs
Chefredakteure großer deutscher
Zeitungen die Krise des Zeitungs-
markts. Zwei Szenarien scheinen
möglich: Dünnere Qualitätszeitun-
gen zu höheren Preisen bis zu drei
Euro, die nur noch eine Lese-Elite
sich leisten kann und wird, wie
Werner Kilz („SZ“) erwartet. Für die
überregionalen Zeitungen der Pro-
vinz dagegen sieht Stephan Richter
(Schleswig-Holsteinischer Zeitungs-
verband) eine Zukunft, die sich
eher zum kostenlosen Blatt auf An-
zeigenblattniveau orientiert.

Doch zu diesem Zeitpunkt hatte
der Kanzler der verzagten Gemein-
de längst zugesichert, möglichst
bald darüber reden zu wollen, „wie
die politischen Rahmenbedingun-
gen gestaltet werden müssten, um
das wirtschaftliche Überleben der
Unternehmen zu gewährleisten“.
Schröder möchte geprüft sehen, ob
das Kartellrecht noch zeitgemäß
sei, Subventionen werde es aber
keine geben.

Damit waren alle Fragen geklärt
– bis auf eine: Ob die „FTD“ künftig
damit werben wird, die Lieblings-
zeitung des Kanzlers zu sein, war
nach der Veranstaltung nicht in Er-
fahrung zu bringen. Peter Köpf ■

„Wieso Recherche-
Kurse? Wir haben
doch Google!“
Trainingshandbuch Recherche 
als wichtiges Handwerkszeug

Vor dem Hintergrund der Ausbreitung von Infotainment und
Partyjournalismus hat nicht nur die Recherche, sondern auch die
Rechercheausbildung einen schweren Stand. Deshalb hat Netz-
werk Recherche jetzt das „Trainingshandbuch Recherche“ 
herausgebracht. Eine Textsammlung, die sich in erster Linie an
Trainer und Dozenten richtet. Der Vorsitzende der Vereinigung,
Thomas Leif, sieht in dem Buch einen wichtigen Beitrag dazu,
die Recherche als Qualitätssicherungsinstrument im Journalis-
mus zu fördern: „Die Recherche-Ausbildung für Journalisten
muss irgendwann genauso selbstverständlich sein wie der Füh-
rerschein, der von jedem Berufsanfänger erwartet wird.“ 
Das 224-seitige Werk ist hervorgegangen aus der Tagung „Train
the Trainer“, die die Journalistenvereinigung im Januar 2003 mit
Unterstützung der Evangelischen Medienakademie, der dju in
ver.di und der Zentralen Fortbildung von ARD und ZDF (ZFP) in
Berlin veranstaltet hat. 20 Autoren und eine Autorin, allesamt
ausgewiesene Recherche- und Coaching-Profis, beleuchten dar-
in unterschiedliche Aspekte der professionellen Informationsbe-
schaffung. „Wieso Recherche-Kurse? Wir haben doch Google!“,
fragt beispielsweise Stefan Robiné und verweist damit auf ein
Problem, das Albrecht Ude näher beleuchtet: „Die Suchmaschi-
ne ist so bekannt, dass mancher nirgends sonst recherchiert.“
Zwar wendet sich Matthias Spielkamp in seinem Beitrag gegen
die „Googlesierung“ bei der Informationsbeschaffung. Gleich-
zeitig gibt das Buch Tipps für eine erfolgreiche Internet-Recher-
che. Dass man auch nur durch gezieltes Beobachten seiner Um-
welt erfolgreich recherchieren kann, zeigt Timo Rieg. 
Nachvollziehbare Beispiele aus der Praxis liefern Manfred Redelfs
über legalen Giftmüllexport in Form der Schiffsverschrottung in
Indien und Gottlob Schober über die Affäre Telekom. Werkstatt-
gespräche mit Claus Richter (Frontal 21), Hans Leyendecker
(Süddeutsche Zeitung) und Fernsehjournalist Christoph Maria
Fröhder erlauben Einblicke in die Arbeit bekannter Kollegen.
Hinweise für die sinnvolle Anwendung eines „unterschätzten
Werkzeugs der Informationsbeschaffung“ finden sich im Beitrag
von Thomas Leif zum Thema Telefon-Recherche. Venio Piero
Quinque beschäftigt sich mit den juristischen Grenzen des in-
vestigativen Journalismus. 
Bei einem Buch, das erklärtermaßen die Rechercheausbildung
fördern will, überrascht nicht, dass sich mehrere Kapitel aus-
schließlich mit Didaktik und Methodik der Wissensvermittlung
beschäftigen. Aber auch alle anderen Kapitel werden immer
wieder unterbrochen von guten Ratschlägen für Seminarleiter.
Hier wäre etwas mehr Zurückhaltung zugunsten ausführlicherer
Darstellungen aus der journalistischen Praxis der Lust an der Re-
cherche und deren Vermittlung dienlicher gewesen. Trotzdem
bietet das Buch auch für solche
Journalistinnen und Journalisten,
die keine Seminare leiten, sondern
nur ihr eigenes Handwerkszeug 
vervollkommnen wollen, wichtige
Informationen und Impulse, die wo-
anders nicht zu bekommen sind. 

Mathias Thurm ■

Trainingshandbuch Recherche
Informationsbeschaffung professionell
Hrsg.: Netzwerk Recherche
Westdeutscher Verlag Wiesbaden
2003, 224 Seiten, 17,90 Euro
ISBN: 3-531-14058-2 

Heinz Kotte ist verstorben 

Mit Heinz Kotte ist ein bewegter großer Mensch von uns gegangen. 
Ich lernte Heinz in der Eine-Welt-Arbeit und in der Medienpolitik ken-
nen. Von 1992 bis 1998 befasste er sich in der Heinrich-Böll-Stiftung in
Köln in dem Projekt „media-watch“ kritisch mit der Berichterstattung
über die so genannte Dritte Welt in den deutschen Medien. Wir orga-
nisierten Journalisten-Austauschprogramme Nord-Süd und stritten in
Deutschland in der „Iserlohner Initiative“ für demokratische Medien-
strukturen. Seine unerschöpfliche Fantasie und sein zielstrebiges
Bewusstsein zogen in Bann ohne Zwang. In all den Jahren meiner Ge-
werkschaftstätigkeit, in der IG Medien und in ver.di, ist mir kein zweiter,
so leidenschaftlicher Streiter für menschennahe und erfahrbare Politik
begegnet. Jedes Treffen mit ihm war ein Genuss und erschloss neue 
Horizonte. Seine Adressenkartei der sozial, friedlich, demokratisch und
ökologisch bewegten Menschen in diesem Lande war ein einmaliger
Fundus. Und es waren keine Karteileichen in ihr. Er kannte sie alle diese
Menschen und war mit ihnen verbündet. Wie stolz war ich, als er mich
Anfang der 90er Jahre als hauptamtlichen Gewerkschafter in dieses po-
litische Schatzkästchen aufnahm. Menschliches Leben ist endlich, nicht
aber die Verantwortung, die uns Heinz hinterlassen hat. Nach zweijäh-
riger Krankheit verstarb Heinz am 18.5.2003 in Köln.

Peter Völker
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Globalisierung, Verstopfung der
Kommunikations-Kanäle, Selek-
tions-Notstand von Journalisten
und zunehmende Kommerziali-
sierung der Medien schaffen ein
neues Szenario, innerhalb dessen
Public-Relations-Fachleute sich be-
wegen und bewähren müssen.
Die anhaltende Ausbildung von
PR-Profis zu Pressetextern, Bitt-
stellern und Aposteln einer hei-
len Welt greift zu kurz. Nur die-
jenigen Seminare und Studien-
gänge, die das Szenario realitäts-
getreu vermitteln, knallharte Ant-
worten geben und praktikable
Schlußfolgerungen ziehen, ver-
setzen Berufsanfänger und Fort-
geschrittene in die Lage, ihre
Aufgaben unter erschwerten Be-
dingungen erfolgreich zu meis-
tern. 

Eherne Grundannahmen der PR
treibenden Zunft und ihrer Kom-
munikationspartner stimmen nicht
mehr: PR-Leute galten und gelten
als reine Auftragsjournalisten, Ver-
treter der politischen und wirt-
schaftlichen Interessen ihrer Auf-
traggeber. Zeitungs- und Fernseh-
Journalisten hingegen spielen im
eigenen Selbstverständnis eine
übergeordnete Rolle, nehmen aus
einer neutralen Mittler-Position
heraus das Interesse der Allgemein-
heit gegenüber einseitigen PR-In-
teressen wahr und in Schutz und
üben als unabhängige dritte Kraft
demokratische Kontrollfunktionen
aus.

Diese Prämisse scheint zuneh-
mend eine Fiktion zu sein. Sie war
immer schon eine grobe Verein-
fachung, allenfalls verdeckt durch
die Tatsache, dass es wenige ein-
flußreiche Medien gab, die offen-
sichtlich zu einem hohen Grad
dem Allgemeinwohl verpflichtet
schienen. Doch die Kommerziali-
sierung der Medien ist in den letz-
ten Jahren so rasch fortgeschritten,
dass für jeden offenkundig ist:
Auch Journalisten in Medien sind
Auftrags-Journalisten. Sie dienen den
wirtschaftlichen Interessen ihres
Verlags oder Senders, sollen Auf-
lagen erhöhen, hohe Einschaltquo-
ten erzielen und Werbe-Einnahmen

mehren. Und daraus ergeben sich
Themenwahl und Darstellungsweise.

Indizien 
für Kommerzialisierung

Die Kommerzialisierung der
Medien hat viele Gesichter: Alles
Sensationelle, Skurrile, Skandalöse
gewinnt leicht Oberhand über die
objektive Darstellung. Personen-
kult, Prominenten-Gier und schil-
lernde Masken prägen den Zug zur
Oberflächlichkeit. An die Stelle sau-
berer Recherche treten Gerüchte-
küche und redaktionelle Meinungs-
mache. In einem solchen Umfeld
konkurrierender Stoffe ist die seriö-
se PR-Information oft viel zu sach-
lich, zu langweilig oder zu positiv.
Vielfach wird sie auch als zu unkri-
tisch, zu wenig selbstkritisch und
zu wenig bewegend zurückgewie-
sen – eben kommerziell nicht ver-
wertbar.

Kommerzialisierung meint auch
Rationalisierung. Redaktionen wer-
den mehr und mehr personell aus-
gedünnt und zusammengelegt. Das
heisst, sie haben weniger Zeit zu
reisen, zu recherchieren, Kontakte
zu knüpfen oder auch nur ihre
wichtigste Post zu lesen. Und dar-
aus folgt unweigerlich, dass ihr
Knowhow hinter den realen Anfor-
derungen zurückbleibt. Um die Per-

sonal- und -nebenkosten gering zu
halten, müssen festangestellte Re-
dakteure immer jünger, immer un-
erfahrener und damit preiswerter
werden. Das führt zu dem widersin-
nigen Zustand, dass allenthalben
erfahrene Informanten mit diffe-
renzierten Informationen auf uner-
fahrene Presseleute stoßen und
dass fortgeschrittene Leser von in-
kompetenten Redakteuren unter-
richtet und belehrt werden.

Hinzu kommt der zweifelhafte
Segen der kommunikationstechni-
schen Revolution. Der Journalist
wird nicht nur von der ständig 
anschwellenden Informationsflut
per Briefpost, Telefax und E-Mail
überschwemmt, sondern muss zu-
sätzlich noch Nachrichten und
Hintergründe im Internet suchen.
Die Kommunikations-Kanäle zu den
Journalisten, derer sich der PR-Prak-
tiker bedienen kann, sind längst
heillos verstopft. In unterbesetzten
Redaktionen ist der Selektions-Not-
stand mittlerweile so verheerend,
dass Telephonate abgewimmelt,
Faxgeräte lahm gelegt, E-Mails ab-
gewiesen und Attachments gar
nicht erst geöffnet werden. Aktuelle
Post wird verspätet oder überhaupt
nicht mehr gelesen, geschweige
denn beantwortet. Wenn Themen-
angebote oder aktuelle Meldungen
noch zur Kenntnis des zuständigen
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„Auftrags-Journalisten“ 
und journalistisches
Selbstverständnis 
Neue Trainings-Prämissen für Public Relations – 
ein Diskussionsangebot 

Journalismus

Der Autor war 
„Spiegel“-Redakteur,
PR-Chef von WMF, 
Polydor, Colgate-Pal-
molive und Cognos
AG und ist heute
PR-Dozent der AFW
Wirtschaftsakademie
in Bad Harzburg und
Berlin.

Seminare siehe 
Service-Seite 40
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Redakteurs gelangen, ist dies reine
Glückssache.

Deutliche Verzerrungen

Selektionskrise und Kommerz-
Hörigkeit führen geradewegs zu im-
mer größeren Einschränkungen der
gewohnten Themen-Vielfalt. Einer-
seits wird insbesondere den Zeit-
schriften-Redaktionen von ihren
Verlagen ein Jahr im voraus die
Festlegung inaktueller, aber anzei-
genträchtiger Schwerpunktthemen
aufgenötigt, so dass für aktuelle 
Anlässe immer weniger Spielraum
bleibt. Andererseits werden Redak-
teure gezwungen, sich vorrangig
mit den Wunschthemen ihrer po-
tentiellen Inserenten zu beschäfti-
gen, so dass ihre Berichterstattung
das Geschehen in einem Wirt-
schaftszweig oder einer Branche
nur verzerrt widerspiegeln kann.
Derjenige PR-Profi hat mehr Me-
dien-Chancen, der auch inseriert
oder Sendungen sponsert – und
nicht etwa der, der die wichtigste
Nachricht bringt.

Zeitungsverlage sind nicht nur
Medienmacher, sondern inzwi-
schen auf vielen Gebieten tätig. Sie
sind an Fernsehsendern beteiligt,
bieten Bücher an, beraten Unter-
nehmen, veranstalten Seminare oder
betreiben Markt- und Meinungsfor-
schung. Ihre Journalisten verhalten
sich immer dann parteiisch und 
sehen PR-Leute als lästige Konkur-
renten, wenn ihnen Informationen
über andere Sender, Buchverlage,
Unternehmensberater, Bildungsträ-
ger oder Demoskopen angetragen
werden – im Zweifel ignorieren sie
sie – das verzerrt Wettbewerbe und
schmälert PR-Erfolge. Der betroffe-
ne PR-Mensch muss über Auswege
nachsinnen.

Ein Kardinalbeispiel für die 
lange schwelende, unterschwellige
Kommerzialisierung sind die Wirt-
schaftsteile. Unter den Händen der
Wirtschaftsredakteure überregiona-
ler und regionaler Tageszeitungen
reduziert sich Wirtschaft auf Un-
ternehmensberichte und Bilanz-
besprechungen großer Inserenten.
Wirtschaftsteile bieten vorrangig
Lesestoff für Aktionäre (10 % der
Leser), weniger für Führungskräfte
und Entscheider (20 %), fast gar
nicht für Verbraucher (100 % der
Leser). Kritische Verbraucherthemen
sind weitgehend tabu, weil sie den
Interessen inserierender Firmen zu-
widerlaufen könnten und weil Ver-
braucher und ihre Verbände nicht
inserieren. Das heisst: Leser als
Kunden sowie Verbraucher und 
PR-Profis als Informanten der Ver-
braucher haben bei der Wirtschafts-
presse einen tendenziell abneh-
menden Stellenwert.

Informanten leiden auch unter
dem umstrittenen Aktualitäts-Begriff

der Medien. Angeblich ist etwas ak-
tuell, kurz bevor und kurz nachdem
es stattfindet. Das ist kurzsichtig.
An dieser Sicht krankt in weiten
Teilen der Fach- und Tagespresse 
etwa die Berichterstattung über
Veranstaltungen. Das behindert PR-
Arbeiter, die mehr und mehr Event-
Termine anbieten. Wahre Aktua-
lität eilt den Ereignissen so weit
voraus, dass der Leser einen Nutzen
davon hat, sich darauf einstellen,
vorbereiten, buchen, anmelden
oder reagieren kann. Aktuell infor-
mieren, heisst rechtzeitig informie-
ren – und dies immer mehr ohne
die Hilfe von Medien.

Verführung 
statt Überzeugung? 

Eigentlich sind die politischen
Medien von Events eher beein-
druckt als von der sachlichen Nach-
richt und räumen ihnen entspre-
chend viele Spalten oder Minuten
ein. Seriöse Profis der politischen
Öffentlichkeitsarbeit, die auf Argu-
mente und Überzeugung setzen, 
sehen sich von Politikern und
Medien entmachtet, die mit Show
und Spektakel lieber verführen und
überrumpeln. Dies sind die Instru-
mente von Demagogie, Diktatur
und Totalitarismus, die nach An-
sicht von Politologen und Kommu-
nikationswissenschaftlern die De-
mokratie massiv gefährden, weil sie
die freie Meinungsbildung behin-
dern. Seriöse PR müssen mitma-
chen, untergehen oder gegensteu-
ern – aber wie? 

Politische Überzeugungsarbeit ist
längst zum Gegenstand der Public
Relations auch vieler Wirtschafts-
unternehmen geworden. Das Me-
tier der Public Affairs (PA), also die
Einflussnahme auf öffentliche An-
gelegenheiten, auf die Tätigkeit der
öffentlichen Hand, wird in Deutsch-
land noch immer sträflich vernach-
lässigt. Sie konnte durch die Hun-
zinger-Affäre nur deshalb ins Zwie-
licht geraten, weil selbst namhafte
PR-Chefs davon wenig verstehen
und sich daher lieber schamhaft
distanzierten statt politische Kon-
taktarbeit mannhaft zu verteidigen.

Public Affairs sind dreifach legi-
tim: Sie ermutigen Führungskräfte
und Mitarbeiter, gesellschaftliche
Verantwortung zu übernehmen. Sie
informieren politische Entschei-
dungsträger und Funktionäre ge-
setzgebender Körperschaften über
praktische Zustände und die Inter-
essenlage gesellschaftlicher Grup-
pen. Und sie ersetzen Verbandsar-
beit, weil Verbände weitgehend in
sich zerstritten sind und nicht
mehr mit einer Stimme für große
und kleine Mitglieder sprechen
können.

In einem Land, in dessen Parla-
menten Lehrer und Beamte domi-

nieren, also die Legislative durch
die Exekutive unterwandert wird
und viele gesellschaftliche Gruppen
in den politischen Entscheidungs-
gremien überhaupt nicht vertreten
sind, besteht großer Nachholbedarf
für Public-Affairs-Arbeit und poli-
tische Lobby. Die Rede ist von
Deutschland. PR-Forschung und -
Lehre haben das Ausmaß des Hand-
lungsbedarfs, der sich daraus ergibt,
bisher immer sträflich unterschätzt.
Mit der EU ist eine weitere Ebene
gesetzgeberischen Handelns, mit-
hin ein junges Betätigungsfeld für
Public Affairs und damit auch 
neuer Lernstoff für PR-Profis hinzu
gekommen.

Wer heute Public Relations lehrt,
der muß auf diese wichtigsten Ver-
änderungen in der deutschen Kom-
munikations-Landschaft Antworten
geben können: Wie verhält sich der
(angehende) PR-Profi angesichts der
eingeschränkten Kooperations- und
Handlungsfähigkeit der Medien? Wie
weit müssen PR-Leute ihr journalis-
tisches Handwerkszeug ausbauen,
um notfalls PR ohne kommerzielle
Medien leisten zu können? Und
wie müssen Public-Relations-Profis
ihre Kompetenzen erweitern, um
den zunehmenden gesellschaftli-
chen Aufgaben der Public Affairs
gewachsen zu sein? Bildungswillige
Öffentlichkeitsarbeiter – ob Anfän-
ger oder Fortgeschrittene – tun sich
einen großen Gefallen, Bildungsan-
gebote und Lehrpläne darauf abzu-
klopfen, ob sie solche Fragen präzise
beantworten können.

Eberhard B. Freise ■
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Themenplattform
geschaffen
Ruhrpressekonferenz will Wandel des
Kohlereviers journalistisch begleiten

Als Themenplattform für den Strukturwandel im Ruhrgebiet ha-
ben rund 50 Journalisten in Essen die Ruhrpressekonferenz e.V.
gegründet. Nach dem Vorbild der Bundes- und Landespresse-
konferenzen lädt der gemeinnützige Verein Entscheidungsträger
aus Politik, Wirtschaft, Kultur und Forschung zu Pressekonferen-
zen in verschiedene Städte des Ruhrgebiets ein. Themen der 
ersten Veranstaltungen waren das Kulturfestival RuhrTriennale,
die Debatte um den Metrorapid und die geplante Neuordnung
der Selbstverwaltung durch den künftigen Regionalverband
Ruhrgebiet. 
Ziel des Vereins, dem freie Journalisten und Redakteure der
meisten Medien und Tageszeitungen im Ruhrgebiet angehören,
ist es, den Wandel des ehemaligen Reviers von Kohle und Stahl
zu einer Metropolenregion journalistisch zu begleiten. 
Vorsitzender der Ruhrpressekonferenz ist Klaus Peters (dpa Es-
sen). Dem Vorstand gehören weiterhin Christoph Schurian (taz
Ruhr), David Schraven (Freier Journalist), Christina Lüdeke
(Freie / WDR) und Stefan Laurin (Marabo) an. 
Weitere Infos 
im Internet unter www.ruhrpressekonferenz.de
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Seit den Anschlägen vom 11.
September beschneiden demo-
kratische Regierungen weltweit
Bürgerrechte mit immer schär-
feren Polizei- und Sicherheitsge-
setzen. Journalisten genießen
hierbei keine Ausnahmeregelun-
gen. In Deutschland steht derzeit
so genanntes präventives Ab-
hören nicht nur bei konservati-
ven Politikern auf der Wunsch-
liste: Die Polizei soll wie die
Geheimdienste auch dann ab-
hören dürfen, wenn gar kein
konkreter Tatverdacht vorliegt. 

Zwar scheiterte die bayerische
Staatsregierung jüngst mit ihrem
Gesetzesvorschlag, doch im rot-li-
beralen Rheinland-Pfalz soll das
präventive Abhören bald legalisiert
werden. Der bayerische Entwurf
sah vor, dass Strafverfolger schon
vorab zur Gefahrenerkennung und
-abwehr Telefon, Fax, E-Mail, SMS
überwachen, unterbrechen oder
gar sperren dürfen. Datenschützer
und Politiker kritisierten den 
Entwurf scharf. Ungewöhnlich
deutlich forderte der Bayerische
Landesdatenschutzbeauftragte „klare

rechtsstaatliche Grenzen“: Der
Straftatenkatalog sei zu umfassend,
Berufsgeheimnisse sollten berück-
sichtigt werden. Ausnahmen für
Journalisten, Rechtsanwälte, Abge-
ordnete oder Geistliche waren übri-
gens nicht vorgesehen.

Massive Verschärfung

Der bayerische Gesetzesentwurf
sollte Modellcharakter für andere
Bundesländer haben. Dabei hat Thü-
ringen bereits im letzten Sommer
das präventive Abhören legalisiert.
Und auch der Polizeigesetzentwurf
aus dem rot-liberal regierten Rhein-
land-Pfalz will das Abhören zur 
Gefahrenabwehr erlauben. Verab-
schiedet hat den Entwurf aus dem
liberalen Justizministerium das Ka-
binett bereits im Februar, das Placet
des Landtags fehlt noch. 

Der rheinland-pfälzische Daten-
schutzbeauftragte Walter Rudolf
bemängelt die fehlende „Balance
zwischen Freiheit und Sicherheit“.
So sieht der Entwurf eine Antwort-
pflicht auch von Zeugnisverweige-
rungsberechtigten wie Journalisten
zur Gefahrenabwehr vor und er-
möglicht den Einsatz von Wanzen
und Video-Kameras in Wohnungen
sowie Rasterfahndung auch zur vor-
beugenden Straftatenbekämpfung.
Rudolf vermisst auch überzeugende
Argumente, warum solche „massive
Verschärfungen“ überhaupt nötig
waren. Konkrete Defizite in der 
Gefahrenabwehr seien ihm bislang
nicht zu Ohren gekommen. Ob der
Richtervorbehalt angesichts dieser
tiefen Eingriffsbefugnisse über-
haupt noch eine „sichere Schranke“
sein könne, bezweifelt Rudolf. Eine
Studie der Universität Bielefeld
stellte überdies kürzlich fest, dass
etwa drei Viertel aller Abhöranträge
mangelhaft begründet seien. Nur in
wenigen Ausnahmen hätten die
Richter einen Antrag nicht geneh-
migt.

Kein Schutz für Träger von
Berufsgeheimnissen

Der bayerische Entwurf sah 
übrigens auch vor, inaktive Stand-
ortmeldungen von Handys abzuhö-
ren. Das Terrorismusbekämpfungs-
gesetz genehmigte bereits bundes-
weit den Zugriff auf die Standort-
daten eingeschalteter Handys auf
Basis des § 100i StPO. Die Standort-
daten gehören zu den so genannten
Telekommunikationsverbindungs-
daten. Diese geben darüber Auf-
schluss, wer mit wem wie lange

und wann telefoniert hat, oder wer
wann welche Website aufgesucht
hat. Mit Hilfe der Verbindungs-
daten können Strafverfolger und
Geheimdienste Beziehungsgeflechte
ausmachen. Diese bei den Telekom-
munikations- und Internetbetrei-
bern gespeicherten Verbindungs-
daten dürfen Staatsanwälte bereits
beim bloßen Anfangsverdacht auf
Basis des Paragrafen 100g StPO ver-
langen. Träger von Berufsgeheim-
nissen wie Journalisten oder
Rechtsanwälte stehen dabei unter
keinem besonderen Schutz.

Hier steht ebenfalls eine gesetz-
liche Verschärfung ins Haus. Denn
noch dürfen laut Telekommunikati-
ons-Datenschutzverordnung (TDSV)
diese Daten nur maximal sechs Mo-
nate gespeichert werden. Im Früh-
jahr 2002 verabschiedete der uni-
onsgeführte Bundesrat ein Gesetz,
um die Daten mindestens sechs
Monate zu speichern. Der Bundes-
tag hat allerdings nicht zuge-
stimmt. Zwar verlangt das Tele-
dienste-Datenschutzgesetz (TDDSG)
noch, dass die Nutzungsdaten so-
fort zu löschen sind, sofern diese
nicht der Abrechnung dienen.
Doch in der Praxis, so klagen 
Datenschützer, hält sich kaum ein
Internet- oder Telekommunikati-
onsbetreiber an diese Regelung. 

Bremen ist Spitzenreiter

Schon heute gilt die Bundesre-
publik Deutschland als Abhör-Welt-
meister. So nehmen seit Jahren die
Abhöraktionen zu. Zuletzt wurden
im vergangenen Jahr 21.874 An-
schlüsse abgehört. Die Zahl der Be-
troffenen dürfte um ein Hundert-
faches höher liegen, schätzt der
schleswig-holsteinische Landesdaten-
schützer Helmut Bäumler. In Bremen
wurden, bezogen auf die Einwoh-
nerzahl, die meisten Telefone über-
wacht. Gefolgt wird Bremen von
Hessen und Hamburg. Der Medien-
standort Hamburg war in den vier
Jahren zuvor unangefochten der
bundesweite Spitzenreiter. Auffallend
zurückhaltend hingegen zeigen
sich die Rheinländer: Während in
Bremen etwa 10,2 und in Hamburg
7,1 Verfahren auf 100.000 Einwoh-
ner kommen, sind es in Nordrhein-
Westfalen gerade einmal 2,9. Das
vom Bundesministerium der Justiz
in Auftrag gegebene Gutachten des
Freiburger Max-Planck-Instituts zur
Praxis und Effizienz von Telefon-
überwachungsmaßnahmen steht
seit über einem Jahr aus.

Christiane Schulzki-Haddouti ■
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Der 70. Jahrestag der Machtüber-
gabe an die Nazis hat auch das
viertgrößte deutsche Medienun-
ternehmen, M. DuMont Schau-
berg (MDS), veranlasst, mehrfach
über das historische Ereignis zu
berichten. Dabei hat sich MDS
auf Köln konzentriert, wo das 
Familienunternehmen seit über
200 Jahren ansässig ist. 

Das Engagement wundert nicht,
da MDS ein liberales Image pflegt.
Zur Verleihung der Ehrenbürger-
würde an den MDS-Chef Alfred 
Neven DuMont titelte die „Welt“
2001: „ ‚Sir Alfred‘, die liberale Me-
dienmacht am Rhein“. Drei der vier
Kölner Tageszeitungen kommen aus
seinem Hause. Das sind das Flagg-
schiff des Verlags „Kölner Stadt-An-
zeiger“, die „Kölnische Rundschau“
und das Boulevardblatt „Express“.
Da der 76jährige Verleger FDP-Mit-
glied ist, und das Wort „liberal“
zum Selbstverständnis der Kölner
gehört, nehmen nur wenige Anstoß
an seinem Pressemonopol, mit dem
er das Leben der Medienmetropole
beeinflusst. 

Keine Opferrolle

Der „Express“ hat zuerst in einer
Serie, dann in einer Sonderbeilage
und zuletzt in Buchform über „Köln
unterm Hakenkreuz“ berichtet. Auf
den 95 Seiten präsentiert er nichts
Neues. Die im Boulevard-Stil geou-
teten Namen der Kölner Nazis sind
schon lange bekannt. Wie gewohnt,

meldet sich auch sein Herausgeber
zu Wort. Neven DuMont begründet
das „Buch gegen das Vergessen und
Verdrängen“ damit, dass die Nazis
auch seinem Zeitungshaus den
„Garaus“ machen wollten. 

Bis Ende 1933 hatte die Kölner
NSDAP mehrfach versucht, MDS zu
übernehmen – und scheiterte an
den Verlegern. Aus dieser Tatsache
hat MDS in den letzten fünf Jahr-
zehnten den Mythos entwickelt,
ein von den Nazis verfolgtes Unter-
nehmen gewesen zu sein. Diese 
Opferrolle entspricht nicht der his-
torischen Realität. Das belegen die
damaligen MDS-Blätter: das Flagg-
schiff „Kölnische Zeitung“, „Kölni-
sche Illustrierte Zeitung“ (KIZ), „Stadt-
Anzeiger“ und „Sonntag Morgen“.
MDS machte den Faschismus über
eine Mussolini-Serie in der KIZ
1932 hoffähig und bereitete über
die „Kölnische“ die Beteiligung der
NSDAP an einer deutschnationalen
Koalition in Berlin vor. 

In ihrer Neujahrsausgabe 1933
schrieb die „Kölnische“, ein natio-
nal wie international angesehenes
Blatt: „Auf Hitler kommt es an!“
Drei Tage später verhandelte der
„Führer“ mit Franz von Papen im
Haus des Kölner Bankiers Kurt Frei-
herr von Schröder über eine Koali-
tion. Schröder gehörte der Handels-
kammer Köln an, wie Neven Du-
Monts Großvater Alfred. 

Nach der Machtübergabe kam es
zu vorgezogenen Neuwahlen. Der
Nazi-Terror trieb Tausende ins Exil
oder in die KZ. Die „Kölnische“
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Sir Alfred, 
die Geschichte 
und die Nazis
Wie das viertgrößte deutsche Medienunternehmen 
Geschichte lehrt und seine braunen Jahre vergisst

warb für eine Regierung von NSD-
AP und Deutschnationalen, die 
ohne Reichstag regieren sollte, also
für eine Diktatur. In der Phase der
„Gleichschaltung“ übernahm MDS
eine besondere Rolle. 

Aktion schön geredet

Parallel zum Boykott-Aufruf der
NSDAP gegen jüdische Geschäfte
rief die „Kölnische“ am 29. März
1933 eine eigene Aktion ins Leben
unter dem Titel „Unser Kampf ge-
gen die Greuelhetze“. Ihren Kampf
wollte sie mit den Auslandskorres-
pondenten und ihren Lesern füh-
ren. Bis zum 5. April veröffentlichte
das MDS-Blatt vier Listen mit Na-
men von Personen und Firmen, die
seinem Aufruf gefolgt waren, in-
dem sie in Briefen an Ausländer
den „Lügen und Verleumdungen“
entgegentraten. Der „Express“ be-
schreibt zwar den brutalen Verlauf
des Boykott-Tages, verschweigt aber
den Aufruf der „Kölnischen“ und
dass die KIZ am 8. April 1933 den
Boykott als ordentlich abgelaufene
Aktion schön redete. 

Mitte April half der „Sonntag
Morgen“ den (noch) Nicht-Nazis
bei der Eingliederung ins neue Re-
gime. Unter dem Titel „Was jeder
von der NSDAP wissen muß“ infor-
mierte er über die Organisation, Uni-
formen und Abzeichen der Nazis. 

Trotz der Übernahmeversuche
der NSDAP verkauften die Neven
DuMonts ihren Verlag nicht, son-
dern unterstützten das NS-Regime.
Eindeutig belegt das die KIZ. Am
13. Juni 1940 zeigte ihr Titelblatt
siegreiche deutsche Soldaten und
das Foto eines gefangenen afrika-
nischen Kolonialsoldaten. Die Bild-
unterschrift lautete: „Mit diesem
Abschaum der Menschheit wollten
die Franzosen auch 1940 deutsches
Kulturland erobern“ und weiter:
„Die erste Antwort gab ihnen der
Siegesmarsch unserer Wehrmacht
durch Nordfrankreich.“ Zum 10.
Jahrestag der „Machtergreifung“
ehrte die KIZ Hitler mit seinem
Konterfei auf dem Titel und pries
ihn als den „Schöpfer des Groß-
deutschen Reiches“. Neven Du-
Monts Vater, Kurt, war NSDAP-
Mitglied und erhielt 1944 das
„Kriegsverdienstkreuz 1. Klasse mit
Schwertern“. Auch das verschweigt
MDS bis heute. 

Diesen Fakten und der selbst ge-
wählte Anspruch, gegen das Verges-
sen und Verdrängen antreten zu
wollen, verlangen von Alfred Neven
DuMont, die braune Vergangenheit
seines Hauses endlich von unab-
hängiger Seite aufarbeiten zu las-
sen. Ansonsten ist die Geschichts-
serie des „Express“ nichts anders als
eine verdeckte Marketingoperation
für das defizitäre Boulevardblatt.

Ingo Niebel ■

Kritische 
Broschüre
über Siemens

Der Versuch von Sie-
mens, den Vertrieb der
kritischen Broschüre
„Schöne Neue Siemens
Welt“ zu stoppen, ist
gescheitert. Sie wird
von der IG Metall Bay-
ern und dem Institut
für sozialökologische
Wirtschaftsforschung
herausgegeben. 
Siemens wollte eine
Einstweilige Verfügung
erwirken, da der Titel
angeblich „hochgradig
verwechselbar“ mit
der Mitarbeiterzeit-
schrift „Siemens Welt“
sei. Das Münchener
Landgericht I stimmte
dieser Einschätzung
nicht zu. Außerdem
gab das Gericht dem
Schutz der verfassungs-
rechtlich garantierten
Meinungs- und Verei-
nigungsfreiheit einen
höheren Stellenwert.
Deshalb habe Siemens
auch die Verteilung
„schriftlichen, kriti-
schen Informations-
materials der Gewerk-
schaften“ hinzuneh-
men, heißt es in der
Begründung. 
Die Broschüre unter-
sucht die anhaltenden
Massenentlassungen
im Siemens-Standort
München und den
starken Widerstand
von Betriebsrat und
Belegschaft, die damit
Hunderte Arbeitsplätze
retten und den Zeit-
plan der „Ressourcen-
anpassung“ verzögern
konnten. 
Die Broschüre kann
unter www.
jsw-muenchen.de
bestellt werden.
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Bill O´Reilly ist der Lieblings-Buh-
mann aller Liberalen, und er tut
alles, um diesem Ruf gerecht zu
werden. In seiner abendlichen Hit-
Talkshow auf dem konservativen
Nachrichtenkanal Fox News lässt
er stets die ignorantesten Sprü-
che vom Stapel. Immer wieder
gern zitiert wird sein Kommentar,
als Studenten in North Carolina
Auszüge aus dem Koran lesen
sollen. „Das ist, als hätten wir im
Zweiten Weltkrieg ‚Mein Kampf‘
lesen sollen“, polemisierte er.

Doch der konservative Medien-
mogul Rupert Murdoch, der mit
seinem internationalen Imperium
auch über Fox News regiert, hat
O´Reilly nicht wegen seiner aufklä-
rerischen Ideen angeheuert, son-
dern vor allen Dingen, um Quoten
zu generieren. Seine Sendung lockt
abendlich rund zwei Millionen Zu-
schauer vor die Glotze. Ein weitaus
größeres Publikum, nämlich rund
40 Millionen Hörer, haben die zahl-
losen Talk-Radios in den USA, die
beinahe ausnahmslos konservativ
ausgerichtet sind. Berüchtigte Na-
men wie Rush Limbaugh, Oliver
North und Gordon Liddy bekennen
täglich ihre Vaterlandstreue oder
rufen – wie während des Krieges –
zum Beten auf. „Ich weiß nicht, ob
die Leute zuhören, weil sie konser-
vativ sind oder weil sie sich unter-
halten fühlen“, sagt der New Yorker
Medienkritiker Eric Alterman. Er ist
einer jener frustrierten Liberalen
Amerikas, die sich zu lange für die
Sache aufgerieben haben, ohne dass

sich irgend etwas geändert hat.
Heute hat Alterman so gut wie resig-
niert. Er erwartet nicht, dass sein
neues Buch mit dem Titel „What
Liberal Media?“ etwas an den beste-
henden Verhältnissen ändern wird.
Er glaubt auch nicht, dass die
Mehrheit der Amerikaner so weit
nach rechts orientiert ist, wie es die
konservativen Medien scheinen
lassen. „Aber es gibt Konservative,
denen ihre Politik wirklich am Her-
zen liegt, die Lobby betreiben und
die Medien unter Druck setzen.
Und es gibt nicht so viele Liberale,
die auch so sind.“ Die mediale Dy-
namik ist damit entschieden. Wer
differenziert und leidenschaftslos
argumentiert, generiert wenig Quo-
ten. Phil Donahue, der mit seiner
Talkshow auf dem Nachrichten-
kanal MSNBC einen liberalen Ge-
gensatz zu Bill O´Reilly hätte setzen
können, scheiterte wegen chronisch
schlechten Ratings. 

Die Bosse haben das Sagen

Nun soll eine neue Idee den Aus-
gleich bringen: Eine Gruppe libera-
ler Venture Capitalists will genü-
gend Geld auftreiben, um eine lin-
ke Talkradio-Show mit dem po-
pulär-populistischen Entertainer Al
Franken („Rush Limbaugh is a Big
Fat Idiot“) aufzubauen. „Al Franken
ist ein lustiger Typ, er könnte ein
derartiges Massenpublikum anzie-
hen“, meint Eric Alterman. „Ich
weiß nicht, ob es ökonomisch eine
gute Idee ist, aber die Liberalen
brauchen das, weil die Konservati-

ven sie in dieser Hinsicht killen“.
Weil ein Großteil des öffentlichen
Diskurses in den Vereinigten Staa-
ten von den Medien getrieben
wird, entsteht so das Zerrbild einer
Gesellschaft, in der die konservati-
ven Großmäuler stets über die mo-
deraten Kräfte dominieren. „Politik
in Amerika wird immer weiter pro-
fessionalisiert“, erklärt Alterman.
Und jene Profis tun alles, um die
Medien in ihren Bann zu ziehen.
Zwar gelten Eliteblätter wie die
„New York Times“, die „Los Angeles
Times“ oder der „Boston Globe“ als
eher liberal. Doch der Großteil der
Amerikaner bezieht seine Nach-
richten aus dem Fernsehen. Und
die Medienkonzerne, die diese Sen-
der besitzen, wie Disney und News
Corporation, sind vor allem an ei-
nem interessiert: an Profiten. Und
wenn sich mit konservativer Stim-
mungsmache Geld machen lässt,
dann soll es ihnen recht sein. „Es
kann sein, dass die Journalisten
selbst liberal sind, aber ihre Bosse
haben andere Prioritäten, und die
haben das Sagen“, resümiert Alter-
man. Also bleibt den Reportern, 
die Karriere machen wollen, nur 
eines übrig: „Selbstzensur“. Alter-
man glaubt nicht, dass die Ameri-
kaner ein grundlegend konservati-
ves Publikum sind. „Wenn man
sich Umfragen anschaut, dann ha-
ben die meisten liberale Ansichten
über die wichtigsten Fragen“. 

Die letzten Regeln fallen 

Ein unilateraler Krieg in Irak
zum Beispiel wurde von der Mehr-
heit bis kurz vor Kriegsbeginn –
wenn sich die Amerikaner traditio-
nell „um die Flagge“ versammeln –
abgelehnt. Im Fernsehen sah man
davon nicht viel. „Es ist nicht die
Aufgabe der Medien, die Amerika-
ner zu repräsentieren“, resümiert
Alterman. „Ihre Aufgabe ist es, Geld
zu machen“. Dieser Entwicklung
entgegenzusetzen hat auch die US-
Medienaufsichtsbehörde FCC, nichts.
Seitdem die Branche in einer um-
fassenden Gesetzesreform 1996 un-
ter der Regierung Clinton beinahe
von allen Eigentümerbeschränkun-
gen enthoben wurde, fusioniert in
den USA ein Medienunternehmen
nach dem andern. Im Juni werden
voraussichtlich die letzen Regeln
fallen, und dem so oft beschwo-
renen Bild von Meinungsvielfalt
entsprechen die Realitäten schon
lange nicht mehr. „Es geht nicht
mehr um Demokratie oder Mei-
nungsfreiheit“, sagt der New Yorker
Medienkritiker Danny Schechter,
der die Webseite mediachannel.org
betreibt. „Halt den Mund und kauf
ein. Das ist das Mantra. Die Leute
werden wie Konsumenten behan-
delt, und nicht wie Staatsbürger“.

Gerti Schön ■

Medien 
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Stimmungsmache 
für gute Quoten
Reportern auf Karrierekurs bleibt in Amerika nur die Selbstzensur
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Klarer hätte die Botschaft nicht
sein können: „Wir müssen drei
Gräben überwinden – den Man-
gel an Transparenz, den Mangel
an Information und den Mangel
an Organisation“, sagte Granville
Williams. Er hat im Auftrag der
Europäischen Journalistenfödera-
tion EFJ den jüngsten Bericht
über „Östliche Imperien“ zusam-
mengestellt. Die Dokumentation,
die auch die EU-Institutionen er-
halten, beschreibt detailliert die
Besitzverhältnisse, den Einfluss
ausländischen Medienkapitals und
die entsprechenden Konzernstra-
tegien in Südosteuropa. Und sie
bildete zusammen mit dem Semi-
nar zum Schutz journalistischer
Quellen das Hauptthema des
diesjährigen EFJ-Jahrestreffens in
Prag.

Das stand ganz im Zeichen der
für die nächsten Jahre beschlossen
EU-Osterweiterung. Ob in Tsche-
chien oder der Slowakei, Bulgarien
oder Rumänien, den baltischen
Staaten oder in Ungarn – überall
haben sich in den letzten zehn Jah-
ren einheimische und ausländische
Investoren den einst staatlichen
Medienmarkt erschlossen. Und das
mit großem Erfolg: So dominieren
die Privat-TV-Stationen des US-Mul-
timillionärs Ronald Lauder (CME)
und des australo-amerikanischen Me-
dienmoguls Rupert Murdoch den
Fernsehmarkt in Ländern wie der
Slowakei und Rumänien. 

Der Kabelnetzbetreiber UPC und
das Fernsehnetzwerk SBS (beide mit
Liberty Media von John Malone li-
iert) haben in fast allen südosteuro-
päischen Ländern große Marktan-
teile. Die Presse Bulgariens und
Tschechien wird von der deutschen
„WAZ“ und der „Passauer Neuen
Presse“ (PNN) geprägt; Burda, Bau-
er, Bertelsmann und Springer ex-
pandieren im Zeitschriftengeschäft
der deutschen Nachbarländer. Beson-
ders in Estland, Lettland und Litau-
en agieren skandinavische Medien-
konzerne a la Bonnier, Schibstedt,
Sanoma sowie Modern Times, und
auch Ringier (Schweiz) und Lagar-
dere (Frankreich) haben bereits ihre
Medienpflöcke in den EU-Beitritts-
staaten eingeschlagen.

„Zunächst positive Effekte für
Meinungsvielfalt“ bescheinigte zum
Beispiel der Vertreter des ungari-
schen Journalistenverbandes dem

Run der westeuropäischen Medien-
konzerne auf Osteuropa. Doch in-
zwischen, so Mihaly Hardy, geht es
nur noch ums Geld. Gewerkschaf-
ten und Betriebsräte sind uner-
wünscht, von Tarifverträgen ganz
zu schweigen, bestätigten auch Mi-
halys Kollegen aus den anderen
Ländern. Vereinzelte Abwehraktio-
nen, so das Fazit der Debatte, sollen
künftig durch eine koordinierte Ge-
genwehr ersetzt werden, wofür bes-
sere Information und Vernetzung
sowie starke Journalistenverbände
und Mediengewerkschaften in ganz
Europa nötig sind. 

Schutzmechanismen 
nur auf dem Papier

Immerhin gibt es zunehmend
Probleme, die in einem EU-Konti-
nent nur gemeinsam zu lösen sind.
Dazu gehört der Schutz journalisti-
scher Arbeit vor ökonomischem
Druck, staatlichem Zugriff und po-
litischer Einmischung. Beispiels-
weise sind freier Zugang zu Infor-
mationen und der Schutz journalis-
tischer Quellen schon in etlichen
nationalen Gesetzeswerken veran-
kert. Doch sie stehen nur auf dem
Papier, wenn etwa wie in Deutsch-
land oder Kroatien durch Mobilfunk-
anbieter Verbindungsdaten von Re-
porterhandys an Ermittlungsbehör-
den und Justiz weitergegeben wer-
den. Oder wenn die Aufdeckung
von Missständen durch Razzien in
Redaktionen, Journalistenwohnun-
gen und selbst Anwaltsbüros behin-
dert bzw. kriminalisiert werden. 

Die Zahl der beim Europäischen
Gerichtshof verhandelten Fälle die-
ser Art steigt, berichteten Professor
Dirk Voorhoof (Niederlande) und
Inger Hoedt Rasmussen (Däne-
mark). Dazu kommt noch die unter
dem Deckmantel des Kampfes ge-
gen Terrorismus betriebene Ver-
schärfung der Sicherheitsbestim-
mungen seit dem 11. September,
kritisierte Tony Bunyan von der bri-
tischen NUJ. Auch machen Werbe-
krise und Missmanagement nicht
an den Landesgrenzen halt, wird
durch Verlagsmanager schonungs-
los mit Entlassungen sowie Lohn-
und Honorardumping „rationali-
siert“ - in Ost wie West.

Mit einer Reihe von konkreten
Aktionen will die EFJ (www.ifj.org/
regions/europe/efj) gegen publizis-
tische Machtkonzentration vorge-
hen und für Medienvielfalt sowie
einen „Watchdog-Journalismus“ ein-
treten. So soll etwa das Recht auf
nationale, kulturelle Eigenständig-
keit bei Print und Rundfunk sowie
die Dualität von „public broadcast“
und Privatfunk in der neuen Eu-
ropäischen Verfassung verankert
werden. Anti-Konzentrationsregeln
müssten gerade für Medien europa-
weit gelten, eben so wie der Schutz
journalistischer Quellen und freier
Zugang zu Informationen. Selbst
bei EU-Institutionen mangelt es an
Transparenz, was durch Initiativen
wie der skandinavischen Kampa-
gne für „Ein offeneres Europa“
geändert werden müsste, beschlos-
sen die Journalistenvertreter aus 32
Ländern Europas. Holger Wenk ■
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Signal für europäische
Medienvielfalt
Journalisten aus 32 Ländern berieten in Prag über gemeinsame Aufgaben

Medien-
frauen-
Netzwerk

Der beim 24. IFJ-Welt-
kongreß in Seoul vor
knapp zwei Jahren ini-
tiierte „Gender-Rat“
bereitet für Europa 
einen Workshop zu
„Journalistinnen im
EU-Integrationspro-
zess“ vor. Er soll im
Frühjahr nächsten 
Jahres stattfinden, zur
Vorbereitung wird der-
zeit ein Mail-Frauen-
netzwerk eingerichtet.
Interessentinnen wen-
den sich an die Euro-
pa-Koordinatorin Dr.
Annegret Witt-Barthel
(AwittB@mac.com).
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Ronan Brady von der
Britischen Gewerk-
schaft National Union
of Journalists (l.) und
der niederländische
Anwalt Dirk Voorhoof
in einer Debatte um
den Quellenschutz in
Europa während des
Jahrestreffens der EFJ
in Prag.
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In Lettland kennt Bella mittler-
weile fast jeder. Die schlanke
dunkelhaarige Frau Anfang 30 
ist eine der Mitspielerinnen 
in der „Fabrika“, Lettlands be-
kanntester Reality-TV-Show. „Ich
wollte einfach einmal sehen, ob
ich so etwas überhaupt aushalte.
Naja, und vielleicht bekomme ich
hinterher ja auch ein paar Ange-
bote“, sagt sie. 

Wenn aus der Fabrik gerade mal
nicht live übertragen wird, führt
Bella Besucher fast schon routiniert
durch die Räumlichkeiten im fünf-
ten Stock des Gebäudes von LNT,
des größten privaten TV-Senders in
Riga. Das Schlafzimmer mit einem
Dutzend zerwühlter Betten, ein rie-
siger Aufenthaltsraum mit mehre-
ren Sitzecken, eine Einbauküche,
die vom Rest des Raums durch eine

Bar samt mehrerer Hocker getrennt
ist. Auch ein sogenanntes Gefäng-
nis gibt es, eine Art Bambuskäfig,
darin eine Pritsche- wohl für die-
jenigen, denen mal die Nerven
durchgehen. Daneben ein Bade-
zimmer, eine Sauna und eine Toi-
lette, die alle jeweils mit einer Ka-
mera ausgestattet sind.

„Am Anfang hatte ich da schon
ein komisches Gefühl“, sagt Bella,
die im normalen Leben Verkäuferin
ist. Doch was ist schon normal. Für
Bella und die anderen ist es Norma-
lität, sich seit einigen Wochen auch
noch bei bestimmten Verrichtun-
gen von einer Kamera in normaler-
weise versteckte Körperöffnungen
gucken zu lassen. Doch schließlich
obsiegten Neugierde, die Hoffnung
auf einen Neubeginn sowie der
Traum vom großen Geld über die
Scham. 

Seit Monaten schon ist die Fa-
brik, die lettische Variante von Big
Brother, der große Renner. Der Pri-
vat-TV-Sender TV5, der Riga nebst
Umgebung abdeckt und derzeit 
täglich neun Stunden seines Pro-
gramms mit Übertragungen aus der
Fabrik bestreitet, erreicht abends
rund eine halbe Million Zuschauer,
somit knapp ein Fünftel der letti-
schen Bevölkerung. 

Die Regeln sind einfach: 12 Kan-
didaten, meistens aus einer Alters-
gruppe, werden jeweils für drei Mo-
nate in der Fabrik eingesperrt und
aufeinander losgelassen. Jede Wo-
che muss sich einer von ihnen ver-
abschieden. Wer als letzter übrig-
bleibt, bekommt 9000 Euro – für
lettische Verhältnisse ein kleines
Vermögen. 

Doch so ganz wollen die Macher
der „Fabrika“ die Ereignisse nicht
sich selbst und dem voyeuristi-
schen Auge des Zuschauers überlas-
sen. „Wir steuern das Ganze ein biss-
chen“, sagt Baiba Ripa, eine der
Produzentinnen der Show, die 
von einem Nebenraum der Fabrik
aus das dortige Geschehen täglich
mehrere Stunden auf dem Bild-
schirm mit verfolgt. So mischt sich
mindestens einmal am Tag ein 
unsichtbarer Moderator ein – mit
harmlosen Fragen, aber auch dem
Versuch, die Teilnehmer in eine
Diskussion hineinzuziehen. 

Probleme werden sichtbar

Was der Moderator nicht schafft,
wird anders bewerkstelligt. Die Teil-
nehmer bekommen sogenanntes
Fabrikgeld, das sie, je nach eigenem
Ermessen, für verschiedene Waren
in der Fabrik ausgeben können.
„Einmal wollten wir das Thema Al-
koholismus problematisieren, sagt
Baiba Ripa. Das Ziel wurde erreicht.
Zwei der Teilnehmer investierten
ihr Spielgeld so reichlich in das 
Angebot, dass sie schon am Nach-
mittag nur noch komatös in die 
Kamera lallten. Am selben Abend
wurde der Rausch in der Fabrik
gleich noch Diskussionsthema ei-
ner Expertenrunde, die je nach Ge-
mengelage, einmal pro Tag einen
Vorfall in der Fabrik für die Zu-
schauer wissenschaftlich auf- und
nachbereitet. Die goutieren das Spek-
takel, anders als einige der Disku-
tanten. Denn, ausgelöst durch die
Fabrik, musste mittlerweile schon
so mancher Minister oder andere
verantwortliche Politiker zu Fragen
Stellung nehmen, die er wohl lieber
unter dem Deckel gehalten und
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Big Brother auf lettisch
Die Show als Spiegel für die Tendenzen in der Gesellschaft

Nach der Unabhängigkeit Lettlands im Jahre 1991
herrschte auch im Medienbereich Aufbruchstim-
mung, die teilweise zu chaotischen und völlig
unübersichtlichen Zuständen führte. Inta Brikse,
Dekanin an der lettischen Universität und Medien-
expertin, stellt dazu fest: „Zu Beginn der Unab-
hängigkeit gab es im Journalismus den Trend, die
Propagandamethoden der Sowjetzeit zu kopieren,
um entgegengesetzte Ziele zu erreichen. Aber
auch die Medienkonsumenten waren naiv im
Umgang mit dem Produkt Information. Jene In-
formationen, die vormals aufgrund der sowjeti-
schen Zensur nicht zugänglich waren, wurden
automatisch als wahr eingestuft. Journalisten
wurden in dieser Zeit zu richtigen Helden.“
Andrejs Ekis, heute Chef des größten privaten
TV-Senders LNT, erinnert sich an einen anderen
Aspekt. „Am Anfang gab es für Medienmacher
schier unbegrenzte Möglichkeiten. Man konnte
schnell und einfach reich werden.“
Mittlerweile haben sich das Dickicht sowohl bei
den Print- als auch bei den audiovisuellen Medien
gelichtet und die Verhältnisse etwas geordnet.
Auf der Basis entsprechender Mediengesetze von
1992 und 1995, die 1998 noch einmal ergänzt
wurden, gibt es derzeit in Lettland mit LTV 1 und 7
(Latvijas televizija) zwei nationale, staatliche Fern-
sehsender. Beide Sender werden aus dem Staats-
haushalt alimentiert und zwar mit einer Summe,
die 80 Prozent ihres Jahresbudgets beträgt, der
Rest kommt aus Werbeeinnahmen. Während LTV 1
vor allem auf nationale und internationale Nach-
richten, Kulturthemen aber auch Entertainment
setzt, widmet sich LTV 7 darüber hinaus auch
Sport, Religion und gesellschaftspolitischen The-

men. 20 Prozent seines Programms sendet LTV 7
in einer Minderheitensprache, meistens Russisch.
Neben LTV 1 und 7 gibt es zwei nationale sowie
neun lokale, private TV-Sender. Der erfolgreichste
ist derzeit LNT (Latvijas Neatkariga televizija) mit
rund 60 Prozent Marktanteil an den Werbeein-
nahmen. An LNT, der täglich 16 Stunden sendet,
halten örtliche Eigner 40 Prozent der Anteile, die
polnische Gesellschaft Pol-Sat 60 Prozent. Ausser
30 Prozent eigener Produktionen (wie z. B. Nach-
richtensendungen) flimmern vor allem Spielfilme,
Reality-TV-Shows, Soup-Operas und ausländische
Serien über den Bildschirm. So trieben hier bei-
spielsweise die deutschen TV-Stars „Kommissar
Rex“ und „Unser Charly“ ihr Unwesen. Über Ste-
reoton kann der Zuschauer zwischen Lettisch und
Russisch wählen. 
Einer der erfolgreichsten lokalen privaten Sender
ist TV 5, der vor anderthalb Jahren gegründet
wurde und in der Haupstadt Riga und Umgebung
zu empfangen ist. Allein 30 Prozent des Programms
entfallen auf Reality-TV. 
Für Verstimmung unter den Fernsehmachern sorgt
eine Bestimmung des lettischen Mediengesetzes,
wonach maximal 25 Prozent des Programms in
einer anderen Sprache als Lettisch gesendet werden
dürfen. Dies umso mehr, als der russische Sender
ORT, der in Lettland als 1. Baltischer Kanal (Pervyj
Baltiski Kanal) empfangen werden kann, Mittel
und Wege gefunden hat, diese Beschränkung
erfolgreich zu umgehen, nichtsdestotrotz aber
kräftig im örtlichen Werbemarkt mitmischt. Seit
Anfang März ist bezüglich dieser 25-Prozent-
Beschränkung eine Klage beim lettischen Verfas-
sungsgericht anhängig.

Mediendickicht gelichtet
Neue Gesetze halfen, das Chaos in Lettland zu ordnen
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nicht öffentlich ausgebreitet hätte.
„Der Gedanke dabei ist natürlich,
bestimmte Situationen zu provozie-
ren, damit die Sache etwas leben-
diger wird“, sagt Baiba Ripa und
macht damit klar, dass die Show
auch durchaus eine erzieherische
Funktion hat. „Doch das Ganze ist
ja nichts Ausgedachtes, es werden
nur Probleme sichtbar, die jeder
kennt und viele von uns sogar
selbst haben. Lettland ist ein klei-
nes Land. Ein Dorf sitzt drinnen
und das andere eben draussen und
sieht zu.“

Doch manchmal ist die Eigen-
dynamik in der Fabrik stärker, als
die Intervention von aussen. So
verliebten sich in einer von Bellas
Vorgängercrews zwei Mitspieler in-
einander. Die spontane Liaison be-
scherte den Zuschauern nicht nur
ein kaserniertes Liebesdrama in
mehreren Akten, das durch den
vorzeitigen unfreiwilligen Abgang
des Romeo zum Leidwesen vieler
abrupt beendet wurde. Auch kam
das Thema Sex in allen Einzelhei-
ten, und diesmal nicht in eine
Spielfilmhandlung eingebettet, im
Fernsehen zur Sprache – eine Kost,
die vor allem für ältere, sozialistisch
sozialisierte, Letten nicht leicht zu
verdauen ist.

„Klar polarisiert diese Show, aber
das soll sie ja auch“, sagt die Pro-
grammdirektorin von TV5, Gunta
Lidaka. „Wir sind doch nur der
Spiegel für die Tendenzen, die in
der Gesellschaft vorhanden sind.
Und vielleicht kann das auch ein
Weg sein, um bestimmte Mißstän-
de abzuschaffen.“ Gunta Lidaka will
ihr Publikum solange weiter mit
Episoden aus der Fabrik füttern, wie
die Einschaltquoten stimmen. „Doch
wir sind flexibel“, sagt sie. „Wenn‘s
nicht mehr läuft, suchen wir uns
etwas anderes.“

Fremdes Leben wird verkauft

Der Direktor des Privat-TV-Sen-
ders LTV, Andrejs Ekis, der die Fa-
brik, wenn auch etwas abgespeckt,
ebenfalls im Programm hat, ergeht
sich gar nicht mehr lange in Erklä-
rungsversuchen. „Ich handle eigent-

lich mit Drogen und mache die
Leute abhängig. Die Sache ist eigent-
lich ganz einfach: Du verkaufst dem
Zuschauer ein fremdes Leben, er
guckt sich das an und kann darüber
seine eigenen Sorgen vergessen.“

In Ekis Büro läuft ein Fernseher.
Gleich kommt sie, die Live-Schal-
tung in die Fabrik. Dort herrscht
Nervosität, denn heute ist Freitag,

der Tag in der Woche, an dem die
Zuschauer mit ihrem Votum ei-
nen der Teilnehmer nach Hause
schicken werden. Jeder überbrückt
die verbleibende Zeit bis zum Ver-
dikt auf seine Weise. Eine Frau um-
wickelt Würstchen mit Blätterteig,
ein Mann malt mit Tusche große
Kreise auf ein Stück Papier, zwei an-
dere Kandidaten lehnen etwas ge-
langweilt an der Bar. Nur duschen
oder saunen möchte im Moment
keiner. 

Auch Bella ist unruhig. Sie hat
heute Geburtstag, Verwandte haben
Blumen für sie abgegeben, und da
in der Fabrik eine kleine Feier statt-
fand, sind auch die Zuschauer über
das Ereignis im Bilde. Sollte Bella
trotzdem heute aussteigen müssen,
wird sie ab der kommenden Woche
wieder hinter ihrem Verkaufstresen
stehen, wenn auch nicht um Geld
oder Ruhm, aber um einige Erfah-
rungen reicher. Und sie wird wieder
unbeobachtet auf die Toilette ge-
hen können. Barbara Oertel ■
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Schreiben Sie 
in gutem Spanisch
oder auf Deutsch an:
Sr. Gobernador de la
Provincia de Buenos Aires
Ing. Felipe Carlos Solá
Casa de Gobierno
Calle 6 Entre 51/53
1900 La Plata
Provincia de Buenos Aires
ARGENTINIEN
Telefax: 
0054 - 221 429 4189 

Senden Sie 
eine Kopie an:
Kanzlei der Botschaft der
Republik Argentinien
S. E. Herrn Enrique José
Alejandro Candioti 
Dorotheenstraße 89
10117 Berlin
Telefax: 
(030) 229 14 00
E-Mail: info@argentini-
sche-botschaft.de

Ein wichtiges Thema der 
Recherchen von Clara Britos ist
neben der gewaltsamen Unter-
drückung von Protesten auch
die Korruption. Mehrmals hat
„La Tapa“ über Bestechungs-
skandale in der Verwaltung ihrer
Provinz berichtet. In einen Fall
soll auch ein früherer Bürger-
meister verwickelt sein, der mitt-
lerweile eine leitende Position
beim Geheimdienst innehat.

Journalisten, die in Argen-
tinien Beispiele für Korruption
recherchieren und die Proteste
gegen die Wirtschaftskrise des
Landes begleiten, werden immer
wieder drangsaliert und einge-
schüchtert. 

Die in Buenos Aires ansässige
Journalistenvereinigung „Periodi-
stas“ hat im vergangenen Jahr
einen Anstieg der Angriffe gegen
Kollegen um über 15 Prozent
verzeichnet.

Was können Sie tun?

Schreiben Sie an den Gouver-
neur der Provinz Buenos Aires
und fordern Sie einen umfassen-
den Schutz für die Journalistin
Clara Britos und ihre Familie.
Verlangen Sie unabhängige Un-
tersuchungen der Morddrohun-
gen und eine Strafverfolgung 
gegen die Verantwortlichen. 

Am 26. März berichtete Clara
Britos von einer Demonstration
vor dem Haus des argentini-
schen Staatspräsidenten Eduar-
do Duhalde. Die Kundgebung
richtete sich gegen die Straflo-
sigkeit der Polizisten, die bei
Protesten im Juni 2002 zwei 
Demonstranten in Avellaneda
erschossen hatten. Die Bericht-
erstattung in der von Clara Bri-
tos herausgegebenen monatlich
erscheinenden Zeitschrift „La
Tapa“ löste eine neue Welle von
Drohungen aus.

In der Nacht auf den 27. März
wurden Steine auf das Haus von
Clara Britos geworfen, am 10.
April noch einmal. Außerdem
erhielt sie in den nächsten Ta-
gen vierzehn telefonische Mord-
drohungen, zum Teil begannen
sie mit den Worten: „Wir wer-
den deine Kinder zuerst töten.“
Unbekannte Männer sprachen
sie auf der Straße an und warn-
ten sie, ihre journalistische Tä-
tigkeit fortzusetzen. Die im ver-
gangenen Jahr begonnenen Ein-
schüchterungsversuche sind so
eskaliert, dass Clara Britos mög-
licherweise gezwungen sein wird,
Argentinien zu verlassen. Mitt-
lerweile hat die Journalistin Po-
lizeischutz erhalten. Polizeiliche
Ermittlungen zu den Vorfällen
wurden aber nicht bekannt. 

Aktion für Clara Britos
Argentinische Journalistin 
wird seit Monaten mit Mord bedroht

Das „Gefängnis“ in
der Reality-Show 
„Fabrika“ für jene, 
denen mal die Nerven
durchgehen
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Wenn sich in Ecuador etwas
Außergewöhnliches tut, dann
schalten die Menschen mal das
ansonsten ununterbrochen lau-
fende Fernsehen mit all seinen
Telenovelas aus, und das gute al-
te Radio ein. Und immer häufiger
wird in Quito und Umgebung die
Welle 99.3 FM gewählt, auf der
seit nunmehr fast 15 Jahren das
Bürgerradio La Luna zu hören ist. 

Trotz der allein 48 stadtweiten
und circa 320 landesweiten Kon-
kurrenzsender, die sich auf dem
UKW-Band drängeln, ist es Chef-
redakteur Paco Velasques und sei-
nem Team gelungen, sich einen
festen Platz bei den Hörern zu er-
obern. Das Erfolgskonzept ist eine
gute Mischung aus populären und
kritisch-alternativen Programman-
teilen. Seit dem der Sender eine
durchaus konventionelle Sportsen-
dung mit bekannten Sportjournalis-
ten ins Programm genommen hat,
wird er auch von Taxifahrern
gehört und avanciert zunehmend
zum Hauptstadtradio Nr.1. 

Herzstück des politischen Radio-
journalismus à la „La Luna“ sind
die Sendungen „La Clave“ (was sich
ungefähr mit „Der Schlüssel“ über-
setzen lässt) die werktäglich von 
6 bis 9 Uhr, 12.30 bis 13.30 und
19.00 bis 19.30 Uhr einen festen

Platz im Programm haben. Velas-
ques und seine beide Mistreiter Luis
Ramiro Pozo und Atta Ukfor Tobar
legen sich in die diesem Magazin
mit einem für deutsche Verhältnis-
se ungewöhnlichen hohen Wort-
anteil keinerlei Scheuklappen an.
Mit bissigen Kommentaren und
bisweilen bitterbösen Radiosatiren
sorgen die drei für journalistischen
Klartext und klare Standpunkte.
Die bei uns übliche Trennung von
Kommentar und Nachricht kennen
die ecuadorianischen Radiojourna-
listen nicht. „Wir sind ganz offen
subjektiv“ sagt Velasquez. Und da
wird dann auch schon mal im 
Anschluss an eine der zahlreichen
Unfallmeldungen ganz heftig über
die schon lange angekündigten
aber immer noch nicht ausgeführ-
ten Straßenbauarbeiten der Regie-
rung gewettert.

Unangepasst

Vor der Wahl im November
2002 hat der Sender ganz offensiv
für den derzeitigen Regierungschef,
den früheren Putschobersten und
linksnationalisten Luzio Gutiérrez
geworben, der seitdem mit Unter-
stützung des politischen Arms der
Indiginabewegung „Pachatuik“, der
marxistisch-leninistischen MPD und
den Gewerkschaften regiert. Diese
Unterstützung bereut der Sender
inzwischen, seitdem der Rechtsruck
von Gutierréz und seine Anbiede-
rung an die USA unübersehbar ge-
worden sind. 

Nach anfänglichen Schwierig-
keiten lebt das alternative Haupt-
stadtradio von seinen Einnahmen,
kann seinen 11 festangestellten Re-
dakteuren immerhin ein Einheits-
gehalt von 480 Dollar zahlen und
hat für sein Programm inzwischen
nationale und internationale Ra-
diopreise bekommen. Zu den Wer-
bekunden gehören Coca Cola und
Banken genauso wie das mächtige
Energie- und Minenminsterium.
Was in Deutschland schlicht un-
vorstellbar ist, erlauben sich die 
alternativen Radiomacher einfach:
Sie karikieren gelegentlich auch
schon mal die Botschaften ihrer
Werbekunden. „Und wenn die dann
abspringen, müssen wir einen Lohn-
verzicht hinnehmen“ , beschreibt
Velazques das rigorose journalisti-
sche Selbstverständnis. Aber diese
Art von Programmpolitik scheint
anzukommen, auf immerhin
150.000 Hörer bringt es der Sender
in Spitzenzeiten. Deshalb kann Ve-
lasques mit Stolz verkünden: „Wir
haben es geschafft, das Kartell von
etwa 80 meinungsbildenden Perso-
nen in Ecuador zu brechen. Inzwi-
schen werden wir auch im Regie-
rungspalast gehört.“

La Luna wäre natürlich kein Bür-
gerradio, wenn dort nur Radiopro-

fis zu Wort kämen. Deshalb werden
im Zentrum für Volksbildung, Cen-
tro Educacion Ecuador (CEDEP),
dem auch „La Luna“ angeschlossen
ist, Bürger fit gemacht, um eigene
Sendungen und Beiträge zu produ-
zieren. Gewerkschaften und Stadt-
teilinitiativen, Homosexuelle und
Kunsthandwerker finden genauso
einen Sendeplatz bei „La Luna“ wie
die sozialen Minderheiten und vor
allem die Indiginas, die gut ein
Drittel der ecuadorianischen Bevöl-
kerung ausmachen.

In diesen Sendungen kommen
dann all die Themen zur Sprache,
die in den kommerziellen Sendern
weitgehend unter den Teppich ge-
kehrt werden: Die zunehmende
Umweltverschmutzung, die Verelen-
dung breiter Bevölkerungsschich-
ten seit der Dollarisierung des Lan-
des, die Probleme in den städti-
schen Slums, und die ökologischen
Probleme, die durch die Erdölförde-
rung im Amazonasgebiet ausgelöst
werden und den gerade erst entste-
henden Ökotourismus bedrohen.
Da es in Ecuador nach wie vor viele
Analphabeten gibt, ist das Radio ei-
ne der wenigen Möglichkeiten viele
Menschen zu erreichen. Zum bür-
gernahen Programmansatz von La
Luna gehört es auch, dass sich die
Zuhörer regelmäßig ins Programm
einschalten können, um ihre Anlie-
gen kund zu tun oder um sich ein-
fach zu verabreden. Da sich viele
Ecuadorianer eigene Medikamente
nicht leisten können oder weit ab
von jeglicher medizinischer Versor-
gung leben, gehören auch über-
lebenswichtige Tipps aus der Na-
turmedizin zum festen Programm.

Ungewöhnlich

Paco Velasques ist optimistisch,
dass sich sein ungewöhnlicher und
unangepasster Sender noch einige
Zeit im ecuadorianischen Medien-
geschäft halten kann, das ansons-
ten von einigen wenigen ein-
flußreichen Familien dominiert
wird: Die wirtschaftliche Basis ist
jedenfalls gesichert. Erst unlängst
konnte La Luna seine Preise für die
Werbespots erhöhen.

Frank Biermann ■
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Radio 
„La Luna“ 
eroberte sich 
die Hörer 
Bürgerradio in Ecuador besticht mit Kritik 
und klaren Standpunkten 

Das Erfolgskonzept
von „La Luna“s Chef-
redakteur Paco Velas-
quez: eine gute Mi-
schung aus populären
und kritischen Pro-
grammanteilen

Fo
to

: F
ra

nk
 B

ie
rm

an
n

International



Service

Journalismus aktuell

ABP, München. 18. bis 29. Au-
gust: Learning by earning – Semi-
nar für Seiteneinsteiger.
EMA, Berlin. 28. Juli bis 8. Au-
gust: Orientierungskurs praktischer
Journalismus. 
FES, Bonn. 1. bis 26. September:
Blick hinter die Kulissen der Politik
– Praktika bei Bundestagsabgeord-
neten. 

Journalistische Themen

ABZV, Bonn. 1. bis 3. September:
Der Haushalt einer Gemeinde.
BKB, Wolfenbüttel. 22. bis 24.
August: James Bond oder die Li-
zenz zum Schreiben – Werkstatt 
zu einer Ikone der Pop-Kultur / 
für Journalisten und Autoren (auch
ohne Vorkenntnisse).

Journalistische Formen

ABP, München. 6. bis 8. August:
Kreatives Schreiben für Fachzeit-
schriften. 25. August: Boulevard
im Lokalen / für Ressortleiter. 
ABZV, Bonn. 1. bis 3. September:
Lokale Kulturberichterstattung. 
16. bis 18. September: Schreib-
werkstatt. 
AFP, Hamburg. 11. bis 13. Au-
gust: Kreatives Schreiben. 14. / 15.
August: Gesprächsführung und
Moderation / für Journalisten aller
Medien. 18. bis 20. August: Das
Porträt. 1. bis 3. September: Print-
Interview. 22. bis 24. September:
Der Kommentar. 7. bis 12. Sep-
tember: Strategien des Blattma-
chens.
EMA, Berlin. 8. bis 12. Septem-
ber: Wirtschaftsjournalismus. 
HNS, Berlin. 4. bis 6. August:
Schreibgrundlagen für die Fachre-
daktion. 11. / 12. August: Flow, 
Stilistik, Rhetorik. 18. / 19. August:
Schnell schreiben. 
JA, München. 5. / 6. August: Krea-
tives Schreiben – Themen und 
Geschichten erfinden. 15. bis 17.
September: Von der Meldung zum
Kommentar – Journalistische Stil-
formen kennen, anwenden, beur-
teilen.
JHB, Hagen. 8. bis 12. September:
Literaturkritik. 22. bis 24. Septem-
ber: Kreativitätstraining. 
29. September bis 2. Oktober: 
Recherche. 29. September bis 2.
Oktober: Wissenschafts-Journalis-
mus. 
JSR, Essen. 26. / 27. August in 
Erfurt: Sport und Sprache. 28. / 29.
August in Erfurt: Recherche.
HNS, Berlin. 28. Juli / 1. August:
Interview.
MAK, Köln. 23. bis 25. Septem-
ber: Kreativitätstechniken.

Journalismus online

ABP, München. 11. bis 14. Au-
gust: Online-Texten.
AFP, Hamburg. 25. bis 27. Au-
gust: Texte mit Folgen – Die klei-
nen Online-Tricks für die große
Wirkung.
FAZ, Frankfurt. 29. / 30. Septem-
ber: Schreiben und Gestalten im
Netz – Marken, Dienstleistungen,
Werbung.
FES, Berlin. 29. September bis 
2. Oktober in Würzburg. Texten für
Online-Medien. 
JA, München. 20. bis 21. Septem-
ber: Online-Recherche für Journa-
listen. 
MAK, Köln. 15. bis 17. Septem-
ber: Online-Redaktion II.
WOMAN, Frankfurt. 10. / 11.
September: Professionelle Recher-
che im Internet. 25. / 26. Septem-
ber: Themen und Specials im Netz
– Schreiben für Online-Medien III.

Fotografie

ABZV, Bonn. 22. bis 24. Septem-
ber: Digitale Fotografie.
JA, München. 22. bis 24. Septem-
ber: Vom professionellen Schnapp-
schuss zur Bildreportage. 
JHB, Hagen. 15. bis 19. Septem-
ber: Foto-Reportage.
HNS, Berlin. 14. / 15. August: 
Digitale Fotografie.

Layout/Infografik

JHB, Hagen. 1. bis 4. September:
Animierte und 3D-Infografik für
Print und Online.
ifp, München. 10. bis 12. Sep-
tember in Augsburg: Zeitungs- und
Zeitschriftenlayout (für ifp und
KMA-Absolventen und Redakteure
der katholischen Presse). 

Hörfunk

ABZV; Bonn. 29. / 30. September:
Moderationstraining.
AFP, Hamburg. 29. bis 31. Au-
gust: Radio intensiv – Formatradio.
4. / 5. September: Reportage und
Korri-Talk. 
EMA, Berlin. 27. bis 29. August:
Anstiftung zum Hören. 17. bis 20.
September: Hörfunk-Moderation.
JA, München. 10. / 11. Septem-
ber: Außenübertragungen und 
Reportagen.
HNS, Berlin. 18. bis 22. August:
Hörfunk für Printredakteure.
MAK, Köln. 5. / 6. September:
Moderationstraining. 

Selbst- und Medienmanagement

ABZV, Bonn. 23. bis 25. Septem-
ber in Hamburg: Mitarbeiter-

führung in der Redaktion. 
AFP, Hamburg. 12. / 13. Septem-
ber: Job Coaching, Teil 4.
COP, Köln. 4. bis 6. August: Orien-
tierung für neue Perspektiven –
Coaching mit DreamGuidance für
Frauen in Veränderung. 7. / 8. Au-
gust: Vitale Visionen – Neue Or-
ientierung schaffen durch Perspek-
tiven-Coaching. 
EMA, Berlin. 26. / 27. September:
Karriere zwischen Kick und Knick. 
FAZ, Frankfurt. 2. bis 3. Septem-
ber in Offenbach: Crashkurs Rhe-
torik. 2. bis 3. September in Offen-
bach: Konflikte in Unternehmen
erfolgreich managen. 4. Septem-
ber in Bad Homburg: Neue Wege
der internen Kommunikation.
16. / 17. September in Düsseldorf:
Führungstechniken für Frauen. 
22. bis 23. September: Besprechun-
gen effektiv moderieren. 23. / 24.
September in Offenbach: Dialektik
für weibliche Führungskräfte.
29. / 30. September: Zielgerichtete
Mitarbeitergespräche. 30. Septem-
ber / 1. Oktober: Aufbaukurs Rhe-
torik. 

HNS, Berlin. 7. / 8. August: Arbei-
ten als freier Journalist. 11. / 12.
August: Körpersprache in der Pra-
xis. 
JA, München. 27. / 28. September
Grundseminar bzw. 25. / 26. Okto-
ber Aufbauseminar: Entwicklung
und Leitung von Teams.

Film & TV

ABP, München. 4. bis 8. August:
Fernsehen – Voll das Leben.
BET, Hamburg. 30. September:
Digitales Fernsehen.
DWH, Hamburg. 12. bis 14. Sep-
tember: Drehbuch-Dialog.
EMA, Berlin. 19. bis 21. Septem-
ber: Von der Idee zum Treatment.
24. bis 26. September: Texten zum
Film. 
IFFMA, Gauting. 10. / 11. Juli in
Berlin, 17. / 18. Juli in Köln,
22. / 23. Juli in München: DVD-Pro-
duction. 11. bis 15. Juli in Berlin:
Low Budget Digital Filmmaking.
24. bis 27. Juli in München: Schau-
spielführung für Regisseure.
KMA, Ludwigshafen. 18. Sep-
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tember: Casting. 
komed/MA, Köln. 8. bis 13. Sep-
tember: Crashkurs Fernsehjourna-
lismus (mit RTL-Journalistenschule;
Bewerbung bis 1. August).
LAG SAn, Burg. 12. bis 14. Sep-
tember: Multimedia-Produktions-
werkstatt. 18. September: Kinohel-
den braucht das Land – wirklich? 
LFD, Mainz. 3. bis 10. August:
Cheap Video – Was taugen billige
Schnittprogramme für PC?
MSD, Berlin. 24. bis 27. Septem-
ber: Scriptforum 2003 – Fachmes-
se für Drehbuch und Stoffentwick-
lung.
MZW, Wiesbaden. 30. Septem-
ber: Forum Junge Filmszene Rhein-
Main.
MUK, Hamburg. 18. bis 20. Juli:
Drehbuch-Grundkurs.
WF, Berlin. 3. bis 10. August: 
Pixelation – Digitaler Videoschnitt
und DVD-Produktion. 

Film- & TV-Technik

BET, Hamburg. 4. bis 6. Septem-
ber: EB-Stereoton.
IFFMA, Gauting. 22. bis 25. Juli:
Filmkamera (basic). 26. bis 29. Juli:
35mm Filmkamera.
JA, München. 11. bis 13. August:
Digitaler Video-Schnitt am PC. 

Film & TV-Management

BET, Hamburg. 25. bis 27. Sep-
tember: TV-Produktionsmethoden. 
COP, Köln. 3. Juli, 28. / 29. Juli, 
11. August, 6. Oktober und 3. No-
vember in der TÜV Akademie
Rheinland: Mehrteiliges Coaching-
Seminar „Führen“ / für mittleres
Management. 
KMA, Ludwigshafen. 2. bis 7.
November, 10. bis 14. November,
1. bis 5. Dezember und 4. bis 9.
Januar: 4wöchiger Kompaktkurs
Fernsehjournalismus (Bewerbungs-
schluss: 30. August). 

Public Relations

AFP, Hamburg. 29./30. Septem-
ber: PR-Werkstatt: Schreiben, Stil
und Sprache.
AR, Remscheid. 15. bis 19. Sep-
tember: PR für Jugend- und Kultur-
einrichtungen – Interview, State-
ment, Argumentation.
EBF, Berlin. 19. bis 21. Septem-
ber: Schnupperseminar für PR-
Einsteiger (Konzept- und Textübun-
gen).
EMA, Berlin. 25. / 26. September:
Online-PR für Non-Profit-Einrich-
tungen. 
FAZ, Frankfurt. 20. bis 23. Au-
gust bzw. 15. bis 18. September
jeweils in Heidelberg: 4-täg. PR-

Textworkshop Grundlagen des
journalistischen Schreibens. 1. bis
2. September: Professionell Inter-
views geben. 2. bis 3. September
in Bad Homburg: Der Geschäfts-
bericht – Wie aus Daten ein wir-
kungsvolles PR-Instrument wird. 
3. bis 6. September in Heidelberg:
PR-Grundlagen für das Office-Ma-
nagement. 4. bis 5. September:
Prospekte und Broschüren wirksam
gestalten.5. bis 9. September: Ent-
wicklung von PR-Konzeptionen.
23. September in Mainz: Das Fir-
menjubiläum. 24. / 25. September:
Fernsehtraining. 26. / 27. Septem-
ber in Wiesbaden: Stärkere Me-
dienpräsenz durch aktive Pressear-
beit. 
FFFZ, Düsseldorf. 26. / 27. Sep-
tember: Reden schreiben – Sprach-
kultur für Anlässe in Politik und
Verwaltung. 
HNS, Berlin. 1. bis 3. September:
Die Kundenzeitschrift.
JA, München. 29. / 30. Septem-
ber: Pressemitteilung und Presse-
verteiler. 
JHB, Hagen. 4. bis 7. August:
Pressestellenjournalismus – Rheto-
rik des Schreibens. 
MAK, Köln. 18. / 19. September:
Eventmanagement. 
MFG, Stuttgart. 16. September:
Pressearbeit für Einsteiger. 

MultiMedia

MFG, Stuttgart. 7. bis 10. Sep-
tember: Mensch & Computer 2003
– Interaktion in Bewegung / Konfe-
renzreihe.

Bildungsurlaub

DGB NRW, Düsseldorf. Bildungs-
urlaub – 7. bis 12. September in
Marzabatto / Reggio Emilia: Deut-
sche Besatzung in Italien. 22. bis
26. September in Hachen: Stress-
bewältigung und Gesundheits-
schutz im Betrieb. 6. bis 10. Okto-
ber in Aachen: Grenzgänge –
Deutsche und Belgier. 19. bis 25.
Oktober in Auschwitz und Krakau:
Erinnern statt vergessen.
DGB, Hattingen. 7. bis 12. Sep-
tember: Zechen, Industriekultur:
Strukturwandel im Ruhrgebiet. 
14. bis 19. September: Zwischen
Egoismus und Gemeinsinn: Werte-
wandel, soziale Milieus und gesell-
schaftlicher Zusammenhalt heute.
5. bis 10. Oktober: Den Sozialis-
mus im Lauf hält weder Ochs noch
Esel auf: Geschichte, Scheitern und
Verklärung der DDR. 5. bis 10. Ok-
tober: Gottesstaat statt Menschen-
rechte: Konfliktlinien zwischen isla-
mischem Fundamentalismus und
westlicher Demokratie. 

ABP: Akademie der Bayerischen
Presse, Rosenheimer Straße 145c,
81671 München, Telefon 089 /
49 99 92-0, Telefax 089 / 49 99 92-
22, Internet www.akademie-
bayerische-presse.de, E-Mail 
abp-muenchen@t-online.de.
ABZV: Akademie Berufliche Bildung
der deutschen Zeitungsverlage
e.V., In der Wehrhecke 1, 53125
Bonn, Telefon 0228 / 259 00 - 0, 
Telefax 0228 / 259 00 - 26, Internet
www.abzv.de, E-Mail info@abzv.de.
AFP: Akademie für Publizistik,
Warburgstraße 8 –10, 20354 Ham-
burg, Telefon 040 / 41 47 96 – 0, 
Telefax 040 / 41 47 96 - 90, Internet
www.akademie-fuer-publizistik.de,
E-Mail info@akademie-fuer-publis-
tizik.de.
AR: Akademie Remscheid für mu-
sische Bildung und Medienerzie-
hung e.V., Küppelstein 34, 42857
Remscheid, Telefon 021 91 / 794 - 0,
Telefax 021 91 / 794 - 205, Internet
www.akademieremscheid.de.
BET: Broadcast Engineering and
Training, Michael Mücher, Niendor-
fer Straße 51, 22529 Hamburg, 
Telefon 040 / 42 10 84 - 0, 
Telefax 040 / 42 10 84 –10, 
E-Mail uta.kubisch@bet.de, Inter-
net http://bet.de.
BKB: Bundesakademie für kulturel-
le Bildung, Postfach 1140, 38281
Wolfenbüttel, Telefon 053 31 /
808 – 0, Telefax 053 31 / 808 – 413,
Internet www.bundesakademie.de.
COP: COP – Praxis für Coaching,
Organisation und PR, Birgitt E.
Morrien, Krüthstraße 27, 50733
Köln, Telefon 0221 / 739 32 62, 
Telefax 0221 / 739 17 69, E-Mail
contact@cop-morrien.de, Internet
www.cop-morrien.de.
DGB: DGB-Bildungszentrum 
Hattingen, Am Homberg 46 – 50,
45529 Hattingen, Telefon
023 24 / 50 80, Telefax 023 24 /
508 – 300, Internet www.hattin-
gen.dgb-bildungswerk.de, E-Mail
hattingen@dgb-bildungswerk.de.
DGB NRW: DGB-Bildungswerk
NRW e.V., Friedrich-Ebert-Straße
34 – 38, 40210 Düsseldorf, Telefon
0211 / 36 83 – 138 oder – 143, 

Internet www.DGB-Bildungswerk-
NRW.de.
DWH: Drehbuchwerkstatt Ham-
burg e.V., Telefon 040 / 390 37 22,
Telefax 040 / 39 34 79, Internet
www.drehbuchwerkstatt-ham-
burg.de.
EBF: Eberhard B. Freise, Institut für
Bildungs-Marketing, Bohnhardt &

Freise, Sulzaer Straße 7, 14199
Berlin, Telefon 030 / 825 97 87, 
Telefax 030 / 825 59 33, E-Mail 
sagabo@arcor.de.
EMA: Evangelische Medienakade-
mie / Journalistenschule, Jebens-
straße 3, 10623 Berlin, 
Telefon 030 / 310 01 – 417, 
Telefax 030 / 210 01 – 440, 
Internet www.evangelische-me-
dienakademie.de, E-Mail izimmer
@ev-medienakademie.de.
FAZ: F.A.Z. – Institut für Manage-
ment-, Markt- und Medieninfor-
mationen, Mainzer Landstraße
195, 60326 Frankfurt / Main, Tele-
fon 069 / 75 91 – 20 76, Telefax 
069 / 75 91 – 27 64, Internet
www.seminare-faz-institut.de, 
E-Mail seminare@faz-institut.de. 
FES: Friedrich-Ebert-Stiftung, Jour-
nalistenakademie, Godesberger 
Allee 149, 53170 Bonn, Telefon 
0228 / 883 – 325, Telefax 0228 /
883 – 695, Internet www.fes.de, 
E-Mail apbmail@fes.de.
FFFZ: Film Funk Fernseh Zentrum
der Evangelischen Kirche im Rhein-
land, Kaiserswerther Straße 450,
Postfach 30 03 43, 40403 Düssel-
dorf, Telefon 0211 / 45 80 – 250,
Telefax 0211 / 45 80 – 200. 
HNS: Henri-Nannen-Schule Berlin,
Ritterstraße 3, 10969 Berlin,
Telefon 030 / 79 74 – 270, 
Telefax 030 / 79 74 – 27 22, 
E-Mail henrinannen@yahoo.de, 
Internet www.hnsberlin.de. 
IFFMA: Internationale Film-, Fern-
seh- & Musik Akademie, Villa Zer-
boni, Waldpromenade 21, 82131
Gauting bei München, Telefon 089 /
89 39 89 60, Telefax 089 / 89 39 –
89 61, Internet www.iffma.de, 
E-Mail tr@ining-film-tv-music.de.
KMA/IFP: Institut zur Förderung
des publizistischen Nachwuchses
e.V., Rosenheimer Straße 145b,
81671 München, Telefon 089 /
54 91 03 – 0, Telefax 089 / 75 50 –
44 86, bzw. Studio Ludwigshafen,
Frankenthaler Straße 229, 67059
Ludwigshafen, Telefon 0621 /
591 72 – 0, Telefax 0621 / 51 68 09,
Internet www.ifp-kma.de, 
E-Mail info@ifp-kma.de. 

JA: Journalistenakademie Dr. 
Hooffacker & Partner, Postfach
190418, 80604 München, 
Telefon 089 / 167 51 06, 
Telefax 089 / 13 14 06, Internet 
www.journalistenakademie.de.
JHB: Journalistenzentrum Haus
Busch / Deutsches Institut für pub-
lizistische Bildungsarbeit, 58099
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Hagen, Telefon 023 31 / 365 – 6 00,
Telefax 023 31/ 365 – 6 99. 
Internet: www.hausbusch.de, 
E-Mail hausbusch@hausbusch.de. 
JSR: Journalistenschule Ruhr, Sche-
derhofstraße 55 – 57, 45145 Essen,
Telefon 02 01 / 804 – 19 61 oder 
– 19 62, Telefax 0201 / 804 – 19 63,
E-Mail m.jentsch@journalisten-
schule-ruhr.de. Internet 
www. journalistenschule-ruhr.de.
KOMED/MA: Melanchthon-Aka-
demie, Im MediaPark 7, 50670
Köln, Telefon 0221 / 57 43 – 344,
Telefax 0221 / 57 43 – 349, Internet
www.melanchthon-akademie.de.
LAG SaAn: Landesarbeitsgemein-
schaft Jugend und Film Sachsen-
Anhalt, Peter Hansen, Südring 15c,
39288 Burg, Tel. 039 21 / 98 00 35.
LFD: Landesfilmdienst Rheinland-
Pfalz e.V., Simone Schnipp, 
Postfach 3004, 55020 Mainz, 
Telefon 061 31 / 14 38 41, 
E-Mail lfd@uni-mainz.de.
MAK: Medienakademie Köln
gGmbH, Im MediaPark 6, 50670
Köln, Telefon 0221 / 57 43 72 00,
Telefax 0221 / 57 43 72 01, 
www.medienakademie-koeln.de.
MFG: Medien- und Filmgesell-
schaft Baden-Württemberg mbH,
Medienentwicklung, Geschäfts-
stelle doIT, Breitscheidstraße 4,
70174 Stuttgart, Telefon 0711 /
907 15 – 300, Fax 0711 / 715 – 350,
Internet www.mfg.de oder
www.doIT-online.de, E-Mail: 
medienentwicklung@mfg.de.
MSD: Master School Drehbuch, 
Linienstraße 155, 10115 Berlin, 
Telefon 030 / 308 79 315, 
Telefax 030 / 308 79 314, 
Internet www.masterschool.de, 
E-Mail info@masterschool.de.
MUK: Medien und Kulturarbeit
e.V., Friedensallee 7, 22765 Ham-
burg, Telefon 040 / 39 90 99 31,
Telefax 040 / 390 95 00, Internet
www.medienundkultur.hamburg.de,
E-Mail medienundkulturarbeit@t-
online.de. 
MZW: Medienzentrum Wiesbaden
e.V., Neugasse 15 – 19, 65183
Wiesbaden, Tel. 0611 / 166 58 43,
Telefax 0611 / 31 39 29, 
E-Mail stump@wiesan.de, 
Internet www.medienzentrum-
wiesbaden.de.
WF: wannseeFORUM, Wannsee-
heim für Jugendarbeit, Michael
Lange, Hohenzollernstraße 14,
14109 Berlin, Tel. 030 / 80 68 00,
Telefax 030 / 80 68 07 – 0.
WOMAN: Wom@nticker – Medien-
agentur für Frauen, Hohenstaufen-
straße 8, 60327 Frankfurt / Main,
Telefon 069 / 74 30 98 63, 
Telefax 069 / 74 30 98 64, 
E-Mail info@womanticker.de, 
Internet www.womanticker.net.

Mehr Leben
NEUSS. „Schizophrenie und Stig-
ma“ heißt ein Journalistenpreis,
den das Neusser Pharmaunterneh-
men Janssen-Cilag gemeinsam mit
dem Bundesverband der Angehöri-
gen psychisch Kranker ausschreibt.
Der Preis ist mit 5.000 Euro dotiert.
Ausgezeichnet werden laienver-
ständliche Arbeiten in Zeitungen
und Zeitschriften, die über das
Krankheitsbild informieren, über
den Umgang mit der Psychose,
über Betroffene, Angehörige, The-
rapeuten. Wie kann Integration
gefördert, Isolation abgebaut wer-
den? Welche Möglichkeiten gibt
es, psychisch Kranke wieder in den
Arbeitsalltag einzugliedern? Zuge-
lassen sind Beiträge, die im Kalen-
derjahr 2003 erschienen sind. Ein-
sendeschluss: 31. Dezember 2003.
Kontakt: Publicis Vital PR, Stich-
wort: „Journalistenpreis“, Hansa-
ring 97, 50670 Köln, 
Telefon 0221 / 91 27 19 14, E-Mail
andrea.boettcher@publicis-vital-pr.de.

Mehr Wissenschaft
OBERURSEL. Einen Medienpreis für
den wissenschaftsjournalistischen
Nachwuchs vergibt die Aventis
Pharma Deutschland GmbH für die
allgemeinverständliche Vermittlung
innovativer medizinischer Themen.
Der „Heureka-Journalistenpreis“
ist mit insgesamt 20.000 Euro do-
tiert, je 5.000 Euro für die Medien-
bereiche Presse, Hörfunk, Fernsehen
und Online. Bewerben können sich
junge Journalisten bis zum Alter
von 35 Jahren. Kriterien für die
Preisvergabe seien Originalität und
mediengerechte Umsetzung des
Themas, wissenschaftliche Präzision,
journalistische Sorgfalt und Profes-
sionalität, meldet das Unternehmen.
Bewerbungsschluss: 30. September
2003 beim Heureka-Sekretariat,
Obere Zeil 2, 61440 Oberursel, 
Telefon 061 71 / 58 87 – 41, 
Telefax 061 71 / 58 87 – 40, 
Internet www.aventis.de/heureka.
Neben der Ausschreibung des Prei-
ses bietet das Unternehmen auch
Seminare für junge Wissenschafts-
journalisten an. 

Mehr Mittelstand
BERLIN. Die Stimmung am Wirt-
schaftstandort Deutschland ist trübe.
Eine optimistischere Medienbe-
richterstattung soll das ändern 
helfen. Im Zusammenhang mit der
Mittelstandsmesse M – 2003 in
Berlin wurde deshalb der Journa-
listenwettbewerb „Forum Mittel-
stand“ geschaffen. Journalisten
aus den Bereichen Print, TV, Online
oder Hörfunk sollen mit ihren
Beiträgen auf die wirtschaftliche

Bedeutung des Mittelstandes auf-
merksam machen. Auf der Kongress-
messe in Berlin am 21. / 22. No-
vember 2003 werden die heraus-
ragenden Arbeiten prämiert. Die
drei Sieger der Kategorien Print,
Online und Hörfunk / TV erhalten
Preise in Höhe von je 2.000 Euro.
Informationen unter www.mittel-
stand2003.de oder bei wbpr 
Public Relations, Susann Müller,
Parkstraße 2, 14469 Potsdam, 
Telefon 0331 / 201 66 69, 
Telefax 0331 / 201 66 99, 
E-Mail: potsdam@wbpr.de. 

Mehr Medienpädagogik
BIELEFELD. Einen mit 1.500 Euro
dotierten Preis für medienpäda-
gogische Diplom- Magister- und
Staatsexamensarbeiten vergeben
die Gesellschaft für Medien-
pädagogik und Kommunikations-
kultur und die Freiwillige Selbst-
kontrolle Fernsehen. Die Arbeiten
müssen im laufenden Jahr oder im
Vorjahr angefertigt worden sein.
Sie können eingereicht werden bis
zum 31. Juli 2003 durch die be-
treuenden Hochschullehrer samt
einem begleitenden Gutachten 
sowie einem Exposé des Verfassers.
Näheres bei der GMK, 
Körnerstraße 3, 33602 Bielefeld,
Telefon 0521 / 677 88, 
Internet www.gmk-net.de, 
E-Mail gmk@medienpaed.de.

Mehr Vielfalt
KÖLN. Wie sieht das Zusammenle-
ben in der kulturellen Vielfalt aus?
Der ARD medienpreis CIVIS zeich-
net Hörfunk- und Fernsehbeiträge
aus, „die sich in überzeugender
Weise – am besten mit animieren-
den und außergewöhnlichen Ideen
– des Themas annehmen, um so
für mehr Offenheit und Austausch
unter den Kulturen zu sorgen“.
Der Schwerpunkt der diesjährigen
Ausschreibung liegt auf der Dar-
stellung positiver, personalisierter
Beispiele. Die Auszeichnung wird
als europäischer Fernsehpreis und
als deutscher Hörfunk- und Fern-
sehpreis in den Kategorien Infor-
mation und Unterhaltung verge-
ben. Er ist mit insgesamt 30.000
Euro dotiert. 
Einsendeschluss: 28. Juli 2003. 
Bewerbungsunterlagen bei: 
CIVIS medien stiftung GmbH für
Integration und kulturelle Vielfalt
in Europa, Breite Strasse 48-50, 
D-50667 Köln, 
Telefon 0221 / 27 75 87 – 0, 
Telefax 0221 / 27 75 87–16, 
E-Mail: civis@wdr.de, 
Internet www.civis.ard.de. 
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Leute

Karola Bayr löst als Programm-
chefin bei Fox Kids Germany 
Christine Brand ab, die
Programmleiterin bei MGM 
Networks Deutschland wird.

Jörg Boecker, der bisher in der
Sendung „WDRpunktDortmund“
die Lokalnachrichten präsentierte,
wechselte als Moderator zum ARD-
Wirtschaftsmagazin „Plusminus“.

Albrecht Prinz von Croy, bislang
Chef vom Dienst und Mitglied der
Chefredaktion bei der Wirtschafts-
zeitschrift „DM Euro“ (Frankfurt),
übernimmt die neu geschaffene
Position eines Redaktionsdirektors
beim „Handelsblatt“ (Düsseldorf).
Beide Blätter gehören zur Verlags-
gruppe Handelsblatt.

Barbara Dickmann, bislang Auto-
rin und Redakteurin bei „ML Mona
Lisa“, löst als Leiterin des ZDF-
Frauenjournals Conny Hermann
ab, die Chefin des ZDF-Landesstu-
dios in Saarbrücken wird. Sie folgt
auf Ines Trams, der jetzt die Lei-
tung des Magazins „drehscheibe
Deutschland“ obliegt. 

Oliver Ebert, Redaktionsleiter von
„Max Online“, folgt als stellvertre-
tender Chefredakteur der Tomorrow
Focus Portal (München) auf 
Christian Hasselbring.

Katja Feller, zuletzt Praktikantin
beim MDR, Katja Möckel von PSR
und Andrea Heindorff, bisher bei
„Radio Wir von hier“ (Bremen),
sind die neuen Moderatorinnen
von Radio R.SA, das bisher als oldie
fm firmierte (Radio PSR, Sachsen).

Susanne Fett, stellvertretende
Chefredakteurin von „Bravo Girl“,
übernahm kommissarisch die Auf-
gaben der bisherigen Chefredak-
teurin Michaela Mielke, die den
Bauer Verlag verließ.

Roland Freund, Geschäftsführer
von dpa-AFX, der für dpa auch
journalistisch tätig war, übernahm
die Chefredaktion der Wirtschafts-
nachrichten-Agentur von Igor
Reichlin, der künftig von Berlin
aus für AFX News und dpa wirkt.

Peter Heinlein wechselt mit seiner
Medienkolumne („Welt am Sonn-
tag“, „Max“) zum „Handelsblatt“.

Uwe Hoch, Geschäftsführer Fach-
medien bei der Verlagsgruppe
Handelsblatt, löste als Sprecher des
Verbands der Deutschen Fachpres-
se Reinhold Welina ab, der jetzt
Vize-Sprecher ist.

Jürgen Hogrefe, langjähriger Re-
dakteur und Korrespondent beim
„Spiegel“, zuletzt außenpolitischer
Redakteur im Hauptstadtbüro,
übernimmt die Leitung des Unter-
nehmensbereichs Wirtschaft, Poli-
tik und Gesellschaft beim Energie-
konzern EnBW Energie Baden-
Württemberg AG.

Doreen Kister, bislang Nachrich-
tenredakteurin bei Antenne
Thüringen (Weimar), löste als 
Leiterin des Nachrichtenressorts
Christian Stadall ab, der zur Lan-
desgeschäftsstelle des Deutschen
Paritätischen Wohlfahrtsverbandes
wechselte.

Michael Konken wurde als Vorsit-
zender des Deutschen Journalisten-
Verbandes in Niedersachsen wieder
gewählt. Saskia Döhner folgte als
Stellvertreterin auf Heinrich Kron-
lage, der nicht mehr kandidierte. 

Rudolf Kreitz, bisher stellvertre-
tender Chefredakteur und Lokal-
chef des „Kölner Stadt-Anzeiges“,
folgt als Chefredakteur des „Kölner
Express“ (Verlag M. DuMont
Schauberg) auf Hans-Peter
Buschheuer, der als Chefredakteur
zum „Berliner Kurier“ wechselt.

Axel Kühn, ehemals Programm-
chef von tm3 / Neun Live, wird 
Leiter der neu geschaffenen Ab-
teilung TV-Programming, die BMG
Ariola Media zugeordnet ist.

Landespressekonferenz Saar (LPK):
Der Vorsitzende Michael Kuderna
und die Beisitzer Gabi Hartmann,
Michael Thiesen und Lothar
Warscheid wurden in ihren Ämtern
bestätigt; neu in den Vorstand ge-
wählt wurde Volker Roth, redak-
tioneller Mitarbeiter und Reporter
beim SR Fernsehen. Norbert Klein
schied nach seiner Berufung zum
Chefredakteur Fernsehen des SR aus.

Valdo Lehari jr., Verleger des
„Reutlinger Generalanzeigers“,
wurde als Vorsitzender des Ver-
bands Südwestdeutscher Zeitungs-
verleger (VSZV) wieder gewählt.
Stellvertretende Vorsitzende sind
Christine Bechtle-Kobarg, Verle-
gerin der „Esslinger Zeitung“, und
Björn Jansen, Geschäftsführer des
„Mannheimer Morgen“.

NDR-Personalien: Elke Haferburg,
bisher Leiterin des Studios Rostock,
löst als Stellvertreterin des Direktors
im NDR Landesfunkhaus Schleswig-
Holstein und Chefin der NDR 1
Welle Nord Eckart Bethke ab, der
in den Ruhestand tritt. NDR-Info-
Reporter Holger Senzel löst zum 
1. August als Korrespondent im
NDR/WDR-Hörfunkstudio London
Carsten Schmiester ab, der in 

der Nachfolge von Klaus-Jürgen
Haller vom WDR zum 1. Septem-
ber Leiter des Washingtoner NDR /
WDR-Studios wird. Thomas Berb-
ner, bisher in der Auslandsredak-
tion des NDR Fernsehens zuständig
für Features und Dokumentationen,
verstärkt das Team im Fernsehstu-
dio Washington. 

Tilo Neuhaus, bislang stellvertre-
tender Chefredakteur bei „DM 
Euro“ (Verlagsgruppe Handels-
blatt), wechselte in der gleichen
Funktion zum Wirtschaftsmagazin
„Guter Rat“ (Hubert Burda Me-
dien).

Hermann Neusser, Verleger des
Bonner „General-Anzeigers“, folg-
te als Vorsitzender des Kuratoriums
für den Journalistenpreis der deut-
schen Zeitungen / Theodor-Wolff-
Preis auf Rolf Terheyden, Altver-
leger des „Bocholter Borkener
Volksblatts“.

Harry Nutt ist Leiter des Ressorts
Feuilleton / Medien bei der „Frank-
furter Rundschau“ und verantwor-
tet damit auch die Medienseite der
Zeitung. In M 5/2003 wurde
fälschlicherweise verkündet, dass
die „bisherige Medienseite der FR
eingestellt“ worden sei. 

Frauke Oeding-Blumenberg
wurde als Vorsitzende des Ver-
bands Druck und Medien Nieder-
sachsen (vdm) ebenso wieder ge-
wählt wie ihre Stellvertreter Ulrich
Ruprecht und Frank Dallmann. 

Albrecht Ott wurde Redaktions-
leiter des neuen Monatsmagazins
„Kids Zone Fun & Action“, einem
Ableger von „Kids Zone“ (Compu-
tec Media); Chefredakteurin von
„Kids Zone Girl“, das im August
auf den Markt kommt, ist Esther
Hölderle. 

Gero von Randow, zuletzt Res-
sortleiter Wissenschaft der „Frank-
furter Allgemeinen Sonntagszei-
tung“, kehrt zur „Zeit“ zurück, bei
der er schon von 1992 bis 2001
tätig war. Sein Nachfolger bei der
„FAS“ wird der bisherige Vize-Res-
sortleiter Jörg Albrecht.

Michael Roth, stellvertretender
Chefredakteur des „Staatsanzeigers
für Baden-Württemberg“, leitet
die Wochenzeitung kommissarisch,
nachdem der Chefredakteur Jens
B. Fink in den Ruhestand ging.

Tina Rumpelt folgt als Chefredak-
teurin der Fachzeitschriften „Auto-
mobil-Produktion“, „Automobil-
Entwicklung“ und „Automobil-
Elektronik“ (Verlag Moderne Indus-
trie) auf Claus Rentschler, der den
Verlag verließ. 
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Leute / Preise

Beim Rundfunk Berlin-Branden-
burg (RBB) ist die Geschäftsleitung
komplett. Hörfunkdirektorin: 
Hannelore Steer vom ORB; Fern-
sehdirektor: Gabriel Heim vom
WDR; Verwaltungsdirektor: Hagen
Brandstäter vom WDR; Produk-
tions- und Betriebsdirektor: Nawid
Goudarzi vom ORB. 

Annette Maria Rupprecht, stell-
vertretende Chefredakteurin des
„Hamburger Abendblatts“, schei-
det als Ressortleiterin Kultur und
Medien aus; sie wird das Blatt im
Lauf des Jahres verlassen.

Astrid Saß, bislang Textchefin von
„Gala“, löst als stellvertretende
Chefredakteurin des Blatts Karin
Schlautmann ab, die sich ganz
ihren Aufgaben als Chefredakteu-
rin von „Frau im Spiegel“ (eben-
falls G+J) widmen wird.

Prof. Dr. Hans Schneider, lang-
jähriger Schriftleiter von „Personal“
(Fachverlag der Verlagsgruppe
Handelsblatt), scheidet aus.

Elfie Siegl, seit 1992 Wirtschafts-
korrespondentin der „FAZ“ in 
Moskau, wird das Blatt verlassen
und als freie Journalistin vor allem
über die Staaten der GUS berichten.

Wolfgang Stiller, stellvertreten-
der Chefredakteur von „Capital“,
verläßt das Wirtschaftsmagazin.

Verband Privater Rundfunk und 
Telekommunikation (VPRT): 
Jürgen Doetz (Vorstand ProSie-
benSat.1) wurde in seinem Amt als
Präsident des Verbands ebenso 
bestätigt wie die Vorsitzenden der
Fachbereiche Hörfunk, Fernsehen
und Multimedia, Hans-Jürgen
Kratz (Antenne Thüringen), Ingrid
M. Haas (RTL Television) und 
Dr. Marcus Englert (SevenOne 
Intermedia), die zugleich Vize-Prä-
sidenten des VPRT sind.

Die Wissenschafts-Pressekonferenz
(WPK, Bonn) wählte einen neuen
Vorstand: Christiane Götz-Sobel
(ZDF) löste als Vorsitzende Jean
Pütz ab, der ebenso wie Dr. Nor-
bert Lossau („Die Welt“) und 
Edgar Forschbach (ehem. DLF)
jetzt dem neu geschaffenen Beirat
angehört. Vize-Vorsitzende sind
die Wissenschaftsjournalisten
Volker Stollorz und Mirko Smil-
janic. Schatzmeisterin bzw. Schrift-
führerin bleiben Dagmar Röhrlich
(freie Journalistin) und Dr. Ellen
Norten (BR).

Gualtiero Zambonini, Leiter der
Programmgruppe Funkhaus Euro-
pa beim WDR, wurde zum Beauf-
tragten für Integration und kultu-
relle Vielfalt des Senders berufen.

Der AM Generali Invest Journalis-
tenpreis der gleichnamigen Fonds-
gesellschaft wird für journalistische
Arbeiten verliehen, in denen „das
komplexe Thema Fonds in beson-
ders herausragender Art und Weise
dargestellt und einem breiten 
Publikum verständlich erläutert“
wird. Der diesjährige, mit 25 000 €
dotierte Preis geht zu gleichen Tei-
len an Dr. Hanno Beck („FAZ“),
Dr. Elmar Peine („DM Euro“) und
Albrecht Scheuermann (Artikel-
serie in der „Hannoverschen Allge-
meinen Zeitung“).

Axel Springer Preis für Junge Jour-
nalisten 2003 – Kategorie Printme-
dien: 1. Preis (Klassische Reportage):
Anne Zielke („FAZ“); 1. Preis (Ak-
tuelle Reportage): Christine-Felice
Röhrs („Der Tagesspiegel“); 
1. Preis (Interview): Claudia From-
me („SZ“). Kategorie Fernsehre-
portagen: 1. Preis: Jens Rübsam
und Christine Thalmann (SFB); 
2. Preis: Jan Hinrik Drevs (NDR);
3. Preis: Ulf Eberle und Katharina
Gugel (ZDF). Kategorie Hörfunk:
1. Preis: Steffen Prell (Radio mul-
tikulti); 2. Preis: Michael Watzke
(Antenne Bayern); 3. Preis: Tobias
Häusler (Radio NRW). Kategorie
Internetjournalismus: 1. Preis: 
Philipp Müller (ZDF reporter). Die
ersten, zweiten und dritten Preise
sind mit jeweils 5000, 4000 und
2500 € dotiert.

13. Bamberger Kurzfilmtage – Pu-
blikumspreis (500 €): Florian Vo-
gel und Johannes Kaltenhauser
(HFF München) für „Jenseits der
Ferne“; 2. und 3. Preis für „Ballett
ist ausgefallen“ von Anne Wild
und „Finow“ von Susanne Ques-
ter. Preis der Jury: „Innen Außen
Mongolei“ von Sebastian Win-
kels (HFF Potsdam).

Florian Baxmeyer, Absolvent des
Filmstudiums der Universität Ham-
burg, wurde für seinen Diplomfilm
„Die rote Jacke“ der „Studenten-
Oscar“ der Academy of Motion
Picture Arts and Sciences (Los An-
geles) in der Kategorie Kurzfilm zu-
erkannt.

Bayerischer Fernsehpreis 2003 – ei-
ne Auswahl der Preisträger. Ehren-
preis: Regisseur, Autor und Produ-
zent Helmut Dietl („Münchner
Geschichten“, „Monaco Franze“,
„Kir Royal“ usw.); Sonderpreise:
Horst Tappert („Derrick“, ZDF)
und die Redaktion der ARD-
„Tagesschau“ zum 50-jährigen 
Jubiläum; Dokumentation: André
Zalbertus und Peter Kloeppel für
die Reihe „Kanzler, Krisen, Koali-

tionen“ (RTL); Polit-Talk: Maybrit
Illner für „Berlin Mitte“ (ZDF); 
Regie: Matti Geschonneck für
„Die Mutter“ (WDR/ARD); Dreh-
buch: Britta Stöckle für „Geht
nicht gibt’s nicht“ (ZDF); Schau-
spielerin: Anneke Kim Sarnau
für „Die Hoffnung stirbt zuletzt“
(NDR / ARD); Schauspieler: Götz
George und Klaus J. Behrendt
für „Mein Vater“ (WDR / ARD); 
Comedy: Anke Engelke und Olli
Dittrich für „Taxi nach Schweinau“
(Reihe „Blind Date“, ZDF); Recher-
che: Max Thomas Mehr für
„Sebnitz – die perfekte Story“ (Rei-
he „Ein Tag mit Folgen“, ARTE);
Produzent: Jan Mojto für den
Vierteiler „Napoleon“ (ZDF); beste
Bilder: Jochen Richter für die 
Reihe „Landschaften der Erde“
(BR / ARTE); das Beste für Kinder:
„Willi will’s wissen“ mit Willi
Weitzel (BR/WDR/KiKa); bester
Geschlechterkampf: Rebecca Im-
manuel und Christoph M. Ohrt
in „Edel & Starck“ (SAT 1); beste
Kommissarin: Hannelore Hoger
in „Bella Block – Tödliche Nähe“
(ZDF); bester Böser: Hilmar Thate
in „Operation Rubikon“ (Pro Sieben). 

Der Schauspielerin Senta Berger
und dem Regisseur sowie Produ-
zenten Michael Verhoeven,
ihrem Ehemann, wurde die Me-
daille „München leuchtet – Den
Freunden Münchens“ der bayeri-
schen Landeshauptstadt verliehen.

Manfred Brümmer, Dramaturg
an der Fritz-Reuter-Bühne Schwerin,
gewann mit seinem niederdeut-
schen Hörspiel „Graww in den
Dannen“ („Grab in den Tannen“)
bei den Hörspieltagen in Zons
(Kreis Neuss) im Wettbewerb um
das beste regionale Hörspiel des
Jahres den mit 2500 € dotierten
ersten Preis. 

Christophorus-Preise 2003 erhiel-
ten der NDR-Autor Franz Jägeler
für seine Rundfunksendung
„Nichts für Anfänger“ und Heiko
Haupt vom Ressort Auto / Verkehr
des dpa / gms-Themen-dienstes für
seine Berichterstattung über Ver-

kehrssicherheit. Ein Preis der Chris-
tophorus-Stiftung im Gesamtver-
band der Deutschen Versicherungs-
wirtschaft ging auch an die „Wol-
fenbütteler Zeitung“ (Hans-Dietrich
Sandhagen, Thomas Stechert).

Dokumentarfilmfestival „Visions
du réel“ in Nyon / Schweiz – Grand
Prix: Vladimir Eisner (Russland)
für „Poslednii srok“; Preis des
Schweizer Fernsehens: Thomas
Heise (Deutschland) für „Vater-
land“; Publikumspreis der Stadt
Nyon: Nina Toussaint und Massi-
mo Iannetta für „Zersetzung der
Seele“ (Deutschland / Belgien). 
Nationaler Wettbewerb – Preis des
Schweizer Fernsehens: Joakim
Demmer (dffb) für „Tarifa traffic“
(3sat). Wettbewerb „Regards
neufs“ für Erstlingswerke: Marcin
Koszalka (Polen) für „Takiego pie-
knego syna urodzilam“ und Ale-
run Goette (Deutschland) für „Die
Kinder sind tot“. 

Mit dem Europäischen Private
Equity Award der Adveq-Gruppe
(Zürich), der zum ersten Mal verge-
ben wurde, werden Journalisten
„für herausragende Artikel, Repor-
tagen und Kommentare aus dem
Bereich Private Equity“ ausgezeich-
net. 1. Preis: Nicole Rütti, Wirt-
schaftsredakteurin der „NZZ“; 
2. Preis: Michael Prellberg, Re-
dakteur im Team Inside Business
der „Financial Times Deutschland“,
und Arne Storn, ebenfalls Redak-
teur bei der „FTD“; Sonderpreis 
für Beiträge in englischer Sprache:
Yasmine Chinwala von den 
„Financial News“(London).

Goetz Goebel, Reporter und Re-
dakteur in der Chefredaktion Baden-
Württemberg des SWR, erhielt für
seine Reportage „Hilfe, ich habe
Zucker!“ den mit 3000 € dotier-
ten Fernsehpreis der Deutschen
Diabetes-Stiftung (DDS).

Die Goldene Feder 2003, der Me-
dienpreis der Verlagsgruppe Bauer,
ging u.a. an Stefan Aust, Chef-
redakteur des „Spiegel“; Hans
Mahr, Informationsdirektor bei

7 – 8.2003 M 43

Preise Event junger Journalisten

Vom 18. bis 20. Juli kommen mehr als 450 junge Journalisten
aus dem ganzen Land, die bei Schülerzeitungen und anderen Medien
tätig sind, in Essen zusammen, um das bundesweite JugendMedien-
Event der Jungen Presse NRW e.V. zu besuchen. In 100 Seminaren
aus allen Medienbereichen kann mit prominenten Politikern und
Journalisten diskutiert werden. Im Angebot ist ein interessantes
Rechercheprogramm. Alle Leser sind eingeladen, über die bundes-
weite Veranstaltung der Jugendpresse zu berichten und sich ehren-
amtlich als Seminarreferenten für den Nachwuchs zu engagieren. 
Informationen unter: www.jugendmedienevent.de



Preise

RTL, und Claus Jacobi, Ex-Chef-
redakteur von „Spiegel“, „Welt“,
„Welt am Sonntag“ und „Bild“. 

Den Herbert Quandt Medien-Preis,
der mit insgesamt 50 000 € dotiert
ist, erhielten: Der Autor Burkhard
Spinnen (Münster) für sein Buch
„Der schwarze Grat. Die Geschichte
des Unternehmers Walter Linden-
maier aus Laupheim“; Lorenz
Wagner, Reporter der „Financial
Times Deutschland“, für sein Por-
trät des Europapark-Chefs Roland
Mack; Martin T. Roth, Wirschafts-
redakteur der „FAZ“, für sein Essay
„Abschied von den Königsmachern
der Deutschland AG“ und Harald
Willenbrock, Autor beim Wirt-
schaftsmagazin „Brand Eins“, für
sein Unternehmerporträt „Groß-
manns Sucht“.

Joachim Hinz erhielt für den Do-
kumentarfilm „Kleiner Jäger ganz
groß – die Wasserspitzmaus“
(NDR) beim diesjährigen Internatio-
nal Wildlife Film Festival in Albert /
Frankreich sowohl den Wildlife- als
auch den Waterlife-Prize. 

18. Internationales Dokumentar-
filmfestival München – Dokumen-
tarfilmpreis des BR (10 000 €): 
Victor Kossakowsky (Russland)
für „Tishe!“; Preis „Der besondere
Dokumentarfilm“ (2 500 €): Anat
Zuria (Israel) für „Tehora“ („Rein-
heit“); Förderpreis des FilmFern-
sehFonds Bayern: Elektra Kara
(HFF München) für „Himmel weit –
eine Paradiessuche“ (3 000 €) und
Susan Gluth (HFF München) für
„Nulla si sa, tutto s’immagina – se-
condo Fellini“ (2 000 €). 

56. Internationale Filmfestspiele in
Cannes – Goldene Palme: „Ele-
phant“ von Gus Van Sant (USA);
Großer Preis der Jury: „Uzak“ von
Nuri Bilge Ceylan (Türkei); Preis
der Jury und Ökumenischer Preis:
„A cinq heures de l’apres-midi“
von Samira Makhmalbaf (Iran);
Regie: Gus Van Sant („Elephant“);
Schauspieler: Muzaffer Özdemir
und Mehmet Emin Toprak
(posthum) in „Uzak“; Schauspiele-
rin: Marie-Josée Croze in „Les 
invasions barbares“; Drehbuch:
Denys Arcand (Kanada) für „Les
invasions barbares“; Cámera d’Or
für das beste Erstlingswerk: Chris-
toffer Boe (Dänemark) für „Re-
construction“; Goldene Palme für
den besten Kurzfilm: „Cracker
Bag“ von Glendyn Ivin (Australi-
en); Jurypreis für Kurzfilm: „L’hom-
me sans tete“ von Juan Solanas
(Argentinien); bester Kurzfilm der
Reihe „Cinéfondation“: „Run Rab-
bit Run“ von Pavle Vuckovic (Ser-
bien); Preis der Reihe „Un certain
regard“: „La meilleure jeunesse“
von Marco Tullio Giordana (Italien).

Der Journalistenpreis der deutschen
Zeitungen / Theodor-Wolff-Preis
wird vom Bundesverband Deut-
scher Zeitungsverleger (BDZV) ver-
liehen. Die diesjährigen Preisträger
– Sparte Allgemeines (je 6 000 €):
Holger Kreitling für „Der Ener-
gie-Dichter“ („Die Welt“); Stefan
Ulrich für „Ein Schiff mit Kurs Ge-
rechtigkeit“ („SZ“) und Birgit
Walter für „Hofs Licht“ („Berliner
Zeitung“). Sparte Lokales (je 6 000
€): Michael Ohnewald für „Die
alte Bäuerin von Bernhausen trotzt
den Zeitläuften“ („Stuttgarter 
Zeitung“) und Tobias Schuhwerk
für „Der Mensch blieb Mensch“
(„Allgäuer Zeitung“). Den Preis für
das Lebenswerk erhält Herbert
Kremp, ehemals Herausgeber und
Chefredakteur der „Welt“. 

Der Karl Theodor Vogel Preis für
Technikpublizistik der gleichnami-
gen Stiftung (Vogel Medien Grup-
pe, Würzburg) wurde auf dem
Kongress der Deutschen Fach-
presse verliehen. Einen mit jeweils
1 000 € dotierten Preis erhielten:
Anke Geipel-Kern („Chemie Pro-
duktion“), Josef-Martin Kraus
(„MM Maschinenmarkt“) und
Björn Weber („Lebensmittelzei-
tung Spezial“).

Der TV-Produzent Werner Kim-
mig wurde in Würdigung seines
karitativen Engagements mit dem
Bundesverdienstkreuz am Bande
ausgezeichnet.

Olga Kitowa, Kommunalpoliti-
kerin in der südrussischen Stadt
Belgorod und Journalistin bei der
„Belgorodskaja Prawda“, wird für
ihre investigative Berichterstattung
über Justizwillkür und illegale Ge-
schäfte, die ihr Inhaftierung und
Folter eintrug, mit dem Preis für
Pressefreiheit des Deutschen Jour-
nalisten-Verbandes (DJV) ausge-
zeichnet.

Die Landespressekonferenz Saar
verlieh dem SPD-Politiker Ottmar
Schreiner (MdB) „für besondere
Pressefreundlichkeit“ die „Goldene
Ente“ der saarländischen Parla-
mentsjournalisten.

Literaturwettbewerb 2003 des
MDR - 1. Preis (5 000 €): Omar
Saavedra Santis (Chile / Deutsch-
land); 2. Preis: Clemens Meyer
(Leipzig); 3. Preis: Nils Mohl (Ham-
burg).

Lokaljournalistenpreis der Konrad-
Adenauer-Stiftung 2003 – 1. Preis
(5 000 €): „Leipziger Volkszeitung“
für die lokale Serie „Warum?“; 
2. Preis (2 500 €): „Braunschwei-
ger Zeitung“ für eine Serie über
ehrenamtliches Engagement; 
3. Preis (1 500 €): „Leine-Zeitung“

und „Oldenburgische Volkszei-
tung“; Sonderpreise (je 500 €):
„Saarbrücker Zeitung“, „Tölzer
Kurier“, „Generalanzeiger Bonn“
und „Trierscher Volksfreund“. 

Felicitas von Lovenberg, Litera-
turredakteurin bei der „FAZ“, wur-
de der diesjährige Alfred-Kerr-Preis
für Literaturkritik zugesprochen,
den das „Börsenblatt für den deut-
schen Buchhandel“ stiftet.

Der „Marler Fernsehpreis für Men-
schenrechte“ wurde vom Bezirk
Ruhrgebiet Mitte der Menschen-
rechtsorganisation amnesty inter-
national zum zweiten Mal vergeben.
Ehrenpreis: Dieter Franck, einer
der Autoren des 3sat-Magazins
„Recht brisant“. Sparte Nachrichten:
Anne Huelgot von der Agentur
CAPA, Stefan Niemann, ARD-
Korrespondent in Peking, und
Uwe Schering, Redakteur der
NDR-Auslandsredaktion, für „Das
tödliche Schweigen – Die AIDS-
Katastrophe in Chinas Provinz“
(ARD-„Weltspiegel“). Sparte Doku-
mentation: Udo Lieleschkies und
Arnd Henze für „Russische Treib-
jagd – Das Ende einer Reporterin“
(WDR); Sparte Spielfilm: kein Preis.

Siegfried Matlok, Chefredakteur
der Tageszeitung „Der Nordschles-
wiger“ (Apenrade / Dänemark),
wurde für seine Verdienste um die
deutsch-dänische Verständigung
mit dem hohen dänischen Orden
Ritterkreuz des Danebrog-Ordens
ausgezeichnet.

Den Medienpreis der Deutschen
AIDS-Stiftung 2001 / 02, insgesamt
mit 15 000 € dotiert, erhielten im
Rahmen des AIDS-Kongresses im
Mai 2003 in Hamburg: Die Redak-
tion der Zeitschrift „ProjektInfor-
mation“; Peter Sartorius für die
vierteilige Serie „Die AIDS-Katas-
trophe im Süden Afrikas“ („SZ“)
und eine Arbeitsgruppe in der
Neuen Gesellschaft für Bildende
Kunst (Berlin) für die Ausstellungs-
reihe „Unterbrochene Karrieren“. 

Dem TV- und Filmproduzenten 
Jan Mojto (EOS, München) wurde
„wegen seiner Verdienste um die
europäische Einigung auf dem Ge-
biet der Medien“ die Karlsmedaille
verliehen. Der undotierte europäi-
sche Medienpreis wird von der
Landesanstalt für Medien NRW
(LfM), dem Europäischen Medien-
institut und der Stadt Aachen ver-
geben.

Peter Puhlmann, Redaktionsleiter
und Reporter der ARD-„Weltreisen“
des SWR, wurde beim internatio-
nalen Filmwettbewerb „Zukunfts-
fähiger Tourismus“ auf der ITB für
seinen Film „Disneyland bei den In-

ka? – Weltkulturerbe Machu Picchu
in Gefahr“ in der Kategorie Infor-
mations- und Dokumentarfilme
mit dem TOURA D’OR 2002 aus-
gezeichnet.

Franz Rath („Der junge Törless“,
„Rosa Luxemburg“, „Jahrestage“
u.a.) wurde im Rahmen des Deut-
schen Kamerapreises der Titel Eh-
renkameramann des Jahres 2003
zuerkannt. 

Die RIAS-TV-Preise 2003, dotiert
mit jeweils 3 000 $, gingen an: 
Jürgen Brand (Stern TV), Kathrin
Röggla (BR) sowie Johannes Ha-
no und Elmar Theveßen für ihre
Beiträge zu den Folgen der An-
schläge vom 11. September 2001;
Christoph Lütgert und Siri Ny-
rop für ihre Dokumentation „Das
Lipobay-Desaster – Milliarden-Kla-
ge gegen Bayer“ (NDR) sowie 
Mica Stobwasser und Armin 
Toerkell für „New York – Musik
im Untergrund“ (BR).

Hans-Peter Riese, Korrespondent
des hr in Washington, erhält für
„seine tatsachengetreue, faire und
unabhängige Amerika-Berichter-
stattung“ den Medienpreis 2003
der deutsch-amerikanischen Steu-
ben-Schurz-Gesellschaft.

20. Robert Geisendörfer Preis der
Evangelischen Kirche - Hörfunk (je
2 500 €): Rosemarie Mieder und
Gislinde Schwarz (Buch) sowie
Sabine Ranzinger (Regie) für 
„Alles für zwei Mark – Das Häft-
lingsbordell von Buchenwald“
(MDR); Charlotte Drews-Bern-
stein (Buch und Regie) und Bar-
bara Entrup (Regie) für „Zehn
Jahre Sibir – Deutsche Zwangs-
arbeiterinnen in Schadrinsk“
(SFB / ORB). Fernsehen (je 2 500 €):
Stephan Lamby und Klaus Rad-
ke (Buch und Regie) für „Das
große Schauspiel – Inszenierung
von Politik im permanenten Wahl-
kampf“ (PHOENIX); Dieter Oeckl
(Buch und Regie) für „Der Men-
schenfänger – Die Macht der Fotos
von Jupp Darchinger“ (RTL). Son-
derpreis der Jury (1 500 €): Redak-
tion SWR 3 Topthema.

Gisela Schaumann-Dunkhase,
Ressortleiterin Medizin bei 
„Journal für die Frau“ (ASV), 
erhielt für einen Artikel über Dia-
betes den mit 5 000 € dotierten
internationalen Media Prize des
dänischen Pharmakonzerns Novo
Nordisk.

Bianca von der Weiden, freie
Autorin u.a. für das Medizinressort
von „Journal für die Frau“, wurde
mit dem Medienpreis 2003 des 
Berufsverbandes deutscher Augen-
ärzte ausgezeichnet.
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Anteile gewonnen, 
Anteile verloren, 
wie erwartet, 
wieder auf dem Weg nach oben … 

Wie auch immer die Media-Analyse ausfällt: 

Wir feiern zusammen – Beschäftigte, Freie
und Freunde aus den privaten und öffentlich-
rechtlichen Rundfunksendern und alle 
anderen Medienschaffenden der Branche. 

Wir feiern in:

connexx.av ist ein Projekt von ver.di ©
 P
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Die Vertretung
für Medienschaffende
in privatem Rundfunk, Film,
AV-Produktion und Internet

Locations und Programm erfahren Sie unter:
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